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137. Sitzung 

Bonn, den 10. Dezember 1982 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
heutige Tagesordnung um acht Zusatzpunkte er-
weitert werden. Diese Punkte — einschließlich des 
bereits in der gestrigen Sitzung aufgesetzten Ge-
setzentwurfs zur Erhöhung des Angebots an Miet-
wohnungen — sind in der Liste „Zusatzpunkte zur 
Tagesordnung" aufgeführt, die Ihnen auf den Plät-
zen vorliegt: 

1. Zweite und dritte Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Erhöhung des Angebots an Mietwohnungen — 
Drucksache 9/2079 — Beschlußempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses — Drucksachen 9/2248, 9/2284 — 
Berichterstatter: Abgeordnete Clemens, Gnädinger 
(Erste Beratung 127. Sitzung) 

2. Zweite und dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Gesetzes zur Ände-
rung des Zuckersteuergesetzes — Drucksache 9/2035 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
(7. Ausschuß) — Drucksache 9/2252 — Berichterstatter: Ab-
geordneter Dr. Meyer zu Bentrup 
(Erste Beratung 125. Sitzung) 

3. Zweite und dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Ände-
rung des Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkunde 
— Drucksache 9/1987 — Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) — Drucksache 9/2235 — Berichterstatter: 
Abgeordneter Dolata 
(Erste Beratung 123. Sitzung) 

4. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 8 Oktober 1970 zur gegenseiti-
gen Anerkennung von Inspektionen betreffend die Herstel-
lung pharmazeutischer Produkte (Gesetz zur Pharmazeuti-
schen Inspektions-Convention — PIC) — Drucksache 9/ 
1901 — Beschlußempfehlung und Bericht des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) — 
Drucksache 9/2236 — Berichterstatter: Abgeordneter Mar-
schall 
(Erste Beratung 111. Sitzung) 

5. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) zu dem Entschließungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU zur Beratung des Agrarberichts 1982 der 
Bundesregierung — Drucksachen 9/1492. 9/2253 — Bericht-
erstatter: Abgeordneter Müller (Schweinfurt) 

6. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Aus-
schuß) zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Waffenschmidt, Dr. Dregger, Dr. Schneider, Schwarz, Hau-
ser (Krefeld), Kroll-Schlüter, Herkenrath, Magin, Dörflin

-

ger, Deres, Dr.-Ing. Kansy, Bohl, Dr. Meyer zu Bentrup, Dr. 
Möller, Dr. Schroeder (Freiburg), Braun, Dr. Bötsch, Dr. 
Miltner, Krey, Dr. von Geldern, Fellner, Dr. Jentsch (Wies-
baden), Gerlach (Obernau), Dr. Laufs, Broll, Volmer, Spran-
ger, Vogt (Düren), Müller (Wesseling), Dr. Jahn (Münster), 
Regenspurger, Dr. George und der Fraktion der CDU/CSU 
zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, 
Dr. Schneider, Dr. Dregger, Schwarz, Sick, Braun, Dr. Möl-
ler, Herkenrath, Hauser (Krefeld), Kroll-Schlüter, Frau 
Karwatzki, Wimmer (Neuss), Burger, Müller (Wesseling), 
Regenspurger, Dr.-Ing. Kansy, Seehofer, Deres, Dörflinger, 
Dr. Jahn (Münster), Dr. Hüsch, Hanz (Dahlen), Spranger, 
Broll, Fellner, Dr. von Geldern, Gerlach (Obernau), Dr. 
Jentsch (Wiesbaden), Krey, Dr. Laufs, Dr. Miltner, Volmer, 
Weiß, Clemens, Dr. Köhler (Wolfsburg), Jung (Lörrach), Zie-
rer, Magin, Bohl, Maaß, Louven, Dr. Schroeder (Freiburg), 
Hartmann, Dr. Faltlhauser, Sauer (Stuttgart), Kalisch, 
Breuer, Dr. Jobst, Dr. Warnke, Linsmeier, Dr.Schäuble, 
Vogt (Düren), Frau Pack, Milz, Frau Geiger, Tillmann, Dr. 
Kunz (Weiden), Lenzer, Frau Benedix-Engler. Müller (Wa-
dern), Jagoda, Dr. Bugl, Dr. George und der Fraktion der 
CDU/CSU Lage der Städte, Gemeinden und Kreise — 
Drucksache 9/1304, 9/2117 — Berichterstatter: Abgeordne-
ter Jaunich 

7. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Aus-
schuß) zu den Unterrichtungen durch die Bundesregie-
rung 

Die Lage der Familien in der Bundesrepublik Deutschland 
— Dritter Familienbericht  — 
Bericht der Sachverständigenkommission der Bundesre-
gierung — Zusammenfassender Bericht  — 
sowie Stellungnahme der Bundesregierung zu diesem Be-
richt — Drucksachen 8/3120, 9/822, 9/1286 — 
Die Lage der Familien in der Bundesrepublik Deutschland 
— Dritter Familienbericht  — 
Bericht der Sachverständigenkommission der Bundesre-
gierung — Drucksachen 8/3121, 9/822, 9/1286 — Berichter-
statter: Abgeordneter Dolata 

8. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Dr. Stercken, Klein (München), Pfeifer, Dr. 
Mertes (Gerolstein), Dr. Schäuble, von der Heydt Freiherr 
von Massenbach, Picard, Rühe, Dr. Probst, Dr. Hornhues, 
Dr. Marx, Neuhaus, Linsmeier, Frau Geiger, Dr. Laufs, Len-
zer, Dr. Bugl, Würzbach, Dr. Jobst, Löher, Freiherr von 
Schorlemer, Pohlmann, Dr. Kunz (Weiden), Niegel, Dr. 
Hüsch, Schwarz, Dr. Lenz (Bergstraße), Magin, Dr. Olderog, 
Sauter (Epfendorf), Sauter (Ichenhausen), Zierer, Jagoda, 
Bühler (Bruchsal), Boroffka, Dr. Rose, Spilker, Sick und der 
Fraktion der CDU/CSU Kulturelle Beziehungen mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika 

Antrag der Fraktionen der SPD und FDP Intensivierung 
der  deutsch-amerikanischen Kulturbeziehungen — Druck-
sachen 9/1498, 9/1665, 9/2233 — Berichterstatter: Abgeord-
nete Gansel, von der Heydt Freiherr von Massenbach 
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Präsident Stücklen 
9. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 

Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der Aufhebba-
ren Verordnung der Bundesregierung zur Änderung des 
Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 7/82 — Erhöhung des Zoll-
kontingents 1982 für Bananen) — Drucksachen 9/1994, 9/ 
2230 — Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schachtschabel 

Zugleich soll mit der Aufsetzung der Zusatzpunk-
te, soweit erforderlich, von der Frist für den Beginn 
der Beratungen abgewichen werden. 

Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe 
keine gegenteilige Meinung. Es ist so beschlossen. 

Nun fällt mir als Präsident natürlich auf, daß eine 
Fraktion völlig fehlt. Besteht seitens der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP, die vertreten sind, der 
Wunsch, die Sitzung zu unterbrechen? — Auf 
Wunsch der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
unterbreche ich die Sitzung für 15 Minuten. Die Sit-
zung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 9.02 bis 9.07 Uhr) 

Die unterbrochene Sitzung wird fortgesetzt. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe die 
Punkte 24 und 25 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkom-
men vom 10. April 1972 über das Verbot der 
Entwicklung, Herstellung und Lagerung 
bakteriologischer (biologischer) Waffen und 
von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung 
solcher Waffen 
— Drucksache 9/1951 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

— Drucksache 9/2185 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Scheer 
Dr. Todenhöfer 

(Erste Beratung 115. Sitzung) 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zum Übereinkommen 
vom 18. Mai 1977 über das Verbot der militä-
rischen oder einer sonstigen feindseligen 
Nutzung umweltverändernder Techniken 
(Umweltkriegsübereinkommen) 
— Drucksache 9/1952 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
wärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

— Drucksache 9/2186 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Scheer 
Dr. Todenhöfer 

(Erste Beratung 115. Sitzung) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 24 und 25 und eine Aussprache von zwei 
Stunden vorgesehen. Ist das Haus damit einver-
standen? — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Es ist so beschlossen. 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Todenhöfer. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der heutige Tag 
ist ein wichtiges Datum in der Abrüstungspolitik der 
Bundesrepublik Deutschland. Der sogenannte B-Waf-
fen-Vertrag, den wir heute hier ratifizieren und der 
das weltweite Verbot aller biologischen Waffen vor-
sieht, ist der erste echte Abrüstungsvertrag, den der 
Deutsche Bundestag seit seinem Bestehen ratifiziert. 
Der Deutsche Bundestag macht mit diesem Abrü-
stungsvertrag deutlich, daß es uns Deutschen ernst 
ist mit der Abrüstung aller Waffen, die für die Siche-
rung des Friedens nicht erforderlich sind. 

Die CDU/CSU ist stolz, daß dieser Vertrag unter 
einem CDU-Kanzler ratifiziert wird. Das unter-
streicht die Friedens- und Abrüstungsbereitschaft 
der CDU/CSU, die von unseren Gegnern gelegent-
lich bestritten wurde. Ich danke Bundeskanzler 
Kohl ganz ausdrücklich für das Engagement, mit 
dem er sich dafür eingesetzt hat, daß dieser Abrü-
stungsvertrag noch in dieser Legislaturperiode ver-
abschiedet werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bundeskanzler Kohl setzt damit die Abrüstungs-
tradition der CDU/CSU seit Bundeskanzler Adenauer 
fort. Es war ein CDU-Bundeskanzler, nämlich Kon-
rad Adenauer, der 1954 freiwillig und völkerrechtlich 
verbindlich für unser Land auf die Produktion aller 
Atomwaffen, aller chemischen Waffen und aller bio-
logischen Waffen verzichtete. Es war ein CDU-Bun-
deskanzler, der 1961 den Rüstungsexport durch das 
Kriegswaffenkontrollgesetz beschränkte. Es war ein 
CDU-Bundeskanzler, der 1963 dem teilweisen Test-
stoppabkommen zustimmte. Es war ein CDU-Bun-
deskanzler, Ludwig Erhard, der 1966 mit seiner be-
rühmten Friedensnote an die Regierungen der Welt, 
die weitreichende Abrüstungsvorschläge, vor allem 
für Europa, enthielt, eine große Abrüstungsinitiative 
ergriff. Und es war ein CDU-Bundeskanzler, Kurt 
Georg Kiesinger, der 1966 in seiner Regierungserklä-
rung der Abrüstungspolitik einen entscheidenden 
Rang einräumte. 

Es war eine CDU-geführte Bundesregierung, die 
1967 den Weltraumvertrag unterzeichnete. Und es 
war eine CDU-geführte Bundesregierung, die 1968 
zusammen mit ihren westlichen Bündnispartnern 
mit dem Signal von Reykjavik dem Osten beidersei-
tige und ausgewogene Truppenreduzierungen vor-
schlug. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig! — Roth [SPD]: Da war doch noch 

einer!) 

Wir sind dieser abrüstungspolitischen Tradition 
auch während unserer Zeit als Oppositionspartei 
treu geblieben. 

(Roth [SPD]: So ein parteipolitischer Käse!) 
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Dr. Todenhöfer 
Wir haben das westliche Bündnis und die soziallibe-
rale Bundesregierung bei allen wichtigen Abrü-
stungsvorschlägen unterstützt, Herr Roth, 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

und wir wären dankbar, wenn Sie das bei uns auch 
täten, 

(Roth [SPD]: Die FDP hat gar nichts ge- 
macht! — Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/ 

CSU]: Das hat der Roth nicht gemerkt!) 

Häufig haben wir darüber hinaus eigene Initiativen 
ergriffen, z. B. mit unserem Antrag zum weltweiten 
Verbot biologischer, chemischer und atomarer Waf-
fen vom Februar 1981, dem dankenswerterweise 
alle Parteien — die SPD, die FDP und auch meine 
Fraktion — zugestimmt haben. 

Als Konrad Adenauer kurz nach dem Verzicht 
auf die Produktion von ABC-Waffen in Moskau die 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen vereinbar-
te, erklärte er — und an diese Erklärung fühlen wir 
uns auch heute noch gebunden —: 

Das oberste Gebot, das es für alle Deutschen zu 
wahren gilt, ist Friede. In Deutschland weiß 
man, daß die naturwissenschaftlichen und tech-
nischen Fortschritte, die seit dem letzten Krieg 
gemacht worden sind, den Menschen Möglich-
keiten der Vernichtung in die Hand geben, an 
die wir nur mit Schaudern denken können ... 
Neue Mittel zum Austrag von Differenzen und 
Konflikten müssen gefunden werden — Mittel, 
die internationale Zusammenarbeit zum Inhalt 
haben. Das alles ist für uns nicht Traum oder 
Theorie ... Friede aber darf, wenn er seinen 
vollen Segen stiften will, nicht gefährdet sein. 

Meine Damen und Herren, es gibt im Atomzeital-
ter keine Alternative zum Frieden. Wir haben un-
sere Politik der aktiven Friedenssicherung daher 
von Anfang an auf zwei tragfähige Säulen gestützt: 
auf der einen Seite auf eine seriöse Abrüstungspoli-
tik und auf der anderen Seite auf eine seriöse Ver-
teidigungspolitik, eingebettet in die NATO, einge-
bettet in eine feste Freundschaft mit den Vereinig-
ten Staaten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Politik der aktiven Friedenssicherung gilt für 
uns auch heute noch. Zu dieser Politik der aktiven 
Friedenssicherung gehört, daß wir auf alle Waffen 
verzichten, die wir für unsere Verteidigung nicht 
brauchen. Deshalb haben wir keine biologischen 
Waffen, und deshalb wollen wir keine biologischen 
Waffen. Biologische Waffen gehören zu den 
schrecklichsten Massenvernichtungswaffen, die der 
Mensch je erfunden hat. Es gibt keine Existenzbe-
rechtigung für diese Waffen. Sie sind eine Geißel 
der Menschheit und müssen deshalb ersatzlos aus 
den Waffenarsenalen aller Länder entfernt wer-
den. 

Leider, gibt es starke Vermutungen dafür, daß die 
Sowjetunion entgegen dem B-Waffen-Abkommen in 
Swerdlowsk biologische Waffen produziert hat und 
diese in Laos, Kambodscha und Afghanistan auch 
eingesetzt hat. Berichte von Ärzten, Berichte von 

Flüchtlingen aus den betroffenen Ländern bestäti-
gen diese Befürchtung. Die Sowjetunion bestreitet 
sowohl die Produktion wie den Einsatz dieser Waf-
fen. Sie läßt aber eine Überprüfung vor Ort nicht zu 
und verringert damit die Glaubwürdigkeit ihrer Ab-
rüstungsbereitschaft in diesem Bereich. Wir for-
dern deshalb die Sowjetunion auf, wie unser Land, 
die Bundesrepublik Deutschland, internationale 
Kontrollen in ihren Fabriken zuzulassen, damit die 
Weltöffentlichkeit sieht, daß das kommunistische 
Lager genauso wie der Westen auf diese entsetzli-
chen Massenvernichtungswaffen verzichtet. 

Meine Damen und Herren, wir fordern die Bun-
desregierung am heutigen Tage der Ratifizierung 
des B-Waffen-Abkommens auf, alles zu tun, um 
auch ein weltweites Verbot aller chemischen Waf-
fen zu erreichen. Der von allen Parteien des Deut-
schen Bundestages angestrebte Vertrag über das 
weltweite Verbot aller chemischen Waffen ist bis-
her vor allem deshalb nicht zustande gekommen, 
weil die Sowjetunion auch in diesem Bereich eine 
wirksame Kontrolle ablehnt. 

Das Kräfteverhältnis bei chemischen Kampftrup-
pen und Kampfstoffen zwischen der Sowjetunion 
und den USA betrug 1981 nach Angaben der dama-
ligen SPD-geführten Bundesregierung zehn zu eins 
zugunsten der Sowjetunion. Die Sowjetunion hat 
sich seit 1969, als die USA einseitig auf die Produk-
tion von chemischen Waffen verzichteten — einsei-
tig! —, in großem Maßstab die Fähigkeit zu offensi-
ver chemischer Kriegsführung verschafft und diese 
Fähigkeit zu offensiver chemischer Kriegsführung 
ständig ausgebaut. 

In einer Mitteilung der Bundesregierung vom 
27. März 1981 — meine Kollegen von der SPD, ich 
zitiere hier bewußt eine Mitteilung der damaligen 
SPD-geführten Bundesregierung — heißt es: 

Die sowjetische Militärdoktrin erkennt den 
Einsatz chemischer Kampfstoffe als Mittel der 
Kriegsführung an. Die Führungsgrundsätze se-
hen den offensiven Einsatz von C-Kampfstof-
fen im Rahmen der Operationsführung vor. Die 
Streitkräfte der Warschauer Paktstaaten verfü-
gen über eine hohe chemische Waffenfähigkeit , 

die sie auch in die Lage versetzt, eigene C-Ein-
sätze auszunutzen und längere Zeit unter C-
Bedingungen zu kämpfen. 

Ich zitiere das deshalb so ausführlich, um deut-
lich zu machen, vor welchem ernsten Hintergrund 
wir hier diskutieren. 

Dennoch heißt das Plädoyer im Bereich der che-
mischen Waffen nicht Nachrüstung, sondern Abrü-
stung. Wir wollen, daß alle Länder ihre gesamten 
Bestände an chemischen Waffen nachprüfbar ver-
nichten. Das Gleichgewicht bei chemischen Waffen 
muß in Zukunft null zu null lauten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir appellieren an die Sowjetunion, durch den Ab-
bau ihrer großen chemischen Waffenarsenale den 
Weg zu einer weltweiten Null-Lösung frei zu ma-
chen. 
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Dr. Todenhöfer 
Ohne die chemische Bedrohung durch die Sowjet-

union sind auch die C-Waffenbestände der Vereinig-
ten Staaten überflüssig. Wir sind fest überzeugt, 
daß die Vereinigten Staaten auf eine nachprüfbare 
chemische Abrüstung der Sowjetunion nicht nur 
mit einem Verzicht auf die Modernisierung ihrer 
chemischen Bestände reagieren würden, sondern 
daß sie auch bereit wären, ihre alten chemischen 
Bestände ersatzlos zu vernichten. Die Welt braucht 
neben der nuklearen Abschreckung keine chemi-
sche Abschreckung. Die schreckliche Vision einer 
Gesellschaft mit Gasmasken darf nie Wirklichkeit 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Deutsche Bundestag ratifiziert heute neben 
dem B-Waffen-Abkommen das sogenannte Umwelt-
kriegsübereinkommen, das die militärische Nut-
zung umweltverändernder Techniken verbietet. 
Kriegführung durch Manipulation der Umwelt, z. B. 
durch Veränderung der Klima- und Wetterstruktu-
ren, ist heute, Gott sei Dank, noch nicht möglich. 
Aber das macht dieses Abkommen nicht überflüs-
sig, sondern das macht dieses Abkommen beson-
ders wertvoll. Ich finde, es ist ein Stück Vernunft in 
unserer Zeit, ein Stück Vernunft, das hoffnungsvoll 
stimmt, daß endlich einmal nicht gewartet wurde, 
bis Waffenlager immer größer wurden, sondern daß 
man endlich einmal vorbeugend bestimmte Mög-
lichkeiten der Kriegführung ausgeschaltet, gebannt 
und verboten hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir sind allen Politikern in West und in Ost dank-
bar, die an diesem Abkommen mitgearbeitet ha-
ben. 

Wir alle — das gilt für alle Parteien in diesem 
Deutschen Bundestag — wollen aus ganzem Her-
zen Frieden. Deswegen treten wir mit Vernunft, 
aber auch mit Leidenschaft für eine Abrüstungspo-
litik ein, die militärisches Gleichgewicht auf mög-
lichst niedrigem Niveau, zu möglichst niedrigen 
Kosten und bei unverminderter Sicherheit erreicht. 
Wir sind für Abrüstung mit Sicherheit. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Wir tragen dabei bewußt auch den Sicherheitsin-
teressen der Sowjetunion Rechnung. Im Atomzeit-
alter hängt die eigene Sicherheit immer auch von 
der Sicherheit des potentiellen Gegners ab. Wir wol-
len Gleichheit und kein Übergewicht. Ich freue 
mich, daß in diesem Punkt Übereinstimmung be-
steht. 

Bundeskanzler Helmut Kohl hat für uns alle ge-
sprochen, als er sagte: 

Frieden schaffen ohne Waffen, das ist ein ver-
ständlicher Wunsch, aber eine gefährliche Illu-
sion. Frieden schaffen nur mit Waffen, das 
wäre eine tödliche Verblendung. Frieden schaf-
fen mit immer weniger Waffen, das ist das Ge-
bot der Stunde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe allerdings Zweifel, ob sich die Sowjetunion 
in den letzten Jahren nach dieser Devise gerichtet 
hat. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Todenhö-
fer, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Hansen? 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Ja. 

Präsident Stücklen: Bitte sehr. 

Hansen (fraktionslos): Herr Kollege Todenhöfer, 
bedeutet das, was Sie eben gesagt haben, eine Ab-
sage an Ihre Kollegen, die von dem Begriff und dem 
Inhalt der Sicherheitspartnerschaft nichts halten, 
wie z. B. der Kollege Mertes? 

(Zustimmung des Abg. Voigt [Frankfurt] 
[CDU/CSU]) 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Kollege Hansen, 
unser Sicherheitspartner sind die Vereinigten Staa-
ten und nicht die Sowjetunion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Sowjetunion scheint bisher, nach der alten 
russischen Regel vorgegangen zu sein, wonach mi-
litärische Macht gut, viel militärische Macht jedoch 
viel besser sei. Marschall Gretschko hat das ganz 
offen ausgesprochen, als er sagte: 

Je höher die Kampfbereitschaft der sowjeti-
schen Streitkräfte, je mächtiger die Rüstung, 
desto ruhiger wird es auf der Welt sein. 

Das sind die harten Realitäten, vor deren Hinter-
grund wir heute diese Debatte führen. Trotzdem hat 
niemand das Recht, sich durch diese Realitäten ent-
mutigen zu lassen. Abrüstung und Rüstungskon-
trolle ist und bleibt eine der großen Herausforde-
rungen unserer Zeit. Wir müssen glaubhafte und 
glaubwürdige Antworten auf diese Herausforde-
rung geben. 

Wir verstehen die Sorgen und Ängste der Men-
schen um den Frieden sehr wohl. Diese Sorgen und 
Ängste lassen sich vor allem auf vier Ursachen zu-
rückführen: auf die Angst vor der wachsenden ato-
maren Rüstungsspirale, auf die immer schnellere 
Entwicklung neuer Technologien, auf die ethische 
Friedenskontroverse insbesondere unter Christen 
und auf die sich zuspitzende politische Konfronta-
tion nicht nur im Ost-West-Konflikt, sondern auch 
im Nord-Süd-Konflikt. 

Wir nehmen diese Sorgen sehr ernst. Unsere Auf-
gabe ist es, diese Sorgen durch eine glaubwürdige 
und erfolgreiche Abrüstungspolitik zu überwinden. 
Wir müssen verhindern, daß die Friedenssehnsucht 
der westlichen Demokratien zu einer Erpressungs-
waffe in der Hand der Sowjetunion wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir stellen die Abrüstungspolitik aus folgenden 
Gründen an eine zentrale Stelle unserer Außenpoli-
tik: erstens, weil wir das Geld, das unsere Rüstung 
jährlich verschlingt, selbstverständlich lieber für 
die Linderung der Not in der Dritten Welt und für 
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öffentliche Aufgaben in unserem Land ausgeben 
würden, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

zweitens, weil die modernen Massenvernichtungs-
waffen immer schrecklicher und immer verheeren-
der werden, und drittens, weil wir uns in der deut-
schen Außenpolitik dem Gewaltverzicht verpflich-
tet fühlen, den Bundeskanzler Adenauer für unser 
Land bereits 1954 ausgesprochen hat. 

Wir stellen unsere Abrüstungspolitik unter fol-
gende fünf Leitsätze: 

Erstens. Für die CDU/CSU haben Abrüstung und 
Rüstungskontrolle einen ebenso hohen Stellenwert 
wie Abschreckung und Verteidigung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Abschreckung ohne Anstrengungen um Abrüstung 
und Rüstungskontrolle gewährleistet langfristig 
keine ausreichende internationale Sicherheit und 
Stabilität. 

Zweitens. Wichtigstes Ziel von Abrüstung und 
Rüstungskontrolle ist es, Kriege zwischen Ost und 
West unführbar zu machen. Eine Rüstungskontroll-
politik, die Kriegsverhinderung zum Hauptziel hat, 
muß aus unserer Sicht vor allem Angriffspotentiale 
abbauen. 

Drittens. Ein rüstungskontrollpolitisches Gesamt-
konzept muß konventionelle Rüstungskontrolle ge-
nauso ernst nehmen wie nukleare Rüstungskontrol-
le. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Das gilt insbesondere angesichts der Tatsache, daß 
sich die nuklearen Optionen in Ost und West zuneh-
mend gegenseitig neutralisieren und dadurch das 
konventionelle Übergewicht des Warschauer Pakts 
immer stärker durchschlägt. 

Viertens. Abrüstungsvereinbarungen müssen 
nicht nur zu einem rechnerisch-zahlenmäßigen 
Gleichgewicht führen, sondern sie müssen in erster 
Linie ein stabiles Gleichgewicht der Verteidigungs-
optionen sicherstellen, und dies auf möglichst nied-
rigem Niveau. 

Fünftens. Abrüstungsvereinbarungen müssen 
ausgewogen und überprüfbar sein, die internatio-
nale Sicherheit erhöhen und damit einen Beitrag 
zur Friedenssicherung leisten. 

Konkret heißt das für die CDU/CSU: 

Für die START-Verhandlungen unterstützen wir 
die Grundphilosophie des westlichen Vorschlages, 
Erstschlagskapazitäten abzubauen und Zweit-
schlagskapazitäten zu stärken. Der amerikanische 
Abrüstungsvorschlag unterstreicht in konsequenter 
Weise die ausschließlich defensive Ausrichtung der 
NATO. 

(Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Bei den so heftig umstrittenen INF-Verhandlun-
gen in Genf unterstützt die CDU/CSU für die erste 
Verhandlungsphase eine beiderseitige echte Null- 

Lösung für alle landgestützten Mittelstreckenflug-
körper größerer Reichweite der Sowjetunion und 
der USA. Die Sowjetunion kann morgen den Ver-
zicht auf die Nachrüstung haben, wenn sie heute 
ihre SS-20, ihre SS-4 und ihre SS-5 abbaut. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Gleichgewicht zwischen der Sowjetunion 
und den Vereinigten Staaten im Bereich landge-
stützter Mittelstreckenraketen muß 0 :0 heißen. Un-
ser Anliegen ist eine echte Null-Lösung: wir wollen 
eine ganze Kategorie von Waffen aus den Arsena-
len der Sowjetunion und der USA beseitigen. Des-
halb wäre es unzureichend, wenn die Sowjetunion 
lediglich ihre veralteten und damit strategisch weit-
gehend wertlosen SS-4 und SS-5 abbauen würde 
oder wenn sie nur einen Teil ihrer SS-20 abbauen 
würde oder wenn sie einen Teil ihrer SS-20 lediglich 
hinter den Ural verlegen würde. All das würde die 
strategische Lage in Europa nicht entscheidend än-
dern. Die Sowjetunion muß uneingeschränkt bereit 
sein, auf ihre militärische Option zu verzichten, von 
der Sowjetunion aus Westeuropa und insbesondere 
unser Land mit atomaren Mittelstreckenraketen zu 
bedrohen. 

Der frühere Bundeskanzler Helmut Schmidt hat 
heute morgen in einem Zeitungsinterview erklärt, 
ihn hätten die SS-20 vor allem beunruhigt — ich 
zitiere ihn — „wegen der Gefahr eines isoliert auf 
die Bundesrepublik Deutschland künftig denkbaren 
politischen Drucks, (wegen) denkbarer politischer 
Nötigung ..." 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Wie 
recht hat Schmidt!) 

Er — Bundeskanzler Schmidt — habe dieses Pro-
blem immer gesehen als — ich zitiere ihn wieder —
„eine Gefahr für die Freiheit künftiger deutscher 
Bundesregierungen, unabhängig von fremdem 
Druck ihre Entschlüsse zu fassen". 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Mertes 
[Gerolstein] [CDU/CSU]: Schmidt hat 

recht!) 

Meine Damen und Herren, genau das ist die ent-
scheidende Sorge der CDU/CSU, und deshalb appel-
lieren wir an die Sowjetunion: Bauen Sie weltweit 
Ihre SS-20 ab, und wir werden sicherstellen, daß 
keine einzige landgestützte amerikanische Mittel-
streckenrakete in Europa stationiert wird! 

Bei den MBFR-Verhandlungen in Wien unter-
stützt die CDU/CSU ebenfalls den neuen Verhand-
lungsvorschlag des Westens, der ja noch unter For-
mulierungshilfe der alten Bundesregierung zu-
stande gekommen ist. Auch dies ein Beispiel, wie-
weit wir damals in der Abrüstungspolitik die dama-
lige Regierung unterstützt haben, und deshalb hof-
fen wir, daß nun die jetzige Opposition die jetzige 
Regierung genauso fair unterstützt. 

Die Bedeutung der Rüstungskontrolle im konven-
tionellen Bereich wird in der westlichen Öffentlich-
keit teilweise in gefährlicher Weise unterschätzt. 
Trotz seines begrenzten geographischen Anwen-
dungsbereichs könnte MBFR durch eine substan-
tielle Verringerung der Truppenkonzentration an 
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der direkten Berührungsstelle von Ost und West 
einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung und zur 
Sicherheit in Europa leisten. 

Auf der KSZE-Folgekonferenz in Madrid hoffen 
wir, daß es langfristig zu einer Konferenz über Ver-
trauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen und 
Abrüstung in Europa vom Atlantik bis zum Ural 
kommt, zur sogenannten KAE. Im Mittelpunkt die-
ser KAE müßten Vertrauens- und Sicherheitsbil-
dende Maßnahmen für ganz Europa stehen. Es liegt 
an der Sowjetunion, durch konstruktives Verhalten 
auf der KSZE-Folgekonferenz in Madrid und durch 
Einhaltung ihrer bereits in Helsinki eingegangenen 
Verpflichtungen den Weg zu dieser Abrüstungskon-
ferenz für Europa freizumachen. 

Die Abrüstungsvorschläge des Westens zu 
START, INF, MBFR und KAE zeigen eine durch-
gängige Linie. Sie zielen auf die Herstellung eines 
erheblich niedrigeren militärischen Gleichgewichts 
zwischen Ost und West. Die CDU/CSU unterstützt 
diese kurz-, aber auch mittelfristige Abrüstungs-
strategie des Westens uneingeschränkt. Diese Abrü-
stungsstrategie ist das, was angesichts der fortdau-
ernden Spannungen zwischen Ost und West für die 
nächsten Jahre realisierbar und machbar er-
scheint. 

Dies darf und wird uns jedoch nicht den Blick auf 
langfristige Abrüstungsperspektiven verstellen, die 
über die bisherigen offiziellen Abrüstungsvor-
schläge der NATO und des Warschauer Paktes hin-
ausgehen. Franz Josef Strauß hat in den vergange-
nen Wochen mehrfach eine derartige langfristige 
Abrüstungsperspektive aufgezeigt, die auf der Basis 
einer freiheitlichen Friedensordnung in Europa 
tiefgreifende Abrüstungsschritte vorsieht, die weit 
über das hinausgehen, was führende westliche Poli-
tiker in den letzten Jahren vorgeschlagen haben. 

Ich stimme dieser langfristigen Abrüstungsper-
spektive von Strauß weitgehend zu. Wir könnten in 
der Abrüstungspolitik in der Tat zu einem wirkli-
chen Durchbruch kommen, wenn die Sowjetunion 
erstens endlich die Hauptursachen der Spannung 
zwischen Ost und West in Europa beseitigen würde, 
d. h. wenn sie den Menschen und Völkern und auch 
dem deutschen Volk endlich das Selbstbestim-
mungsrecht gewähren würde, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

entsprechend der UNO-Charta, entsprechend den 
Menschenrechtspakten der Vereinten Nationen 
und in Weiterentwicklung der Schlußakte von Hel-
sinki, und wenn die Sowjetunion zweitens ihre Ex-
pansionspolitik aufgeben würde. Wenn die Sowjet-
union diesen Schritt ginge, könnten wir — ich sage 
das mit allem Nachdruck — erstens die Militär-
bündnisse NATO und Warschauer Pakt auflösen, 
zweitens die Bundeswehr drastisch verkleinern und 
drittens die Atomwaffen weltweit auf ein absolutes 
Minimum reduzieren. Das wäre der wirkliche 
Durchbruch in der Abrüstungspolitik. Wir könnten 
einen Großteil der 48 Milliarden DM, die der Vertei-
digungshaushalt im kommenden Jahr kostet, zur 
Lösung wirtschaftlicher und sozialer Probleme in 

unserem Lande und in der Dritten Welt ausgeben, 
und wir würden das gerne tun. 

(Zuruf von der SPD: Tut es doch!) 

Ich weiß natürlich auch, daß wir damit nicht je-
den lokalen und auch nicht jeden regionalen Kon-
flikt in der Dritten Welt verhindern könnten. Aber 
wir könnten wenigstens für Europa, für den Konti-
nent, auf dem wir leben, eine Friedensordnung 
schaffen, in der das Gespenst einer großen atoma-
ren Auseinandersetzung zwischen Ost und West 
endlich gebannt wäre. Ich meine, für eine derartige 
europäische Friedensordnung, in der es mehr Frei-
heit, aber weniger Waffen gäbe, lohnt es sich zu 
kämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ob es zu einer solchen freiheitlichen Friedens-
ordnung in Europa kommt, liegt letztlich an der 
Sowjetunion. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Sowjetunion kann und muß Zeichen setzen, daß 
es ihr mit ihrer Forderung nach Abrüstung und 
Frieden ernst ist. Die Sowjetunion könnte ihre Frie-
densbereitschaft überzeugend unter Beweis stellen, 
indem sie ihren Krieg in Afghanistan beendet, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

indem sie die Aufhebung des Kriegsrechts in Polen 
veranlaßt 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und indem sie die 700 000 Minen und Selbstschuß-
anlagen abrüstet, die Deutschland in zwei Teile tei-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das wären Signale, die wir sehr ernst nehmen 
würden, die den Menschen in aller Welt, die Abrü-
stung, die Frieden und die Freiheit wollen, wieder 
Hoffnung geben würden. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Todenhö-
fer, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Voigt entgegenzunehmen? 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Ja. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Kollege Todenhö-
fer, nachdem Sie wie in den 50er Jahren den Schlüs-
sel wieder in Moskau suchen, gestatte ich mir die 
Frage, ob dabei nicht das Risiko besteht, daß Sie die 
kleinen Türen zur Abrüstung, zu denen die Bundes-
regierung die Schlüssel hat, eventuell übersehen 
und die Türen zur Abrüstung, die Sie selber auf  sto-
ßen können, vielleicht nicht öffnen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Dun-
kel ist der Rede Sinn!) 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Nein, Herr Voigt. Ich 
habe ausdrücklich gesagt, wir unterstützen die 
kurz- und mittelfristige Abrüstungsstrategie des 
Westens uneingeschränkt, die das Ziel hat, Gleich-
gewicht auf wesentlich niedrigerem Niveau herzu-
stellen, wie es den Abrüstungspositionen entspricht, 
die die frühere SPD/FDP-Regierung in den letzten 
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Jahren und Monaten, als sie noch an der Regierung 
war, bei START, INF und MBFR vertreten hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für uns Deutsche ist und bleibt das höchste Gut 
der Frieden. Das ist die  Aufassung aller Deutschen, 
gleichgültig welcher politischen Richtung sie ange-
hören. Die Sowjetunion weiß das ganz genau. Es 
wird daher auch Zeit, daß die Sowjetunion ihre Pro-
pagandakanonen abrüstet. Helmut Schmidt war 
kein Raketenkanzler, und Helmut Kohl ist kein Ra-
ketenkanzler. Das sollte unter uns unbestritten 
sein. 

(Zuruf von der SPD: Die beiden kann man 
nicht vergleichen!) 

Wir Deutschen wollen Frieden, allerdings Frieden 
in Freiheit und Frieden in Sicherheit. Ich sage das 
— ganz bewußt auch als Vertreter der jüngeren 
Generation — an die Adresse der Sowjetunion: 
Meine Generation, die Nachkriegsgeneration, hat 
nie einem Russen etwas zuleide getan und wird nie 
einem Russen etwas zuleide tun. Wenn meine Ge-
neration für Abrüstung und für Frieden mit der 
Sowjetunion eintritt, dann nicht aus irgendeinem 
Schuldgefühl, sondern weil wir als freie Bürger 
Frieden als unsere Pflicht empfinden. Es gibt keine 
Alternative zum Frieden. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Scheer. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben es bei der heutigen Ratifi-
zierung mit zwei internationalen Abkommen zu 
tun, die von der SPD-Bundestagsfraktion begrüßt 
werden und denen wir zustimmen. Es sind Abkom-
men, die leider nur ein kleiner Baustein sind. Sie 
fallen in eine Zeit, in der Übereinkünfte zur Rü-
stungsbegrenzung ständig von einer Rüstungseska-
lation bei anderen Waffensystemen überrollt wer-
den. Das B-Waffen-Übereinkommen und das Um-
weltkriegsverbotsabkommen sind deshalb für die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion Anlaß, 
darauf hinzuweisen, daß die beiden heute zur Ab-
stimmung stehenden internationalen Vertrags-
werke Anstöße für weitere, umfangreichere Abrü-
stungsverträge sein müssen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Bisher sind sie nur ein Tropfen auf einem von Jahr 
zu Jahr überhitzter werdenden Stein. Es ist ein be-
stürzender Tatbestand, daß die bisherigen Abrü-
stungsverhandlungen, wenn überhaupt, nur im 
Schneckentempo vorankommen, während sich der 
Rüstungswettlauf rasant beschleunigt und der Tag 
abzusehen ist, an dem die politische Kontrolle dar-
über zur blanken Illusion wird. 

Mit dem Beitritt zum B-Waffen-Verbotsabkom-
men haben sich die Unterzeichnerstaaten auch den 
Text der Präambel zu eigen gemacht, wonach die-
ses Übereinkommen „einen ersten möglichen 
Schritt ... auch für das Verbot der Entwicklung, 
Herstellung und Lagerung chemischer Waffen dar-
stellt". Die Unterschriftsländer erklären sich „ent- 

schlossen, auf dieses Ziel gerichtete Verhandlungen 
fortzusetzen". Wiederum wurde der Welt ein Ver-
sprechen gegeben, dessen Einlösung zu lange 
braucht, obwohl es für dieses Warten keine Gründe 
gibt, die vor dem gesunden Menschenverstand 
standhalten. 

Erst 1976 wurden die amerikanisch-sowjetischen 
Gespräche, ohne die auch in diesen Fragen nichts 
richtig läuft, aufgenommen, bisher ohne Ergebnis. 
Erst 1980 kam es zur Bildung einer Arbeitsgruppe 
beim Genfer Abrüstungsausschuß. Konkrete Fort-
schritte sind auch hier noch nicht abzusehen. Statt 
dessen droht nun gar noch eine neue Stufe des che-
mischen Rüstungswettlaufs. Auf diese Weise ver-
kommen feierlich gegebene Versprechen zu Feier-
tagsreden, die den öffentlichen Eindruck erwecken, 
es werde politisch anders geredet als tatsächlich 
gehandelt. 

Wir müssen also fragen, ob befriedigende abrü-
stungspolitische Fortschritte noch herauskommen 
können, wenn bei jeder einzelnen Waffenart die ei-
gene Abrüstungsbereitschaft stets allein davon ab-
hängig gemacht wird, ob der andere in jedem ein-
zelnen Fall vertraglich mitzieht. Statt Bewegung in 
der Abrüstung entsteht daraus zu häufig Stillstand 
— oder gar weitere Aufrüstung. 

(Zuruf von der SPD: Leider wahr!) 

Abrüstungsverhandlungen sind ebenso unverzicht-
bar wie kontrollierbare Abrüstungsverträge. Erfolgt 
aber immer nur dann ein eigener Abrüstungs-
schritt, wenn man am Verhandlungstisch mühsam 
ein zahlenmäßiges Gleichgewicht festgestellt hat, 
wenn man gar zwischenzeitlich ein solches Gleich-
gewicht erst noch schnell durch entsprechende Rü-
stung herstellt und sich erst dann zu genau gleichen 
Schritten verpflichtet, können Verhandlungen so-
gar Abrüstung bremsen. 

Neben Abrüstungsverhandlungen in den substan-
tiellen Fragen ist zusätzlich die Bereitschaft not-
wendig, auch ohne Verhandlungen, also allein, zu 
solchen eigenen Abrüstungsschritten bereit zu sein, 
die die eigene Sicherheit nicht gefährden. Vor allem 
aber müssen wir politisch bereit sein, auf neue Waf-
fentechniken bereits zu verzichten, bevor sie einge-
führt werden und allseits neue Steine ins Rollen 
bringen. 

Wenn sich statt dessen dann noch der Trend weiter 
durchsetzt, selbst zu solchen Verzichten immer erst 
durch Verhandlungen bereit zu sein, dann verlieren 
sich solche Verhandlungen in einem ausweglosen 
Dickicht. 

Schauen wir uns die C-Waffen-Problematik an! 
Einerseits hat die Sowjetunion nichts getan, um 
Mißtrauen gegenüber ihrer C-Waffen-Rüstung 
überwinden zu helfen. Wir erwarten von ihr, endlich 
ausreichende Inspektionen zuzulassen. Auf der an-
deren Seite ist die Starrheit der Sowjetunion keine 
ausreichende Legitimation für ein neues chemi-
sches Aufrüstungsprogramm im Westen in einer 
Größenordnung von mehr als 10 Milliarden Dollar 
in den nächsten 15 Jahren. 

(Beifall bei der SPD) 
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Denn man sollte den Bürgern nicht weismachen, 
daß das vorhandene Potential chemischer Waffen 
zur Abschreckung nicht ausreiche. Gerade wegen 
der Schwierigkeiten, überprüfungsfähige Abkom-
men auszuhandeln, ist es um so widersprüchlicher, 
wenn die Regierung der Vereinigten Staaten jetzt 
die sogenannten binären chemischen Waffen her-
stellen lassen will, deren Qualitätsmerkmale unter 
anderem darin bestehen würden, daß derartige C-
Waffen-Bestände kaum überprüfbar wären. 

Das B-Waffen-Verbot kam zustande, weil diese 
Waffen als militärisch wenig bedeutsam gelten und 
die fehlende Steuerbarkeit ihrer Wirkungen den po-
tentiellen Angreifer mehr gefährden könnte als den 
potentiellen Gegner. Es gibt demgegenüber unver-
kennbare Ambitionen, mit C-Waffen das militäti-
sche Arsenal zu komplettieren und Rüstungskon-
trollen immer wieder dem jeweiligen eigenen mili-
tärischen Optimum unterzuordnen. Auch aus die-
sem Grunde sind die Möglichkeiten einer C-Waffen-
Abrüstung nicht nur bei der Sowjetunion bisher 
nicht ausreichend genutzt worden. 

Der Deutsche Bundestag hat am 3. Dezember 
1981 einstimmig den unverzüglichen Abschluß ei-
nes C-Waffen-Verbots gefordert. Meine Partei hat 
auf ihrem letzten Parteitag im April 1982 die Lage-
rung chemischer Kampfstoffe in der Bundesrepu-
blik Deutschland abgelehnt. Wir haben die Bundes-
regierung aufgefordert — ich zitiere —, 

als Beitrag zu einer beiderseitigen Abschaffung 
solcher Waffen in Europa darauf hinzuwirken, 
daß die Giftgasbestände in der Bundesrepublik 
Deutschland entfernt werden und einer künfti-
gen Lagerung solcher Kampfstoffe die Zustim-
mung verweigert wird. 

Ich wiederhole diese Forderung auch hier an dieser 
Stelle. Es würde unsere Sicherheit nicht gefährden. 
Aus diesem Grunde sollten wir bereit sein, einen 
solchen Schritt zu gehen, der nicht einmal ein ein-
seitiger Abrüstungsschritt wäre, sondern lediglich 
eine Weigerung, solche Waffen weiter bei uns zu 
stationieren — ebenso wie sich Belgien, Großbritan-
nien und die Niederlande immer geweigert haben, 
dieses zu tun. Damit können wir etwas vorantrei-
ben. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heute ebenfalls zu ratifizierende Verbot der 
militärischen Nutzung umweltverändernder Tech-
niken veranlaßt uns leider zu dem Hinweis, daß 
damit keineswegs die Gefahr des Einsatzes von 
Massenvernichtungswaffen eingeschränkt ist. Der 
Vertrag gilt nicht für sogenannte Nebenwirkungen 
des Einsatzes etwa von Kernwaffen. Ich verstehe 
natürlich, daß ein Verbot von Kernwaffeneinsätzen 
nicht über den Umweg dieses Abkommens erreich-
bar und zu erwarten ist. Wir haben aber keinerlei 
Verständnis dafür, daß einerseits ein Abkommen 
zum Schutz der Umwelt gegenüber Waffeneinsatz 
getroffen wird und andererseits immer noch wei-
tere Kernwaffenversuche stattfinden, die eine stän-
dige Bedrohung der Umwelt darstellen und den 

weiteren nuklearen Rüstungswettlauf erheblich 
vorantreiben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
Aus Anlaß der heutigen Abstimmung fordern wir 

die Atomwaffenstaaten auf, die Kernwaffenversu-
che endlich einzustellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir erwarten, daß die Vereinigten Staaten, die So-
wjetunion und Großbritannien einen sofortigen um-
fassenden Teststoppvertrag vereinbaren und damit 
auch die politischen Voraussetzungen dafür schaf-
fen, daß Frankreich und China einem solchen Ver-
trag beitreten. Trotz des begrenzten Atomtestver-
trages von 1963, der nur noch Versuche unter der 
Erde erlaubt, hat die Anzahl der Versuche zuge-
nommen. Seit 1963 gab es mehr Versuche als bis 
1963. Die Fortsetzung weiterer Tests ist, gelinde ge-
sagt, ökologisch wie sicherheitspolitisch verantwor-
tungslos und geht mit beispielloser Ignoranz über 
die Bedürfnisse der Weltmeinung und über die 
drängenden, von Jahr zu Jahr wiederholten Forde-
rungen der übergroßen Zahl der Nichtkernwaffen-
staaten hinweg. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein umfassender Teststopp scheiterte 1963 an der 
Weigerung der Sowjetunion, Inspektionen an Ort 
und Stelle zuzulassen. Aber auch in den Vereinigten 
Staaten waren die Widerstände groß, weil man sich 
in den eigenen Versuchsprogrammen beschnitten 
fühlte. Der Preis für die Zustimmung des Senats 
zur Vereinbarung war das 1963 begonnene Inter-
kontinentalraketen-Rüstungsprogramm. 1968 er-
folgte die Zustimmung der Nichtkernwaffenstaaten 
zum Vertrag über die Nichtverbreitung von Kern-
waffen auf der Grundlage des Art. 6, in dem sich die 
unterzeichnenden Kernwaffenstaaten verpflichten, 
„zur Beendigung des nuklearen Wettrüstens in na-
her Zukunft und zur nuklearen Abrüstung" beizu-
tragen. Alle am Nichtverbreitungsvertrag Beteilig-
ten sehen in einem umfassenden Teststopp den 
praktischen Beginn der Erfüllung dieser Verpflich-
tungen. Bis heute ist jedoch auch hier nichts ge-
schehen, und die Welt wird weiter vertröstet. Am 
14. Juni dieses Jahres hat deshalb Bundeskanzler 
Helmut Schmidt vor der Sondergeneralversamm-
lung der Vereinten Nationen in einer eindringlichen 
Mahnung verlangt, daß die Nuklearmächte ihre 
Verpflichtungen endlich einhalten. Er sagte — ich 
zitiere —: „Wir bestehen auf unserem Recht auf nu-
kleare Abrüstung." 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Mertes? 

Dr. Scheer (SPD): Ja. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Scheer, billigen Sie damit nachträglich die dama-
lige Forderung der CDU/CSU, daß sich die Nuklear-
mächte im Atomwaffensperrvertrag nicht nur zu 
Verhandlungen in gutem Glauben hätten verpflich-
ten müssen, sondern daß sie auch konkrete Abrü-
stungsverpflichtungen hätten eingehen müssen? 
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Dr. Scheer (SPD): Ich billige das nicht. Der Nicht-
verbreitungsvertrag hat durch das nicht weitere 
Verzögern damals wenigstens dazu beigetragen, 
daß sehr, sehr viele Länder beigetreten sind. Es gilt 
jetzt, es nicht bei diesen Beitritten zu belassen, son-
dern die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
sich diese Länder den Verpflichtungen dieses Ver-
tragswerkes auch weiterhin unterwerfen. Ich 
komme gleich darauf zu sprechen. 

In der Tat ist also ein umfassender Teststopp 
eine oft unterschätzte Schlüsselfrage der nuklearen 
Rüstungskontrolle. Die Nuklearmächte wurden in 
den letzten Jahren mehrmals darauf hingewiesen, 
daß ein Austritt vieler Länder aus diesem Vertrag 
droht, wenn der Teststopp nicht wenigstens bald 
kommt. Es gibt kein Argument und keine Entschul-
digung mehr für ein weiteres Verschleppen dieser 
Frage. Seismographische Messungsmethoden sind 
inzwischen so weit entwickelt, daß die wenigen In-
spektionen, die die Sowjetunion offiziell zugesagt 
hat, ausreichen können. 

Wenn trotzdem weiter getestet wird, dann liegt 
das auch daran, daß nukleare Gefechtsfeldwaffen 
immer noch weiter entwickelt werden sollen. Dies 
ist ein Beispiel dafür, daß man den Schwarzen Pe-
ter nicht immer nur einer Seite zuschieben kann, 
wenn man wirklich Fortschritte erreichen will. 
Viele der Waffen, die noch getestet werden sollen, 
sind Waffen für ein mitteleuropäisches Gefechts-
feld, z. B. auch die Neutronenwaffe. Es sind Waffen, 
deren Einführung die nukleare Schwelle senken 
würde. Wir haben daher ein existentielles Interesse 
an einem umfassenden Teststopp. Ein weiteres 
Ausbleiben des Teststoppvertrages würde die Ge-
fahr einer nuklearen Aufrüstung in der Dritten 
Welt unter dem Gesichtspunkt, der nach der Zwi-
schenfrage von mir soeben angesprochen worden 
ist, heraufbeschwören. Für diesen Fall droht eine 
unübersehbare nukleare Waffenlawine. Dies wird 
nicht hinnehmbar sein. Es ist deshalb Zeit, hier Ein-
halt zu gebieten. 

Ich sehe dazu zwei Ansätze: Der eine Ansatz liegt 
in der politischen Rüstungskontrolle für Mitteleu-
ropa, die zur Abrüstung taktischer Nuklearwaffen 
führt, weil sie solche Waffen, die auch noch weiter 
getestet werden sollen, weitgehend überflüssig, 
wertlos macht und deshalb unseren Beitrag dazu 
darstellen könnte, daß man beim Teststopp voran-
kommt, weil dann die Motive für Tests vielleicht 
reduziert werden können. Ich sehe inzwischen 
schon die Voraussetzungen eines ungefähren kon-
ventionellen Gleichgewichts in Europa, das die 
Möglichkeiten zur beiderseitigen kontrollierten Ab-
rüstung taktischer Nuklearwaffen schafft. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Aber die- 
ses Gleichgewicht ist nicht vorhanden!) 

Wir sollten diese Chance ergreifen. 

Eine zweite eigene Ansatzmöglichkeit besteht 
darin, daß wir zusammen mit den übrigen Nicht-
kernwaffenstaaten das gemeinsame Ziel verfolgen, 
gegenüber den Nuklearstaaten Druck auszuüben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind nicht in jeder Frage interessenidentisch 
mit den Nuklearmächten, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

sondern in diesen Fragen interessenidentisch mit 
den Nichtnuklearstaaten. 1968 ist ein solcher Weg, 
den damals Außenminister Brandt verfolgte, bei der 
Genfer Konferenz der Nichtnuklearstaaten von uns 
gewählt worden. Ich glaube, er müßte fortgesetzt 
werden. 

Die Nuklearmächte sind auf einem falschen Weg, 
die atomaren Supermächte auf einem verhängnis-
vollen Weg. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen dafür sorgen, daß dieser Weg endlich in 
eine andere Richtung geht. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Herr Staatsmi-
nister Möllemann. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Bundesregierung begrüßt, daß der Deutsche Bun-
destag noch in diesem Jahr die Vorlagen zur Ratifi-
zierung von zwei wichtigen weltweiten Abkommen 
auf dem Gebiet der Abrüstung und Rüstungskon-
trolle, nämlich des B-Waffen-Übereinkommens von 
1972 und des Umweltkriegsübereinkommens von 
1977, abschließend behandelt. 

Mit der Gesetzesvorlage zum B-Waffen-Überein-
kommen entspricht die Bundesregierung der Auf-
forderung des am 3. Dezember 1981 einstimmig ver-
abschiedeten Beschlusses des Deutschen Bundesta-
ges, unverzüglich die Ratifizierung einzuleiten. Mit 
der Ratifikation der beiden Abkommen, die die 
Bundesrepublik Deutschland am Tage der Aufle-
gung unterzeichnet hat, wird sie Vertragspartner 
sämtlicher weltweiter Abkommen auf dem Gebiet 
der Abrüstung und Rüstungskontrolle sein, die 
heute in Kraft sind. Die Annahme der beiden ge-
nannten Abkommen entspricht der auf weltweite 
Friedenssicherung und Eindämmung der Rüstun-
gen abzielenden Vertragspolitik der Bundesregie-
rung. 

Mit Befriedigung stellt die Bundesregierung fest, 
daß bei den Beratungen in den Ausschüssen Ein-
stimmigkeit herrschte und sich auch im Plenum des 
Hohen Hauses die einstimmige Annahme abzeich-
net. Dies entspricht dem seit vielen Jahren beste-
henden Grundkonsens aller im Bundestag vertrete-
nen Fraktionen in den Grundfragen der Sicher-
heitspolitik, deren integraler Bestandteil die Bemü-
hungen um Rüstungskontrolle und Abrüstung sind. 
Die Bundesregierung hält an diesem Grundkonsens 
der demokratischen Parteien in den für unser Volk 
lebenswichtigen Fragen der Sicherheit und Abrü-
stung fest und wird um seine Wahrung mit aller 
Kraft bemüht sein. 

Für die Bundesregierung ist das ernsthafte und 
realistische Streben nach ausgewogenen und nach-
prüfbaren Ergebnissen der Rüstungskontrollver-
handlungen ein wichtiges, zentrales Element ihrer 
Politik. Sie ist sich zugleich der Tatsache bewußt, 
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daß Rüstungskontrollpolitik stets auch an sicher-
heitspolitischen Maßstäben gemessen werden muß. 
Abrüstung darf nicht zu einem Minus an Sicherheit 
führen, sondern muß für alle Beteiligten Sicherheit 
bewahren und erhöhen. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Mehr Si

-

cherheit!) 

Wir wollen, daß durch konkrete und ausgewogene 
Vereinbarungen die militärischen Potentiale verrin-
gert werden und dabei ein stabiles Gleichgewicht 
auf möglichst niedrigem Niveau der Rüstungen her-
gestellt wird. 

Diese Grundeinsichten und der ihnen zugrunde 
liegende bisherige sicherheitspolitische Konsens al-
ler demokratischen Parteien prägen auch den er-
sten Jahresbericht der Bundesregierung zur Rü-
stungskontrolle und Abrüstung, der dem Hohen 
Hause jetzt gleichfalls vorliegt. Er wurde von der 
früheren Bundesregierung erarbeitet und am 
30. Juni 1982 verabschiedet. Doch auch die neue 
Bundesregierung steht voll hinter ihm. 

Der Beschluß vom 25. März 1981, dem alle Frak-
tionen zustimmten, forderte mit gutem Grund auch 
eine Darstellung der Veränderungen im militäri-
schen Kräfteverhältnis; denn eine sinnvolle und 
realistische Rüstungskontrollpolitik kann ohne eine 
genaue Orientierung am militärischen Kräftever-
hältnis nicht auskommen. Die angegebenen Daten 
sind dem im Frühjahr 1982 von der NATO veröf-
fentlichten Kräftevergleich entnommen. 

Dieser Jahresbericht zur Rüstungskontrolle und 
Abrüstung ist der erste seiner Art. Nur wenige an-
dere Staaten des Bündnisses — wie die USA und 
Dänemark — veröffentlichten bisher einen derarti-
gen Bericht. Der Bericht ist, wie seine Initiatoren 
dies wollten, darauf angelegt, einen möglichst gro-
ßen Leserkreis zu erreichen. Er ist, da er die über-
einstimmenden rüstungskontrollpolitischen Vor-
stellungen aller im Deutschen Bundestag vertrete-
nen Parteien enthält, in der Tat ein Dokument von 
besonderem Wert für alle Bürger unseres Landes. 
Das Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung hat daher den Bericht in broschierter Form 
veröffentlicht. 

Wir hoffen, daß unser in Übereinstimmung mit 
dem Bündnis entwickeltes Konzept über Abrüstung 
und Rüstungskontrolle im In- und Ausland dadurch 
noch besser bekannt wird. Es wird künftig regelmä-
ßig solche Jahresberichte geben. Wir werden bei 
deren Gestaltung nach Möglichkeit auch die Anre-
gungen, die bei der Beratung im Ausschuß gegeben 
worden sind, mit aufnehmen. 

Wir sehen in den beiden Abkommen, die dem 
Bundestag heute vorliegen, Vereinbarungen über 
Teilbereiche der militärischen Fähigkeiten und da-
mit Schritte zur Verwirklichung des langfristigen 
Ziels der vollständigen allgemeinen Abrüstung un-
ter strikter internationaler Kontrolle. Diesem prin-
zipiellen Ziel bleibt die Bundesregierung verpflich-
tet. 

Ich erinnere daran, daß wir auf diesem Wege 
frühzeitig beispielgebend vorangeschritten sind. 

Schon 1954, d. h. 14 Jahre vor der Unterzeichnung 
des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kern-
waffen und 18 Jahre vor der Unterzeichnung des B-
Waffen-Verbotsabkommens, hat die damalige Bun-
desregierung unter dem Kanzler Adenauer unseren 
Verbündeten gegenüber vertraglich auf die Her-
stellung atomarer, biologischer und chemischer 
Waffen verzichtet und erklärte sich außerdem zu 
internationalen Kontrollen bereit. Die Bundesrepu-
blik Deutschland erklärte darüber hinaus am Tage 
der Unterzeichnung des B-Waffen-Übereinkom-
mens, am 10. April 1972, daß wir im Bereich der che-
mischen Waffen über den Herstellungsverzicht hin-
aus solche Kampfstoffe weder entwicklen noch er-
werben noch unter eigener Kontrolle lagern wür-
den. Daran halten wir fest. 

Die Bundesregierung setzt sich sowohl im Ost-
West-Bereich als auch weltweit für zügige und er-
folgsorientierte Verhandlungen und für den Ab-
schluß von konkreten und nachprüfbaren Vereinba-
rungen ein. Dies gilt sowohl für die Verhandlungen 
über die Mittelstreckensysteme und für die Gesprä-
che über die Begrenzung von strategischen Waffen 
in Genf und für die Wiener Verhandlungen über die 
Begrenzung von Truppen und Rüstungen in Mittel-
europa als auch für die C-Waffen-Verbotsverhand-
lungen im Genfer Abrüstungsausschuß. 

Zu den beiden Abkommen im einzelnen. Das be-
deutendere ist zweifellos das B-Waffen-Überein-
kommen. Es ist der erste Abrüstungsvertrag im en-
geren Sinn, der eine gesamte Waffengattung ab-
schafft. Es ist die Fortsetzung des mit dem Genfer 
Protokoll von 1925 eingeleiteten Prozesses. Damals 
war der Einsatz von B- und C-Waffen verboten wor-
den. Mit dem B-Waffen-Übereinkommen ist nun 
auch der bloße Besitz von bakteriologischen Waffen 
und von Toxin-Waffen völkerrechtswidrig. 

Ungeachtet seiner großen Bedeutung bedarf das 
B-Waffen-Übereinkommen nach unserer Auffas-
sung künftiger Ergänzungen. Darauf weist auch zu 
Recht der von mir schon zitierte einstimmig gefaßte 
Beschluß des Bundestages vom 3. Dezember 1981 
hin. Das Abkommen sieht nämlich keine wirksame, 
zuverlässige Nachprüfung seiner Einhaltung vor. 
Konsultationen der Vertragsparteien und ein Be-
schwerderecht beim Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen allein können nicht als ausreichende Veri-
fikationsregeln angesehen werden. Sobald die Bun-
desrepublik Deutschland Vertragspartei geworden 
ist, wird sie sich daher mit ihren Bündnispartnern 
verstärkt für eine Verbesserung des Überprüfungs-
mechanismus einsetzen. 

Das Problem besteht darin, daß eine solche im 
Konsens erreicht werden muß, also auch von der 
Sowjetunion mitgetragen werden muß. Ein Zusatz-
protokoll, das nur der Westen, nicht aber der Osten 
ratifiziert, wäre naturgemäß keine Lösung. Schwe-
den bemüht sich seit längerem um die Einberufung 
einer außerordentlichen Revisionskonferenz, auf 
der diese Fragen gelöst werden sollen. Der erste 
Ausschuß der Vereinten Nationen hat vor wenigen 
Wochen eine entsprechende Resolution verabschie-
det, die wir als Miteinbringer unterstützt haben. 
Für diese Resolution haben 106 Staaten gestimmt. 
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Um so bedauerlicher ist es, daß die Sowjetunion 
und ihre Verbündeten mit Nein votierten. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Leider 
wahr!) 

Nicht zuletzt sind es die genannten Mängel des 
B-Waffen-Übereinkommens, die die Bundesregie-
rung darin bestärkt haben, auf dem Gebiet der mili-
tärisch noch bedeutsameren chemischen Waffen 
auf zuverlässigen, internationalen und für jeder-
mann zumutbaren Kontrollmaßnahmen zu beste-
hen. Die Bundesregierung hat gerade in diesem 
Jahr praktische Vorschläge zur Lösung dieser zen-
tralen Fragen in den Genfer Abrüstungsausschuß 
eingebracht, Vorschläge, die darauf zielen, zu einer 
Versachlichung der Diskussion und zu einer sub-
stantiellen Annäherung der Standpunkte zu gelan-
gen. In diesen Bemühungen werden wir nicht nach-
lassen. 

Das Umweltkriegsübereinkommen ist ein Ver-
trag vorbeugenden Charakters. Es hat seinen prak-
tischen Wert, indem es Entwicklungen verhindert, 
die erst eines Tages gefährlich werden könnten. Je-
denfalls soll es sie verhindern. Es ist gleichzeitig ein 
Beitrag zur Erhaltung unserer natürlichen Um-
welt. 

Die Verabschiedung des Abkommens wird die 
Bundesrepublik Deutschland in die Lage versetzen, 
an der ersten Überprüfungskonferenz im Jahre 
1984 als vollberechtigtes Mitglied teilzunehmen. 

Das Abkommen enthält ferner eine für die rü-
stungskontrollpolitische Überprüfung wertvolle 
Neuerung: die Einsetzung eines beratenden Sach-
verständigenausschusses, dessen Aufgabe es ist, 
auf Ersuchen Tatsachenfeststellungen im Zusam-
menhang mit der Einhaltung eines Abkommens zu 
treffen. Es ist insoweit ein Schritt in die richtige 
Richtung. Gleichwohl messen wir der entsprechen-
den Vorschrift noch keinen Modellcharakter zu. Für 
den C-Waffen-Bereich bedarf es einer weiter ver-
besserten Regelung. Deshalb streben wir einen 
ständigen Ausschuß mit selbständigen Untersu-
chungsbefugnissen an. 

An dieser Stelle möchte ich auf die Bemerkungen 
des Kollegen Scheer eingehen, der sich für den 
schnellen Abschluß eines atomaren Teststoppab-
kommens ausgesprochen hat. Auch die Bundesre-
gierung unterstützt sehr nachdrücklich alle Bemü-
hungen darum. Auch die Bundesregierung tritt sehr 
nachdrücklich für die Forderung nach dem schnel-
len Abschluß eines solchen Abkommens ein. 

Mit der Verabschiedung dieser beiden Abkom-
men, die heute vorliegen, wollen wir auch erneut 
vor aller Welt bekunden, daß unser Land bereit ist, 
einen nachhaltigen Beitrag zu den Bemühungen 
um Fortschritte auf dem Gebiet der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle zu leisten. Unabdingbare Vor-
aussetzungen für eine dauerhafte, auf Stabilität an-
gelegte Abrüstungs- und Rüstungskontrollpolitik 
sind einerseits eine am Gleichgewicht der militäri-
schen Kräfte orientierte Verteidigungsbereitschaft 
und andererseits die Bereitschaft aller Staaten, auf 
die Anwendung oder Androhung von Gewalt zur 
Durchsetzung politischer Interessen konsequent zu 

verzichten und sich im Gebrauch politischer Macht, 
militärischer Macht zurückzuhalten. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Sehr 
gut!) 

Fortschritte auf dem Wege zu Abrüstung und Rü-
stungskontrolle lassen sich wesentlich beschleuni-
gen, wenn die vier Grundsätze beachtet werden, die 
der Bundesaußenminister wiederholt aufgestellt 
hat: Ausgewogenheit, Offenheit, Nachprüfbarkeit 
und Vertrauensbildung. Das heißt, Abrüstungser-
gebnisse dürfen keiner Seite sicherheitspolitische 
Vorteile verschaffen. Sodann müssen eingegangene 
Verpflichtungen objektiv und eindeutig nachprüf-
bar sein. Dazu gehören erforderlichenfalls auch 
Ortsinspektionen durch internationale Gremien. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Unver-
zichtbar!) 

Wer in diesem Bereich nichts zu verbergen hat, 
sollte sich gegen solche Inspektionen nicht sper-
ren. 

Die Vereinbarung konkreter vertrauensbildender 
Maßnahmen dient der Stabilität, und sie baut auch 
Bedrohungsangst ab. Das gleiche gilt für den 
Grundsatz der Offenheit der Angaben über das mi-
litärische Kräfteverhältnis. Geheimniskrämerei in 
Sicherheitsfragen erschwert die Berechenbarkeit 
des politischen Verhaltens und wirkt daher destabi-
lisierend. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Bundesrepublik Deutschland wird weiterhin 
alle nur denkbaren Fortschritte auf konkrete Maß-
nahmen der Abrüstung und Rüstungskontrolle hin 
fördern mit dem Ziel, zu weiteren ausgewogenen 
Vereinbarungen zu gelangen, die die Sicherheit al-
ler Beteiligten bewahren, die militärische Stabilität 
erhöhen und einen Beitrag zur Sicherung des Frie-
dens leisten. 

In diesem Sinne tritt die Bundesregierung auch 
entschlossen für die Verwirklichung beider Teile 
des NATO-Doppelbeschlusses ein. Er ist ein Kern-
element unserer Sicherheitspolitik. Er ist, Herr Kol-
lege Scheer, eigentlich zum erstenmal ein Ausdruck 
der auch von Ihnen geforderten neuen Methodik in 
der Sicherheitspolitik, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

bei einem erkannten Ungleichgewicht nicht einfach 
ein Gegengewicht zu schaffen, sondern zunächst 
den Versuch zu unternehmen, durch Abrüstungs-
verhandlungen das Ungleichgewicht zu beseitigen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr richtig! — 
Sehr wahr!) 

Der frühere Bundeskanzler Helmut Schmidt hat 
in seiner Zwölf-Punkte-Erklärung am 1. Oktober 
1982 dazu folgendes festgestellt: 

Wir müssen diese Verhandlungen kritisch und 
anregend begleiten. Wenn aber die Verhand-
lungen trotz größter Anstrengungen unserer 
amerikanischen Freunde dennoch erfolglos 
bleiben sollten, so brauchen wir ein entspre- 
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chendes Gegengewicht gegen die uns bedro-
henden sowjetischen SS-20-Raketen. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Heute re

-

det er schon anders! — Bindig [SPD]: Ja, 
wenn!) 

Ich appelliere deshalb mit besonderem Nach-
druck an die Kollegen der Sozialdemokratischen 
Partei, an die SPD: Opfern Sie den Grundkonsens 
in dieser zentralen Frage, die Sie entscheidend mit

-

geprägt haben, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

nicht wahltaktischen Gesichtspunkten oder ande-
ren Opportunitätsüberlegungen! 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Was lei- 
der zu befürchten ist!) 

Die Tatsache, daß der frühere Bundesminister 
Haack und der außenpolitische Sprecher der SPD-
Fraktion Männing wegen ihres Eintretens für beide 
Teile des NATO-Doppelbeschlusses nicht mehr als 
Kandidaten für dieses Parlament nominiert wur-
den, 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Eine 
schlimme Sache ist das!) 

ist natürlich zunächst eine rein innerparteiliche 
Entscheidung der SPD. Solche und viele ähnliche 
Entscheidungen Ihrer Partei bergen aber die Ge-
fahr in sich, in der Sowjetunion den falschen Ein-
druck zu fördern, man brauche über die Null-Lö-
sung gar nicht ernsthaft zu verhandeln, da die Bun-
desrepublik — und mit ihr der Westen — ohnehin 
nicht zur Nachrüstung bereit sei. Es liegt im Inter-
esse von Sicherheit und Abrüstung, daß die Sowjet-
union erkennt, daß dieser Eindruck falsch ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Graf Huyn 
[CDU/CSU]: Das haben viele noch nicht be- 

griffen!) 

Präsident Stücklen: Herr Staatsminister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Voigt? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ja, bitte. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Staatsminister, be-
vor Sie hier eine neue Dolchstoßlegende weiterver-
breiten, möchte ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt 
ist, daß z. B. auch der allüberall bekannte Kritiker 
des NATO-Doppelbeschlusses, Erich Meinike, in 
Oberhausen nicht wieder aufgestellt worden ist und 
daß sich deshalb die Feststellung, daß dieses in der 
SPD jetzt laufende Nominierungsverfahren aus-
schließlich auf die Frage des NATO-Doppelbe-
schlusses konzentriere — der natürlich eine wich-
tige Rolle spielt —, natürlich beliebt sein mag, aber 
daß das nur ein Kriterium unter vielen ist, was in 
den Aufstellungsgesprächen eine Rolle spielt — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber immerhin 
eines! — Graf Huyn [CDU/CSU]: Sie geben 

zu, daß es eines war!) 
sonst würde z. B. die Mehrzahl der Fraktionskolle

-

gen der SPD überhaupt nicht mehr aufgestellt wer- 

den können —, und daß deshalb Sie das mißbrau-
chen, um dem Gerücht Vorschub zu leisten, als 
würde die SPD von früheren Beschlüssen abrücken, 
was nicht der Fall ist. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das glauben Sie ja 
selber nicht!) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Voigt, eine 
Frage hätte natürlich schon ganz gut dazugepaßt. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Es war eine Frage, Herr Präsident. — Mir ist der 
Tatbestand, daß der Kollege Meinike nicht erneut 
nominiert worden ist, bisher nicht bekannt gewe-
sen. Auch die Hintergründe sind mir nicht bekannt. 
Ich habe deswegen auch nicht darauf abgehoben, 
sondern nur erwähnt — und wiederhole das hier —, 
daß erklärtermaßen, und zwar nach eigenen Anga-
ben, der außenpolitische Sprecher Ihrer Fraktion, 
der mit diesen Fragen ja befaßt ist, der Kollege 
Männing, wegen seines Eintretens für beide Teile 
des Doppelbeschlusses nicht mehr nominiert wor-
den ist, und — zweitens — daß erklärtermaßen und 
auch nach eigenem Bekunden ein Mitglied der bis 
vor kurzem amtierenden Bundesregierung deswe-
gen nicht wieder aufgestellt worden ist, weil es für 
beide Teile des Doppelbeschlusses eingetreten ist. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Hört! Hört! — Zu- 
ruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Mich interessiert im übrigen natürlich nicht — und 
hat als Mitglied der Bundesregierung nicht zu inter-
essieren —, welche Mechanismen eine Rolle spielen 
bei der Aufstellung Ihrer Kandidaten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist das Fall-
beil!) 

Aber wenn führende Repräsentanten der SPD, frü-
here Mitglieder der Bundesregierung und der 
außenpolitische Sprecher, erklären, daß sie wegen 
ihres Eintretens für den NATO-Doppelbeschluß 
nicht nominiert werden, dann ist das ein Politikum, 
das ernstgenommen werden muß. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Der Abgeordnete Lambinus 
hätte auch den Wunsch, eine Zwischenfrage zu stel-
len. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Bitte schön. 

Lambinus (SPD): Herr Staatsminister, darf ich Sie 
darüber aufklären — — Darf ich Sie fragen, ob ich 
Sie darüber aufklären darf, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Es ist die Frage, ob Sie das kön-

nen!) 

daß das von Ihnen gemeinte Mitglied der bisheri-
gen Bundesregierung in seinem Wahlkreis bisher 
noch überhaupt keine Wahlkreiskonferenz hatte 
und daß dieses ehemalige Mitglied der Bundesre-
gierung mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit erneut aufgestellt wird? 
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Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Letzteres werden wir beide nicht beantworten kön-
nen, wenn das erstere, der von Ihnen dargestellte 
Ablauf, zutrifft. 

(Zuruf von der SPD: Besser informieren!) 

— Nein, nein, ich komme schon darauf. Ich bin ja 
ganz dankbar, daß Sie das so ausführlich darstel-
len. 

(Zuruf von der SPD: Unter der Gürtelli

-

nie!) 
Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" berichtet 
über die Sitzung des Unterbezirks, dem der Kollege 
Haack angehört, 

(Zuruf von der SPD: Werbemasche!) 
und berichtet darüber, daß der Unterbezirksvorsit-
zende, der ausdrücklich gegen die Verwirklichung 
des Nachrüstungsteils des NATO-Doppelbeschlus-
ses auch für den Fall des Scheiterns der Verhand-
lungen eingetreten sei, den Vorzug im Unterbezirk 
bekommen habe vor dem Kandidaten und früheren 
Bauminister Haack, weil dieser eben für beide Teile 
eingetreten ist. Dieses ist ein Politikum — das kann 
man nicht bestreiten —, und zwar eines in dem Sin-
ne, daß die Versuchung für die Sowjetunion natür-
lich groß sein könnte, zu sagen, der Erosionsprozeß 
in dieser Frage in der SPD könnte so schnell fort-
schreiten, daß es sinnlos ist, überhaupt so massiv zu 
verhandeln, wie es notwendig wäre. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Unsere Bitte, Herr Kollege, geht doch nur dahin, 
den Grundkonsens nicht aufzugeben, der in dieser 
Frage bestanden hat, der sich auch dadurch deut-
lich gemacht hat, daß der Beschluß, über den wir 
hier reden, der in immer weiteren Teilen Ihrer Par-
tei zur Disposition gestellt worden ist, 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

von dem bis vor einiger Zeit amtierenden Bundes-
kanzler Helmut Schmidt mit herbeigeführt worden 
ist. Insofern ist der Appell der Bundesregierung 
auch an Ihre Fraktion doch verständlich, diesen 
Konsens nicht aufzugeben. Ich wäre Ihnen dank-
bar, wenn Sie diesem Appel folgen könnten. — Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Lambinus [SPD]) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, be-
vor ich das Wort an den Herrn Abgeordneten Bahr 
gebe, darf ich eine Regierungsdelegation der Repu-
blik Gabun unter der Führung des stellvertretenden 
Ministerpräsidenten und Transportministers Ra-
wiri auf der Diplomatentribüne recht herzlich be-
grüßen. 

(Beifall) 

Wir wünschen der Delegation einen erfolgreichen 
Aufenthalt und erfolgreiche Verhandlungen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bahr. 

Bahr (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Kollege Möllemann hat sich über die 
SPD Sorgen gemacht. Das ist dankenswert. Ich 

wollte nur sagen, wir machen uns keine großen Sor-
gen um die FDP. 

(Beifall bei der SPD — Graf Huyn [CDU/ 
CSU]: Es kommt halt immer auf den Stand-

punkt an!) 

Der Kollege Todenhöfer und der Kollege Mölle-
mann haben auf ihren Stolz abgestellt, den sie 
beide haben, weil wir in einem ganz frühen Sta-
dium der Geschichte der Bundesrepublik einseitig 
Verzicht auf Gewalt, auf A-, auf B-, auf C-Waffen 
geleistet haben. Wir teilen als Sozialdemokraten 
diesen Stolz. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen bei dieser Gelegenheit nur darauf hin-
weisen, daß es durchaus sinnvoll sein kann, auch 
einseitige Leistungen ohne Gegenleistungen auf 
diesem Gebiet zu machen. Sie, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU, sollten sich zuweilen 
daran erinnern, daß es möglich ist, durch einseitige 
Vorleistungen zum Frieden in der Welt beizutra-
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, daß die CDU und die CSU an den heuti-
gen Verträgen nicht viel mehr Verdienste haben als 
an der Autobahn zwischen Hamburg und Berlin. 
Beides ist selbstverständlich zustande gekommen, 
während Helmut Schmidt Bundeskanzler war. 

(Beifall bei der SPD) 

Alle Fraktionen dieses Hauses werden den heute 
vorliegenden Verträgen zustimmen. Darin drückt 
sich unsere Überzeugung aus, daß Abrüstung nötig 
ist. Aber wir sollten nicht glauben, daß damit ein 
großer Schritt zur Lösung der heutigen Probleme 
getan wird. Wir sind uns einig, schon seit 25 Jahren, 
daß alle Atomwaffen abgeschafft werden sollten. 
Aber diese Einigkeit hat nichts bewirkt. Die Rü-
stungen sind seither gewachsen, die atomare Dro-
hung hat sich verstärkt. Und wenn angesichts die-
ser Sachlage der Herr Kollege Todenhöfer von der 
Fortsetzung der Adenauerschen Tradition spricht, 
dann stimmt das natürlich nicht besonders optimi-
stisch. Wir berufen uns auf die Tradition zweier 
Bundeskanzler, von denen einer den Friedensnobel-
preis bekommen hat. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, während die Amerika-
ner und die Sowjets darüber verhandelt haben, wie 
die interkontinentalen Waffen in ein neutralisieren-
des Gleichgewicht gebracht werden können, hat das 
Rennen über die Mittelstreckenraketen begonnen. 
Während über Mittelstreckenraketen nun seit über 
einem Jahr verhandelt wird, werden Raketen kür-
zerer Reichweite teils produziert, teils konstruiert. 
Während man in Genf verhandelt hat, hat das Ren-
nen über die Marschflugkörper begonnen, von de-
nen heute noch niemand weiß, ob und wie man sie 
kontrollieren kann. Natürlich darf nicht vergessen 
werden, daß gleichzeitig, ohne daß sehr viel darüber 
geredet wird, die Verlängerung der Kriegsmöglich-
keiten in den Weltraum hinein geplant und geprobt 
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wird. Es ist wirklich so, daß man Angst bekommen 
kann, obwohl Angst kein Ratgeber werden darf. 

Carl Friedrich von Weizsäcker hat es als ein Ziel 
bezeichnet, groß genug, aber im Zweifel, ob es er-
reichbar ist, für die nächsten zehn Jahre die Welt-
katastrophe zu vermeiden. Es ist jedenfalls kein 
Wunder, wenn die Menschen, bei uns nicht weniger 
als in Amerika, nach Taten rufen, nachdem sie ler-
nen mußten, wie hilflos sich die Worte erwiesen 
haben, die sie in den letzten 25 Jahren hören und 
lesen konnten. 

Wenn vorher der Staatsminister, der jetzt, ent-
schuldigt und begründet, gehen muß, gesagt hat, 
Abrüstung dürfe nicht zu weniger Sicherheit füh-
ren, 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Das ist 
doch richtig!) 

dann ist das natürlich richtig; aber wenn wir solche 
Bedingungen auch an die Rüstung stellten, wäre 
uns manches erspart geblieben; 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Auch das 
ist richtig!) 

denn mehr Rüstung ergibt eben nicht mehr Sicher-
heit. 

(Zustimmung bei der SPD — Graf Huyn 
[CDU/CSU]: Nicht unbedingt!) 

Wenn wir die Bedingungen stellten, keine Rüstung 
dürfe zu weniger Sicherheit führen, dann würden 
wir manche Rüstungs- und neuen Systeme gar 
nicht erst probieren. 

(Zustimmung bei der SPD — Berger 
[Lahnstein] [CDU/CSU]: Wir haben uns im- 
mer danach gerichtet! — Graf Huyn [CDU/ 
CSU]: Das müssen wir der Sowjetunion sa- 

gen!) 

Parlamente wie Regierungen dürfen sich jeden-
falls nicht wundern, wenn die Bevölkerung aufbe-
gehrt, wenn sie das Vertrauen verliert, weil ihr die 
Erfahrung sagt, daß alles eben so weitergehen 
könnte wie bisher, mit Resolutionen und Verhand-
lungen, die langsamer sind als die Rüstung. Wir 
müssen uns darüber klar sein, daß der Zeitpunkt 
nicht mehr fern sein mag, an dem sich die Völker 
die bloße Fortsetzung des Rituals der letzten zwei 
Jahrzehnte nicht mehr gefallen lassen. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
FDP) 

Auch in diesem Sinne stehen die Verhandlungen in 
Genf unter Erfolgszwang. Man muß ihnen eine 
Chance geben, nicht nur, damit sie die Bedrohung 
durch chemische Waffen, durch Mittelstreckenwaf-
fen entscheidend reduzieren oder möglichst beseiti-
gen; diese Verhandlungen sind vielleicht die letzte 
Chance, den Völkern zu zeigen, daß der Weg der 
Verhandlungen und Vereinbarungen erfolgreich 
sein kann. Deshalb haben die Verhandlungen in 
Genf ein Gewicht. Und ihr Scheitern würde eine 
Tragweite haben, die sogar über ihren materiellen 
Inhalt noch hinaus gehen könnte. 

Die ganz elementare Frage ist gestellt: ob die 
Menschen die geltenden Verteidigungsstrategien 
überhaupt noch annehmen. Sie haben gelernt, daß 
im Fall der Verteidigung zerstört wird, was vertei-
digt werden soll, und sehen dann keinen Sinn mehr 
in einer solchen Verteidigung. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Daher 
Abschreckung!) 

Es ist gut, daß der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU, Herr Dr. Biedenkopf, dieser Frage nicht aus-
gewichen ist. 

(Beifall bei der SPD — Graf Huyn [CDU/ 
CSU]: Nur, beantwortet hat er sie nicht!) 

Es wäre eine Niederlage für die Demokratie, wenn 
diese Grundfragen nur von der Friedensbewegung, 
von Bürgerinitiativen und von den beiden Kirchen 
diskutiert werden, aber nicht in diesem Parlament. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben heute dafür zwei Stunden. Das ist wenig-
stens etwas angesichts dessen, was bis Ende näch-
ster Woche noch erledigt werden soll. Es ist sehr 
wenig, wenn man den Anspruch erhebt, daß dem 
Bundestag in Fragen unserer Existenz geistige 
Führung zukommt. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Gleichgültig, ob es sich um die katholischen Bi-
schöfe in Amerika handelt oder um das Dokument 
der Päpstlichen Akademie der Wissenschaften, an 
dem auch nichtkatholische Gelehrte mitgearbeitet 
haben, oder um Erklärungen des Papstes oder um 
Stellungnahmen evangelischer Kirchen: allen ge-
meinsam ist die Dringlichkeit der Warnung, das 
nukleare Rennen zu stoppen, damit es nicht aus 
der Kontrolle gerät; allen gemeinsam ist der Appell, 
das Denken und Handeln in den alten Kategorien 
der gegenseitigen Bedrohung zu stoppen und im 
potentiellen Gegner auch den Menschen als Eben-
bild Gottes zu sehen. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
FDP) 

Das ist radikal. Aber dieser Radikalismus ist nötig. 
Es ist gut, daß keine unserer Parteien diesen Radi-
kalismus verhöhnt oder verdächtigt. 

Aber wenn Bundeskanzler Helmut Schmidt von 
der Notwendigkeit der Sicherheitspartnerschaft ge-
sprochen hat, wenn die Palme-Kommission mit al-
len ihren Mitgliedern aus Ost und West und Süd 
einstimmig zu dem Ergebnis gekommen ist, daß Si-
cherheit nicht vor dem Gegner, sondern nur mit 
dem Gegner möglich ist, daß also die Erkenntnis 
verwirklicht werden muß, daß es nur noch gemein-
sam Sicherheit gibt, dann ist diese Vorstellung die 
politische Antwort auf die radikale Frage der Kir-
chen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Es bleibt der Union unbenommen, die Partner-

schaft zur Sicherheit geringzuschätzen oder zu ver-
höhnen oder zu verdächtigen. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Das ist 
gar nicht der Fall!) 

Einige Äußerungen des Kollegen Todenhöfer gin-
gen heute wieder in diese Richtung. 

Die SPD wird sich jedenfall nicht davon abbrin-
gen lassen. Wir denken gar nicht daran, einen An-
satz aufzugeben, der mittelfristig international an-
erkannt den einzigen heute sichtbaren Weg zeigt, 
wie das Rüstungsrennen wirklich gestoppt, wie Ab-
rüstung erreicht und wie wirklich das Krebsge-
schwür immer neuer unkontrollierbarer destabili-
sierender Waffensysteme verhindert werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Der letzte Bundeskanzler hat das vor den Verein-
ten Nationen vertreten. Aber wer auf dem Gebiet 
der Rüstungskontrolle die größtmögliche Einigkeit 
der im Bundestag vertretenen Parteien haben will, 
wer Kontinuität auch auf diesem Gebiet haben will, 
der kann das nicht, wenn er vor der Partnerschaft 
zur Sicherheit wegläuft oder sie ablehnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Kollege Todenhöfer hat heute gesagt: Das 
Sicherheitsinteresse des anderen muß man auch 
anerkennen. Das ist doch schon ein Schritt in die 
richtige Richtung. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Genau 
dasselbe!) 

Gehen Sie doch noch einen Schritt weiter! Jeden-
falls: Auf dem Gebiet der Rüstungskontrolle und 
der Abrüstung ist Kontinuität ohne Sicherheitspart-
nerschaft nicht zu haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Das verlangt natürlich auch die Bereitschaft, 
über neue Strategien nachzudenken. Die SPD ver-
sagt sich dieser Konsequenz nicht. Auch in Ameri-
ka, in der NATO wird über neue Strategien nachge-
dacht. Bei den Unionsparteien und der FDP habe 
ich davon noch nichts gehört. Aber es ist natürlich 
Sache dieser beiden Parteien, zu entscheiden, wie 
weit sie der internationalen Diskussion hinterher-
hinken wollen. 

In der NATO wird darüber nachgedacht, ob nicht 
eine neue Strategie notwendig ist, die an die Stelle 
der Vornverteidigung die Vorwärtsverteidigung 
setzt — um eine Charakterisierung Weinsteins zu 
benutzen. Und in der Sowjetunion wird eine neue 
Strategie überlegt, die anstelle der atomaren Ant-
wort auch den atomaren Erstgebrauch einschließt. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Leider 
wahr!) 

Denn nichts weniger bedeutet es, wenn Nowosti für 
den Fall der Stationierung von Pershing II die Sta-
tionierung von Raketen kürzerer Reichweite an-
kündigt, die auf ihre Ziele losgeschickt werden sol-
len, wenn Instrumente zeigen, daß Raketen kom-
men. „Launch on warning" nennen das die Ameri-
kaner. Fehler von Instrumenten können dann irre- 

parabel werden. Es ist auf dem Gebiete der Raketen 
in Europa der für Europa tödliche Weg, durch den 
ein Krieg auf Europa begrenzt werden könnte. 

Aber nicht über die Annehmbarkeit, die Chancen 
oder die Gefahren dieser beiden neuen Strategien 
will ich jetzt sprechen, sondern nur darüber, daß 
beide das Gegenteil einer Partnerschaft zur Sicher-
heit sind, daß beide nur zeigen, wie notwendig die 
Partnerschaft zur Sicherheit ist. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Beide sind nämlich Zeugnisse der unerreichbaren 
Hoffnung, einen Vorteil vor dem Gegner erreichen 
zu können, der das Siegen erlaubt, wenn die Ab-
schreckung scheitert. In Moskau wie in Washington 
ist dieses Denken vorhanden, obwohl man schon 
eingesehen hat, daß die gegenseitig gesicherte Zer-
störung durch die Zweitschlagfähigkeit leider nur 
noch gemeinsamen Untergang bedeutet. 

Aber ich glaube, meine Damen und Herren, wir 
brauchen uns keine zu großen Sorgen zu machen 
über die beiden Supermächte. Die sorgen schon für 
sich selbst. Noch während Präsident Reagan das 
gewaltigste Rüstungsprogramm in der Geschichte 
der Menschheit in Gang gesetzt hat, tauschen die 
beiden Supermächte von beiden positiv kommen-
tierte ähnliche Signale zu vertrauensbildenden 
Maßnahmen aus, mit dem Ziel, 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Ergebnis: das Rü-
stungsprogramm der Sowjetunion!) 

diese auch für sie apokalyptischen Waffen unter 
Kontrolle zu halten. Es gibt schon Vorkehrungen 
gegen den Krieg aus Irrtum, jedenfalls zwischen 
den beiden Großen. Für Europa und wirksam zwi-
schen den beiden Teilen Europas gibt es solche Ver-
einbarungen nicht. 

Für Europa ist es das erste Ziel, die atomare 
Schwelle zu heben, 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Das erste 
Ziel ist die Kriegsverhinderung!) 

d. h. dafür zu sorgen, daß ein Konflikt nicht unaus-
weichlich und schnell die atomare Schwelle über-
schreitet, hinter der für uns das Ende unserer Exi-
stenz liegt. 

Die Hebung der atomaren Schwelle also ist auch 
der Kern der Rogers-Überlegungen. Die Hebung 
der atomaren Schwelle hat auch der Kollege Wör-
ner vor einem Jahr bejaht. Die Hebung der atoma-
ren Schwelle will jener Vorschlag der Palme-Kom-
mission, der einen 300 km breiten Streifen ziehen 
will, frei von atomaren Gefechtsfeldwaffen. Gegen 
diesen Vorschlag gibt es militärische Bedenken, 
auch wegen der Schwierigkeit, ihn zu verhandeln 
und zu kontrollieren. Diese Bedenken sind von dem 
sowjetischen Mitglied Professor Arbatow auch vor-
gebracht worden. Sie brauchen deshalb noch nicht 
falsch zu sein. 

Aber wie ich höre, ist die schwedische Regierung 
gestern an alle europäischen Regierungen, also 
auch an die Bundesregierung, und die USA heran-
getreten mit der Aufforderung, diesen Vorschlag zu 
prüfen. Ich denke, alle europäischen Regierungen 
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werden sich die Antwort genau überlegen. Es sollte 
kein schnelles Nein geben. Ich hoffe, daß die Bun-
desregierung konstruktiv an den Vorschlag der 
schwedischen Regierung herangeht und berück-
sichtigt, daß solche Verhandlungen politisch ein Si-
gnal wären, das auch für Wien und Genf positiv wir-
ken könnte. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Ein falsches Si

-

gnal!) 

— Graf Huyn, wenn Sie das für falsch halten, wer-
den wir j a sehen, ob auch die Bundesregierung das 
für falsch hält. Ich hoffe es nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Alle Überlegungen zur Hebung der atomaren 
Schwelle stoßen im Westen an die konventionelle 
Überlegenheit des Warschauer Vertrages. Ich habe 
deshalb den früheren sowjetischen Botschafter Fa-
lin bei einem seit langem vorbereiteten Seminar 
der Friedrich-Ebert-Stiftung darauf aufmerksam 
gemacht, daß unter den vielen sowjetischen Vor-
schlägen gerade dieser fehlt. Herr Falin hat sich in 
der Lage erklärt, die Bereitschaft der Sowjetunion 
zu Verhandlungen über ein annäherndes konven-
tionelles Gleichgewicht zwischen NATO und War-
schauer Vertrag anzukündigen. Das war, als 
Breschnew noch lebte. 

Der Bundesaußenminister hat vor zwei Wochen 
eine entsprechende Anfrage in Moskau angekün-
digt, mit der er sich auf die eben genannte Veran-
staltung der Ebert-Stiftung berief. Daran gibt es 
nur dann etwas zu bemängeln, wenn diese Anfrage 
in Moskau noch nicht erfolgt ist. 

Falls die Sowjetunion zu solchen Verhandlungen 
bereit ist, sollte der Westen auch dazu bereit sein. 
Es wird sich dabei herausstellen, daß Helmut 
Schmidt recht hat, wenn er sich gegen ein Gerede 
wendet, das den Eindruck hoffnungsloser konven-
tioneller Unterlegenheit des Westens erweckt. Hier 
ist heute morgen ein Interview des ehemaligen 
Bundeskanzlers mehrfach positiv zitiert worden. 
Ich hätte gewünscht, daß Sie auch diesen Passus 
des ehemaligen Bundeskanzlers ebenso positiv er-
innert und aufgenommen hätten, in dem er gesagt 
hat: Von einem allgemeinen Untergewicht des 
Westens zu reden, ist abwegig. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundeswehr ist eine hervorragende Armee, 
unter der sozialliberalen Koalition zum erstenmal 
auf ihre Sollstärke gekommen, übrigens ohne daß 
wir dadurch die Entspannungspolitik gefährdet hät-
ten. Sie kann in einer Woche auf mehr als das Dop-
pelte ihrer heutigen Stärke gebracht werden, wohl-
ausgerüstet, wohlausgebildet. Das darf nicht über-
sehen werden, wenn von konventioneller Verteidi-
gungsfähigkeit gesprochen wird. 

Wer mehr will, soll selbst erst einmal auf diesen 
Stand, gemessen an seiner Bevölkerungszahl, kom-
men. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist grotesk, daß allein unser Land mit seinen 
Wehrpflichtstreitkräften den Wehrpflichtarmeen 

der Warschauer-Pakt-Staaten gegenübersteht und 
sich unsere Verbündeten den Luxus von Berufsar-
meen leisten und den Mangel an ausreichenden 
konventionellen Verbänden beklagen. 

Die Aussicht auf ein konventionelles Gleichge-
wicht eröffnet die Aussicht auf entscheidende Ver-
ringerung der Atomwaffen und die Möglichkeit, 
eine europäische Partnerschaft der gemeinsamen 
Sicherheit zu verhandeln und zu erproben, für die 
beide Führungsmächte unentbehrlich sind und blei-
ben. Ich wäre sehr froh, wenn sich die Friedensord-
nung, von der Herr Todenhöfer gesprochen hat, den 
gleichen Kriterien gewachsen zeigen würde. 

In der schon erwähnten Debatte vor zwei Wochen 
ist seitens der Bundesregierung darauf hingewie-
sen worden, daß der Westen nicht nur den Erstein-
satz von Atomwaffen, sondern generell eine Strate-
gie verfolgt, bei der er nicht als erster Waffen ein-
setzen werde, und zwar konventionell nicht und ato-
mar nicht. Der Abrüstungsbeauftragte der Bundes-
regierung hat eine solche Bemerkung auf dem 
schon erwähnten Seminar der Ebert-Stiftung ge-
macht, und Herr Falin hat ihm darauf erwidert, daß 
die Sowjetunion auch zu solchen Abmachungen be-
reit sei. Auf meine nachfassende Frage hat Herr 
Falin erklärt, sein Land sei bereit, völkerrechtlich 
verbindliche Verpflichtungen einzugehen, auf den 
Ersteinsatz sowohl konventioneller als auch atoma-
rer Waffen zu verzichten. Es lohnt sich für die Bun-
desregierung, auch diesem Hinweis in Moskau 
nachzugehen; denn wenn nach dem Westen nun 
auch der Osten bereit ist oder — sagen wir vorsich-
tiger — bereit sein sollte, nicht als erster konventio-
nelle und atomare Waffen anzuwenden, dann lohnt 
es sich, daß sich beide Seiten beim Wort nehmen. 

Wir werden jedenfalls den sowjetischen Außen-
minister Gromyko, wenn er im Januar nach Bonn 
kommt, nach beiden Punkten fragen. Im Falle der 
Bestätigung sollte, ohne daß dies die laufenden Ver-
handlungen stören muß, über beide Komplexe ver-
handelt werden. 

Dabei sind wir uns darüber im klaren: So notwen-
dig es ist, neue Strategien zu besprechen, Verhand-
lungen zur Rüstungskontrolle zu führen, Partner-
schaft zur Sicherheit zu erstreben, so logisch ist fol-
gendes. Erstens. Solange es keine neue Strategie 
gibt, gilt die alte. Zweitens. Die Aussicht auf einen 
verbesserten Ansatz darf uns nicht dazu bringen, 
die Chance der jetzigen Verhandlungen zu vertun. 
Damit sind wir bei Genf. 

In der letzten außenpolitischen Debatte haben 
wir von der Bundesregierung die Mahnung gehört, 
in der öffentlichen Erörterung darauf Rücksicht zu 
nehmen, die Verhandlungen in Genf nicht zu er-
schweren oder die westliche Position nicht zu 
schwächen, indem auch andere Lösungen als die 
amerikanische Null-Lösung vorgebracht werden. 
Mit dieser Mahnung hat sich die Bundesregierung 
in Brüssel jedenfalls nicht durchgesetzt, denn bei 
der NATO sind, wie wir lesen konnten, auch Kom-
promiß- und Zwischenlösungen besprochen worden. 
Wenn so etwas in der Öffentlichkeit, soweit sie aus 
gedruckten und elektronischen Medien besteht, er-
örtert wird, hat dieses Parlament wohl ein Recht, 
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die Bundesregierung zur Unterrichtung aufzufor-
dern, 

(Beifall bei der SPD) 

zu einer Unterrichtung, die vielleicht sogar ein biß-
chen über das hinausgehen kann, was in Brüssel 
die Journalisten erfahren haben. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
SPD: Wir wollen keine Geheimdiplomatie!) 

Kürzlich hat ein bekannter Amerikaner erklärt, 
es seien zum Schluß die Europäer, die darüber zu 
entscheiden hätten, ob sie die neuen amerikani-
schen Raketen haben wollen oder nicht. Recht hat 
er! Ein anderer Amerikaner hat erklärt, er würde, 
wenn er Europäer wäre, nein sagen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Er ist aber 
keiner!) 

— Ja, er hat es besser. — Der frühere Chefunter-
händler für SALT hat einen Kompromißvorschlag 
für die Verhandlungen in Genf ausgearbeitet und 
veröffentlicht, um den Stillstand dort zu überwin-
den. Dieser Vorschlag ist in den Congressional Re-
cord aufgenommen worden. Er will die Stationie-
rung neuer amerikanischer Mittelstreckenwaffen 
überflüssig machen und verlangt dafür von der So-
wjetunion die Zerstörung aller 280 SS-4 und SS-5 
und die Zerstörung von 100 SS-20 mit 300 Spreng-
köpfen. Dieser Vorschlag erkennt dann ein Gleich-
gewicht zwischen sowjetischen und westlichen Ra-
keten mittlerer Reichweite, indem er die französi-
schen und die britischen berücksichtigt und den 
ganzen Komplex zu einem Bestandteil der START-
Verhandlungen macht. 

Besonders der letzte Punkt, aber auch die ande-
ren Überlegungen sind konstruktiv und interes-
sant. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Auch die Bundesregierung sollte sie prüfen und 
sollte gegebenenfalls durch eigene Vorschläge hel-
fen, die Genfer Verhandlungen zu einem baldigen 
erfolgreichen Abschluß zu bringen. 

(Beifall bei der SPD) 

Eines jedenfalls ist klar, meine Damen und Her-
ren: Nachdem sowohl in der NATO als auch im 
amerikanischen Parlament über Zwischenlösungen 
und Kompromisse gesprochen wird, wird die Bun-
desregierung die Behandlung dieses Themas im 
Deutschen Bundestag nicht mit einem Tabu bele-
gen können. Schließlich geht es um unsere Sicher-
heitsinteressen in einem ganz zentralen und ele-
mentaren Sinn. Einer von Ihnen hat früher einmal 
gesagt: Niemand wird deutscher sein als die Deut-
schen. Denken Sie auch in diesem Falle daran! 

(Beifall bei der SPD) 

Im Augenblick begnügt sich die SPD-Fraktion da-
mit, die interessanten Vorschläge Paul Warnkes zu 
begrüßen und die Bundesregierung zu einer Prü-
fung aufzufordern. Die SPD-Fraktion behält sich 
vor, auch eigene Vorstellungen öffentlich zu erör-
tern, wenn das erforderlich erscheinen sollte, um 
die Genfer Verhandlungen zu fördern. 

Diese Verhandlungen werden im Februar und 
März kommenden Jahres in ein wichtiges Stadium 
treten. Nach diesem Zeitraum, also wohl Ende 
März, wird abzusehen sein, ob die Zahl der inzwi-
schen definierten Entscheidungspunkte reduziert 
werden konnte. Wir werden also Ende März/Anfang 
April einen Eindruck davon gewinnen können, ob 
sich die Aussicht auf ein Verhandlungsergebnis im 
Herbst kommenden Jahres verbessert oder ver-
schlechtert. Heute ist eine derartige Einschätzung 
nicht möglich. Es gibt Pessimisten, und es gibt Opti-
misten. Beide können recht behalten. Jeder kann 
seine Überzeugung vertreten, aber nicht beweisen. 
Das wird bis Ende März kaum anders werden. 

Ich betone das so, weil ich in diesem Hause nicht 
anders als draußen die Auffassung vertrete, daß am 
6. März nicht über die Stationierung oder die Nicht-
stationierung der Raketen zu entscheiden ist. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Was zu wissen für diese Entscheidung nötig ist, wis-
sen wir im Herbst, nicht im Frühjahr nächsten Jah-
res. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb braucht die SPD auch keinen neuen Be-
schluß zu fassen. Sie hat in München beschlossen, 
daß sie im Herbst 1983 im Lichte der Verhandlun-
gen ihre Entscheidung treffen wird 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Das war schon 
schlimm genug!) 

und daß sie eine Automatik ablehnt. 

Meine Damen und Herren, diese Entscheidung 
ist auch von dem damaligen Bundeskanzler, der 
stellvertretender SPD-Vorsitzender geblieben ist, 
mitgetragen worden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Hier ist mehrfach das Interview von Helmut 
Schmidt zitiert worden, das heute in der „Frankfur-
ter Rundschau" erschienen ist. Dazu darf ich daran 
erinnern, daß er auch gesagt hat: „Jemand, der sich 
auf den Standpunkt stellt, alles, was die Amerika-
ner tun und lassen, sei wohlgetan, kann auch kei-
nen Einfluß auf amerikanische Entscheidungen 
ausüben. — Notwendig ist ein Einfluß auf beide 
Großmächte, 

(Beifall bei der SPD) 

auf den eigenen Bündnisgenossen Amerika wie 
auch auf den Sicherheitspartner Sowjetunion." 

(Erneuter Beifall bei der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Dies ist exakt das, was die SPD und was der frühere 
Bundeskanzler und der heutige Helmut Schmidt 
unablässig gesagt haben. 

Unser Beschluß in München war richtig, und die 
Sozialdemokraten werden nicht von einem Be-
schluß weglaufen, nur weil sie nicht mehr in der 
Regierung sind. 

(Beifall bei der SPD) 
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Die SPD ist die Partei der Verhandlungen. Wir ha-
ben auf diese Verhandlungen gedrängt. Wir sind 
stolz darauf, einen wichtigen Beitrag dazu geleistet 
zu haben, daß sie stattfinden. Wir wollen ihnen 
nicht nur eine Chance geben, sondern wir drängen 
darauf — bei beiden Verhandlungspartnern —, zu 
einem Ergebnis zu kommen, bevor die Stationie-
rung beginnen kann. Dieses Drängen bedeutet für 
den 6. März, daß an diesem Tag die Entscheidung 
für den Herbst offenbleiben muß. 

In der „Welt" hat vor einigen Tagen gestanden, 
die SPD fürchte sich vor einem „Raketenwahl-
kampf". Das ist wie manches, was in dieser Zeitung 
steht, ungewöhnlich töricht. Es gibt im Gegenteil 
genug Stimmen — in meiner Partei und auch au-
ßerhalb der SPD —, die auf eine solche Auseinan-
dersetzung geradezu drängen. Aber ich bin der Auf-
fassung, daß es der Sache nicht angemessen wäre, 
wenn wir so täten, als sei am 6. März eine Entschei-
dung fällig, die nach Lage der Dinge erst im Herbst 
fällig werden kann. 

Ich habe in dem erwähnten Seminar den sowjeti-
schen Gästen gesagt: Falls die Verhandlungen an 
der unveränderten sowjetischen Haltung scheitern, 
dann würde ich ein Ja zum Beginn der Stationie-
rung empfehlen. Das ist nichts anderes als das, was 
Bundeskanzler Helmut Schmidt vor diesem Hause 
erklärt hat, als er sich für die Stationierung aus-
sprach, falls die Bemühungen unserer amerikani-
schen Freunde ohne Erfolg bleiben. Dem Sinne 
nach hat diese Haltung der Warnung an die Sowjet-
union auch Bundeskanzler Kohl eingenommen. 

(Richtig! bei der CDU/CSU) 

Wenn die SPD sagt, daß es keine Automatik ge-
ben darf, daß wir auch das Nein zur Stationierung 
sagen können, dann entspricht das unserer Mög-
lichkeit, auch auf die amerikanische Seite zu drük-
ken. Die Möglichkeit zum Ja, zu einem Moratorium, 
und zum Nein muß am 6. März offenbleiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Nur auf diese Weise können wir in den Verhandlun-
gen ein Ergebnis erreichen, durch das die Stationie-
rung neuer amerikanischer Raketen überflüssig 
wird. Das war unser Ziel, das bleibt unser Ziel, 
zuverlässig, berechenbar, vor dem Regierungswech-
sel und danach, vor dem 6. März und danach. Aber 
wenn wir nach dem 6. März in der Regierung sein 
würden, dann mit größerer Aussicht auf Erfolg. 

(Beifall bei der SPD — Berger [Lahnstein] 
[CDU/CSU]: Das Moratorium steht nicht 

im Beschluß!) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Dr. Feldmann. 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es fällt mir natürlich jetzt etwas 
schwer, nach diesen weitgreifenden Ausblicken des 
Kollegen Bahr 

(Zuruf von der SPD: Guten!) 

Sie nun wieder zu den beiden Tagesordnungspunk-
ten zurückzubitten. 

Die FDP-Fraktion begrüßt, daß der Deutsche 
Bundestag noch in diesem Jahr zwei wichtige Ab-
kommen auf dem Gebiet der Abrüstung und Rü-
stungskontrolle verabschieden wird, das Abkom-
men von 1972 über das Verbot bakteriologischer 
Waffen sowie das Abkommen von 1977 über das 
Verbot der militärischen Nutzung umweltverän-
dernder Techniken. Damit ist die Bundesrepublik 
Vertragspartner sämtlicher heute gültiger weltwei-
ter Übereinkommen auf dem Gebiet der Abrüstung 
und Rüstungskontrolle. 

Zunächst zum B-Waffen-Übereinkommen. Herr 
Kollege Todenhöfer, Sie haben richtig festgestellt: 
Dieser internationale Vertrag ist überhaupt der er-
ste Abrüstungsvertrag im eigentlichen, engeren 
Sinne, und zwar deswegen, weil nicht nur der Ab-
bau bestimmter Waffen, sondern erstmals auch de-
ren endgültige Vernichtung vereinbart wird. Sie 
werden mir aber gestatten, Herr Kollege Todenhö-
fer, daß ich nach Ihren vorherigen Einlassungen die 
Feststellung treffe, daß die FDP an beiden Voraus-
setzungen unserer Friedens- und Sicherheitspolitik 
aktiv mitgewirkt hat: an der Westintegration und 
am Ausgleich mit dem Osten. 

(Beifall bei der FDP) 

Dieses B-Waffen-Abkommen wurde nur möglich, 
weil das bei allen Abrüstungsverhandlungen im 
Vordergrund stehende Problem der Verifizierung 
ausgeklammert werden konnte. Da eine weltweite 
Überwachung des Übereinkommens ohnehin 
schwierig gewesen wäre, ist hier ein bloßes Be-
schwerdeverfahren zunächst noch hinnehmbar. Wir 
gehen aber davon aus, daß sich die Bundesregie-
rung — zusammen mit anderen Staaten — nach der 
Ratifizierung der Überwachungsprobleme anneh-
men wird. 

Die noch größere Bedrohung, die von ähnlichen 
Massenvernichtungswaffen ausgeht, nämlich den 
chemischen Waffen, bleibt allerdings weiterhin be-
stehen. Es ist daher von besonderer abrüstungspoli-
tischer Bedeutung, daß sich die Unterzeichnerstaa-
ten dieses Vertrages in  Art. 9 verpflichtet haben, 
auch auf ein Verbot der C-Waffen hinzuwirken. 

Einige Worte noch über das Ratifizierungsgesetz 
zum Umweltkriegsübereinkommen. Dieses Abkom-
men verbietet die militärische und sonstige feindse-
lige Nutzung umweltverändernder Techniken. Ge-
meint ist damit die absichtliche Auslösung von Na-
turereignissen größeren Ausmaßes, wie Erdbeben, 
Flutwellen und Klimaveränderungen, als Mittel mi-
litärischen Zwangs. Diese Zielsetzung allein wirft 
schon ein bezeichnendes Licht auf das heute er-
reichte Verhältnis des Menschen zur Natur. 

Dieses Abkommen, dem wir beitreten wollen, ist 
sicher noch nicht das Nonplusultra. Es umfaßt z. B. 
nicht die unvermeidlichen Nebenwirkungen des 
Einsatzes von Atomwaffen; darauf haben Sie hinge-
wiesen, Herr Kollege Scheer. Der Schaden, der 
durch Atomwaffeneinsatz entsteht, geht aber über 
die Folgen von absichtlich ausgelösten Naturereig-
nissen weit hinaus. Die Atomwaffenarsenale beider 
Bündnissysteme sind die größte Bedrohung der 
Weiterexistenz der Menschheit und der Erde. Abrü- 
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stung ist daher die wichtigste politische Aufgabe, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie werden mir auch zugeben: Dies erfordert nicht 
nur den Willen zur Abrüstung, sondern auch viel 
Mut der politisch Verantwortlichen; darin stimmen 
wir wohl überein, Herr Kollege Bahr. 

Es ist bedauerlich, daß der erste Abrüstungsbe-
richt der Bundesregierung heute kein eigener Ta-
gesordnungspunkt ist. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Schade auch, daß dieser Bericht erst vier Monate 
nach Vorlage durch die Bundesregierung im Aus-
wärtigen Ausschuß behandelt wurde. Deshalb ist es 
aber gut, daß wenigstens das Bundespresseamt den 
Bericht mit 40 000 Exemplaren aufgelegt hat. Da-
durch wurde er Bestandteil der sicherheitspoliti-
schen Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung. 

Meine Damen und Herren, ich habe die Forde-
rung der Union nach einem jährlichen Bericht über 
den Stand der Bemühungen um Abrüstung und Rü-
stungskontrolle sowie über Veränderungen im mili-
tärischen Kräfteverhältnis hier im Plenum im letz-
ten Jahr in der Woche der Abrüstungsdebatte der 
Vereinten Nationen für die FDP voll unterstützt. 
Die Bundesrepublik hat — im Vergleich zu anderen 
westlichen Demokratien — meines Erachtens einen 
gewissen Nachholbedarf an sicherheitspolitischer 
Öffentlichkeitsarbeit. Natürlich sind Fragen, die mit 
der Verteidigung unseres Landes zusammenhän-
gen, ein sensibles Thema. Natürlich können nicht 
alle sicherheitspolitischen Fragen öffentlich erör-
tert werden. Aber übertriebene Geheimhaltung för-
dert auch nicht gerade das Vertrauen in unsere 
Sicherheitspolitik. 

(Beifall bei der FDP) 

Warum kann unsere Bevölkerung z. B. die geplan-
ten Stationierungsorte der Pershing II im Falle 
einer Nachrüstung nicht erfahren? In den USA, in 
Italien, in Großbritannien werden die Diskussionen 
über Stationierungsorte doch auch öffentlich ge-
führt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, dies schadet weder 
der Demokratie noch der Sicherheit dieser Länder. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Auch unsere Demokratie braucht in Fragen der 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik das Licht der 
kritischen Öffentlichkeit nicht zu scheuen. 

An die Abrüstungsberichte der kommenden 
Jahre ist in bezug auf Seriosität und Objektivität 
ein hoher Maßstab anzulegen. Übertriebene Dar-
stellungen des gegnerischen Potentials sowie Un-
tertreibungen der eigenen Stärke sind wenig hilf-
reich. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Mit diesem Bericht soll keine Politik gemacht wer-
den. Dieser Bericht soll Grundlage für Politik lie-
fern. 

Erlauben Sie mir daher in diesem Zusammen-
hang noch einige weiter kritische Bemerkungen 
zum Abrüstungsbericht. 

Den interessierten und kritischen Leser kann ir-
ritieren, daß der Begriff „Entspannung" in diesem 
Bericht nur ein einziges Mal in der Formulierung 
„wirkliche Entspannung" vorkommt. Im Harmel-
Bericht von 1967 sind das Bemühen um Entspan-
nung und die Gewährleistung militärischer Sicher-
heit als die beiden Hauptaufgaben der Atlantischen 
Allianz festgelegt. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Und Beseitigung 
der Ursachen der Spannungen!) 

— Graf Huyn, es ist dem Einsatz von Minister Gen-
scher zu verdanken, daß diese Politik der NATO auf 
der Außenministertagung des Bündnisses in Lu-
xemburg im Mai dieses Jahres bestätigt wurde. Es 
kann daher doch wohl nur ein redaktionelles Verse-
hen sein, daß im Abrüstungsbericht selbst im Zu-
sammenhang mit dem Harmel-Bericht statt von 
Entspannung von „Dialog" die Rede ist. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Das stammt 
vom Bundeskanzler Schmidt! — Zuruf des 

Abg. Klein [München] [CDU/CSU]) 

Sicher ist dieser erste Abrüstungsbericht noch 
verbesserungsbedürftig und verbesserungsfähig, 
Herr Kollege Klein. Formal entspricht er zumindest 
dem Auftrag dieses Parlaments. Die Abrüstungsbe-
richte der kommenden Jahre sollten aber stärker 
das eigene Bemühen der Bundesregierung zum 
Ausdruck bringen, die Stagnation der Abrüstung 
und Rüstungskontrolle zu überwinden. 

Ich darf zum Schluß erklären, daß die FDP-Frak-
tion das Bestreben der Bundesregierung voll unter-
stützt — auch durch das Öffnen kleiner Türen, so-
weit wir dazu Schlüssel haben, Herr Kollege 
Voigt —, zwischen West und Ost Sicherheitsverein-
barungen zu erreichen, die schließlich zu einer welt-
weit dauerhaften Friedenssicherung beitragen kön-
nen. — Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister der Verteidigung. 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Wir, die Deutschen, wollen Frieden, 
und wir wollen ihn mit immer weniger Waffen. So 
hat Bundeskanzler Kohl die Grundlinien unserer 
Regierungspolitik in seiner Regierungserklärung 
umschrieben. 

Das heißt nicht mehr und nicht weniger, als daß 
diese Bundesregierung Abrüstung in Ost und West 
so umfassend, so gründlich und so schnell wie ir-
gend möglich will. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit der Ratifizierung der beiden Gesetze über 
das Verbot biologischer Waffen und das Verbot der 
militärischen Nutzung umweltschädigender Techni-
ken geben wir ein weltweit sichtbares Zeichen die- 
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ses unseres ernsthaften Abrüstungswillens. Damit 
setzen wir eine sicherheitspolitische Linie fort, die 
mit dem bereits 1954 unter Konrad Adenauer gelei-
steten Verzicht der Bundesrepublik Deutschland 
auf die Herstellung atomarer, biologischer und che-
mischer Waffen begann, eine Linie, die sich bis zum 
heutigen Tag fortsetzt, an dem wir durch die Ratifi-
zierung dieser beiden Gesetze einen weiteren Bei-
trag zum Verbot von Massenvernichtungswaffen 
leisten wollen. Diese Linie ist — niemand will das 
bestreiten, ganz im Gegenteil — konsequent auch 
von der vorangegangenen Bundesregierung fortge-
führt worden. Aber, meine Damen und Herren, es 
muß auch einmal an die Adresse derer, die draußen 
im Land der sogenannten Friedensbewegung ange-
hören, gesagt werden, daß sie endlich einmal zur 
Kenntnis nehmen und anerkennen müssen, daß der 
Westen in einem umfassenden Abrüstungskonzept 
nahezu über das gesamte Spektrum konventionel-
ler, nuklearer wie auch chemischer Waffen verhan-
deln und dieses Spektrum gemeinsam reduzieren 
möchte. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Erklärung zur 
Sicherheitspolitik vom 24. November 1982 deutlich 
gemacht, daß sie ihre ganze Kraft für Verhand-
lungserfolge einsetzen wird: in Genf für den voll-
ständigen Verzicht auf amerikanische und sowjeti-
sche landgestützte Mittelstreckenflugkörper größe-
rer Reichweite; bei den START-Verhandlungen für 
eine einschneidende Verringerung — nicht etwa 
nur für das Einfrieren — bei den interkontinental

-

strategischen Systemen der USA und der Sowjet-
union; in Wien für eine substantielle Verringerung 
der Truppenstärken in Mitteleuropa; in Madrid für 
militärisch bedeutsame vertrauens- und sicher-
heitsbildende Maßnahmen in ganz Europa; im Gen-
fer Abrüstungsausschuß für ein umfassendes Ver-
bot aller chemischen und radiologischen Waffen; in 
den Vereinten Nationen für konkrete vertrauensbil-
dende Maßnahmen zur Erhöhung von Transparenz 
und gegenseitiger Berechenbarkeit im militäri-
schen Bereich. 

Dieses umfassende Abrüstungskonzept ist das 
größte Angebot einer kooperativen Rüstungssteue-
rung, das der Westen dem Osten je gemacht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Ich füge hinzu und greife dabei etwas auf, was 
auch der Kollege Bahr hier erwähnt hat: Es sollte 
noch ergänzt werden durch Verhandlungen über 
ein Gleichgewicht auch der konventionellen Poten-
tiale, und zwar in ganz Europa bis zum Ural. Wenn 
die Sowjetunion, wie Ihnen Herr Falin signalisiert 
hat, dazu bereit sein sollte, kann uns das nur freuen; 
denn in der Überlegenheit des konventionellen Of-
fensivpotentials der Sowjetunion in Europa liegt 
das für uns gefährlichste Ungleichgewicht. Hier 
teile ich Ihre Bewertung der konventionellen Kräf-
teverhältnisse nicht, Herr Bahr. 

All jenen, die um den Frieden in unserem Land 
besorgt sind, sage ich: An uns liegt es nicht, wenn 
die Abrüstung nicht so vorankommt, wie wir uns 
das so sehnlich wünschen. Wir sind zur Abrüstung 

bereit, wo immer sich eine Chance bietet. Das gilt 
nicht nur für die Bundesrepublik Deutschland; das 
gilt für alle Partnerstaaten der Atlantischen Al-
lianz, und das gilt auch für die Vereinigten Staaten 
von Amerika. 

Herr Kollege Bahr, meine verehrten Kolleginnen 
und Kollegen von der Opposition: Nicht nur ich 
selbst, sondern auch der Bundesaußenminister und 
der Bundeskanzler sowie andere haben versucht, 
uns ein Maximum an Information über die Genfer 
Verhandlungsbemühungen zu besorgen. Selbstver-
ständlich werden wir, die Deutschen, sehr wachsam 
nach allen Seiten sein, daß man ernsthaft verhan-
delt. Aber alle unsere Informationen, die zum Teil 
— ich glaube, sogar in Gänze — Ihnen auch gege-
ben wurden, sprechen eine eindeutige Sprache. Sie 
lassen keinen Zweifel zu, daß die Vereinigten Staa-
ten von Amerika ein überragendes Interesse gerade 
an Verhandlungserfolgen in Genf haben und daß 
sie ernsthaft und mit Nachdruck verhandeln, wie 
wir das von ihnen erwarten. Daher finde ich es 
nicht richtig, daß wir immer wieder Zweifel an die-
sem Abrüstungswillen der USA äußern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Graf  Huyn [CDU/CSU]: Einseitige Zwei- 

fel!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Voigt? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte schön. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Kollege Wörner, 
nachdem Sie eben gesagt haben, daß Sie von der 
amerikanischen Regierung umfassend über ihre 
Planungen informiert worden seien, darf ich Sie 
fragen, ob Sie von der amerikanischen Regierung 
auch darüber informiert worden sind, daß die Ab-
sicht besteht, das Hauptquartier Europa von Stutt-
gart nach Großbritannien zu verlegen, weil man in 
den USA nicht sicher ist, ob die Bundesrepublik 
lange gegen einen Angriff aus dem Osten gehalten 
werden kann? So Berichte des „Guardian" vom heu-
tigen Tag, die zwar vom Sprecher des Pentagon 
nicht bestätigt worden sind, zu denen dieser Spre-
cher aber keinen Kommentar abgeben wollte. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Und von der 
SPD natürlich begierig aufgegriffen wer- 

den!) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: Ich 
kenne, verehrter Herr Kollege Voigt, eben nur jene 
Meldung. Allerdings hat man mir gesagt, ehe ich 
von der Hardthöhe herunterfuhr, daß die Agentur 
selbst diese Meldung, zum Teil jedenfalls, schon zu-
rückgenommen habe. Ich kann nur sagen: Die Bun-
desregierung ist über solche Absichten nicht infor-
miert. Darüber hinaus möchte ich annehmen, daß 
es sich hier um eine völlige Falschmeldung handelt. 
Das gilt jedenfalls hinsichtlich der Begründung. Es 
widerspräche all dem, was nicht nur wir, sondern 
auch Sie über amerikanische Absichten wissen. 
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Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte schön. 

Dr. Scheer (SPD): Herr Minister, sind Sie mit uns 
einer Meinung, daß bei der Frage, ob es in Genf zu 
einem Erfolg kommen kann, nicht alleine der Wille, 
sondern auch eine geeignete Verhandlungskonzep -
tion und ein geeigneter Verhandlungsansatz ent-
scheidend sind, und teilen Sie die Befürchtung, daß 
der gegenwärtige global ausgerichtete Verhand-
lungsansatz bei einer Frage, bei der es um die euro-
strategische Problematik geht, möglicherweise ein 
wesentliches Hindernis für einen Verhandlungser-
folg darstellen kann — ebenso wie die gegenwärti-
gen Ansätze, die die Drittstaatensysteme noch nicht 
ausreichend berücksichtigen? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Kollege Scheer, Ihre Zweifel am Verhand-
lungsansatz vermag ich nicht zu teilen; denn dieser 
Verhandlungsansatz ist im Bündnis einverständlich 
verhandelt und festgelegt worden, und zwar von 
einer Regierung, die nicht von der CDU/CSU, son-
dern von der SPD getragen wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das zweite allerdings: Es gehört zum Wesen von 
Verhandlungen, daß man sich dabei bewegen kann. 
Aber es gehört auch zum recht verstandenen Wesen 
von so heiklen Verhandlungen, daß man nicht alles, 
über das man verhandelt, auf dem öffentlichen 
Markt austragen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber ich komme auf die Frage noch einmal zu-
rück. 

(Abg. Dr. Scheer [SPD] meldet sich zu 
einer weiteren Zwischenfrage) 

— Frau Präsidentin, ich bin in einer unglücklichen 
Lage. Ich würde selbstverständlich gerne jede Zwi-
schenfrage beantworten. Allerdings fürchte ich, mir 
langsam den Unmut der Kollegen zuzuziehen, 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Wohl wahr!) 

da wir noch eine weitere Debatte vor uns haben. 
Der Kollege Schäuble gibt mir ausdrücklich recht. 
Vor einer so wichtigen Persönlichkeit habe ich na-
türlich den entsprechenden Respekt. 

Ich sage also noch einmal: Es gibt nicht nur kei-
nen Zweifel am ernsthaften Verhandlungswillen 
der USA, sondern in meinen Augen auch keinen 
Zweifel an einem richtigen Führen dieser Verhand-
lungen. 

Ich sage jetzt an die Adresse der Sowjetunion: 
Die Sowjetunion täte gut daran, unsere ausge-
streckte Hand nicht zurückzuweisen, sondern auf 
unsere Angebote einzugehen; denn eine wirkliche 
Abrüstung, eine umfassende Abrüstung liegt auch 
im wohlverstandenen Eigeninteresse der Sowjet-
union. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Der Rüstungswettlauf nützt auch ihr auf die Dauer 
nichts. Im übrigen — und das ist etwas, was sie 
doch bitte berücksichtigen muß — weiß die Sowjet-
union: Wir jedenfalls bedrohen sie nicht. Wir haben 
weder die Fähigkeit noch gar die Absicht, sie anzu-
greifen. Unsere Kräfte reichen mit Mühe, mit äu-
ßerster Mühe zur Verteidigung gerade noch aus. 

Die Sowjetunion weiß auch: Wir werden unsere 
Waffen niemals als erste einsetzen. Unsere Waffen 
braucht wirklich nur der zu fürchten, der uns an-
greift, niemand sonst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Bahr, das ist ein Punkt, über den 
man sicher diskutieren kann, wenn nun erneut be-
kräftigt werden sollte, was in der UNO-Charta ja 
schon längst steht: der Verzicht auf den Angriff 
schlechthin. Aber dann sollte man auch bedenken, 
daß gerade diese Verpflichtung, die die Sowjetunion 
schon eingegangen ist — genau wie wir —, von ihr 
beispielsweise in Afghanistan verletzt wurde. Das 
war einer der Gründe, warum sie mit so überwälti-
gender Mehrheit in der UNO der Verletzung eben 
jener Charta angeklagt, verurteilt und schuldig ge-
sprochen wurde. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Darüber 
will doch Herr Falin verhandeln! Das hat 

er Herrn Bahr groß angekündigt!) 

Ich sage also: Für uns sind Krieg und militäri-
sche Gewalt keine Mittel der Politik. Darum — das 
sage ich jetzt nicht irgend jemandem hier in diesem 
Hause, sondern den Menschen draußen in unserem 
Land — wäre es wirklich besser, die sogenannte 
Friedensbewegung richtete ihre Proteste und Ap-
pelle gegen diejenigen, die immer noch nach Über-
legenheit streben und sich nicht scheuen, militäri-
sche Macht zu politischen Zwecken einzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Denn wir streben nicht nach Überlegenheit. Wir 
wollen Gleichgewicht, und das auf einem möglichst 
niedrigen Niveau der Rüstungen. Allerdings — das 
muß dazugesagt werden — können und werden wir 
nicht zulassen, daß die Sowjetunion ihre militäri-
sche Überlegenheit durch eine forcierte Aufrüstung 
immer weiter ausbaut. Diese Bundesregierung 
bleibt entschlossen, die Freiheit der Bundesrepu-
blik Deutschland und ihrer Bürger zu verteidigen 
und zu schützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

So wie wir bereit sind, das legitime Sicherheitsin-
teresse der Sowjetunion anzuerkennen und zu re-
spektieren, so können wir auch von der Sowjet-
union und vom Warschauer Pakt erwarten, daß sie 
unsere Sicherheitsinteressen respektieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Bahr, hier liegt der entscheidende Unter-
schied zwischen uns bei der Anwendung des Begrif-
fes der Sicherheitspartnerschaft. Solange die So-
wjetunion fortlaufend nicht nur unsere Sicherheits-
interessen nicht anerkennt, sondern unsere Sicher-
heit durch Aufrüstung, und zwar durch eine for-
cierte und unprovozierte Aufrüstung, bedroht, so 
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lange kann doch von ernsthafter Partnerschaft zur 
Sicherheit nicht die Rede sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Bahr? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Gerne — mit einer Einschränkung: Ich möchte die-
sen Gedanken vollends zu Ende bringen. 

Sie fordern uns, die CDU/CSU, auf: Gehen Sie 
doch einen Schritt weiter. — Nein, Sie müssen die 
Sowjetunion auffordern, einen Schritt weiterzuge-
hen und unser Sicherheitsinteresse endlich in ihre 
Rechnung einzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Dann kann man über Partnerschaft reden. Denn 
diese Bundesregierung — genauso wie die vorange-
gangene, wie jede deutsche Regierung — möchte 
nach Westen und Osten, zu möglichst vielen Staa-
ten der Welt nicht nur gute, sondern sogar sehr gute 
Beziehungen haben, wenn es irgend geht, auch 
Partnerschaft. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Bitte schön. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bahr! 

Bahr (SPD): Herr Bundesminister, ist Ihnen ent-
gangen, daß ich in meinen Ausführungen vorhin 
darauf hingewiesen habe, daß ich in Moskau kein 
Denken in den Kategorien der Sicherheitspartner-
schaft sehe, und sind Ihre Ausführungen jetzt dahin 
gehend zu verstehen, daß wir auf beide Seiten mit 
dem Ziel einwirken sollen, daß beide Seiten — auch 
die Sowjetunion — in den Kategorien der Sicher-
heitspartnerschaft denken? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Kollege Bahr, ich bin für Ihre Information, die 
mir in der Tat entgangen war, sehr dankbar. Ich 
hatte nicht mitgehört, daß Sie gesagt hatten, daß die 
Sowjetunion in diesen Kategorien noch nicht den-
ke. Sie handelt auch nicht nach diesen Kategorien. 
Damit ist dieser Punkt zwischen uns abgehakt. 

Allerdings bin ich eines nicht bereit mitzuma-
chen: Es gibt für mich die in Ihrer Frage zum Aus-
druck gekommene Äquidistanz nicht. Die Sowjet-
union verstößt gegen unsere Sicherheitsinteressen; 
die Vereinigten Staaten von Amerika schützen un-
sere legitimen Sicherheitsinteressen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Bahr, Herr 
Bundesminister? 

(Dr. Ehmke [SPD]: Nur diese noch?) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte schön, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Diskussion ist ja 
wichtig genug. 

Bahr (SPD): Herr Bundesverteidigungsminister, 
sind Sie mit mir der Auffassung, daß Sicherheits-
partnerschaft mit dem Werteunterschied zwischen 
Ost und West nichts zu tun hat? 

(Petersen [CDU/CSU]: Eben nicht!) 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Kollege Bahr, hier geht es zunächst einmal — 
damit wir die Begriffe auseinanderhalten — nicht 
um Wertepartnerschaft, hier geht es um die Verlet-
zung von Sicherheitsinteressen durch ungeheure 
materielle, militärische Macht. Deswegen kann ich 
nicht erkennen, wie man beide Kategorien in einen 
Topf werfen kann. Solange die Sowjetunion durch 
ihre militärische Macht unsere Sicherheit bedroht 
und nicht unsere legitimen Sicherheitsinteressen 
anerkennt, finde ich, ist es nicht gut, von ihr als 
unserem Sicherheitspartner so unkritisch zu reden, 
wie Sie das tun — genau deswegen, weil Sie in den 
Köpfen der Menschen damit den Eindruck erwek-
ken, als gäbe es schon einen Zustand, den wir alle 
herbeiwünschen, der aber so noch nicht vorliegt. 
Das ist in meinen Augen das Problem dabei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir können noch einen Schritt weitergehen. Wer 
wollte sich nicht gern eine Welt vorstellen, in der 
aus dem gemeinsamen Interesse am Überleben — 
das würde ich in der Tat sehen — eines Tages auch 
eine Partnerschaft gemeinsamen Interesses wird? 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist eine Wunschvorstellung, der keiner — je-
denfalls keiner von denen, die ich hier sehe — wi-
dersprechen würde. Man kann aber nicht fortlau-
fend Wunschvorstellungen an die Stelle der Realitä-
ten setzen, weil man damit Verwirrung erzeugt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Abg. Dr. Ehmke [SPD] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Ehmke, Sie wissen, daß ich Ihnen 
nun wirklich und weiß Gott sehr gerne antworten 
würde; aber jetzt müssen Sie mich zu Ende kom-
men lassen; der Kollege Schäuble guckt mich über-
haupt nicht mehr an, geschweige denn nur kritisch. 
Außerdem gibt es einige Punkte, über die ich hier 
noch zu sprechen habe. Ich möchte, weil der Kollege 
Bahr einige neue Fragen aufgeworfen hat, die ich 
nicht voraussehen konnte, die allerdings bespro-
chen werden müssen, noch ganz wenige Bemerkun-
gen machen. 

Kollege Bahr, Sie sprachen von neuen nuklearen 
Kurzstreckenwaffen. In der Tat, diese Kurzstrek-
kenwaffen, über die ich mir große Sorgen mache — 
da bin ich nicht allein —, sind ausschließlich sowje-
tische Waffen. Die Sowjetunion stationiert ja nicht 
nur die SS 20, sondern sie hat stationiert und ist im 
Begriffe, weiter zu stationieren die SS 21, SS 22 und 
SS 23. Wenn jetzt die Sowjetunion beklagt, daß, 
wenn sie nicht abrüstet, etwa die Pershing II statio-
niert würde und sich damit ihre Warnzeiten verrin-
gern würden, dann, lieber Herr Kollege Bahr, ist es 
aber auch einmal an uns, darauf hinzuweisen, daß 
wir pausenlos mit dieser Situation in Europa leben 
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müssen, weil die Warnzeiten der sowjetischen Ra-
keten uns gegenüber noch viel kürzer sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Damit erst gar nicht eines aufkommen kann, was 
ich draußen — nicht hier — in der Diskussion gele-
gentlich als Argument höre: Pershing II ist keine 
Erstschlagswaffe, aus vielen Gründen nicht, auch 
wenn die sowjetische Propaganda jetzt so tut, als 
sei sie das. Die Sowjets wissen am allerbesten, daß 
sie das aus vielen Gründen gar nicht sein kann. 
Darum kann von einer Automatisierung der Reak-
tionen keine Rede sein. 

Herr Kollege Bahr, noch etwas, was ich so nicht 
stehenlassen kann. Sie sagten, Präsident Reagan 
habe das gewaltigste Rüstungsprogramm aller Zei-
ten aufgelegt. Ich möchte dem widersprechen. Die 
Sowjetunion hat in knappen 15 Jahren — in knap-
pen 15 Jahren! — ihre militärische Macht schlicht-
weg verdoppelt. So etwas hat es in der Weltge-
schichte noch nie gegeben. Diese gigantische militä-
rische Anstrengung ist außer Verhältnis zu allem 
anderen, was es in der Weltgeschichte je gegeben 
hat. Sie hat sich in dieser Zeit von einer Kontinen-
talmacht zu einer global agierenden See- und Land-
macht entwickelt. Diese Rüstungsanstrengung geht 
bei weitem über das hinaus, was die Amerikaner 
jetzt in Angriff nehmen. 

Ein vorletzter Punkt. Ich beziehe mich auf das, 
was Sie zur atomwaffenfreien Zone gesagt haben. 
Ich bin dafür, daß man über alles nachdenkt; nur 
sollte man von vornherein keine Illusionen aufkom-
men lassen. Atomwaffenfreie Zonen schützen nicht 
vor der Anwendung von Atomwaffen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die einzigen Atomwaffen, die je geworfen wurden, 
wurden auf ein atomwaffenfreies Land geworfen. 
Ich sage Ihnen: Die Amerikaner hätten die Atom-
waffen auf Hiroschima und Nagasaki nicht gewor-
fen, wenn sie hätten sicher sein können, daß die 
Japaner am nächsten Tag auf Washington oder auf 
San Francisco solche Atomwaffen werfen würden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es !) 

Darum sollten wir nicht den Eindruck erwecken, als 
ob man durch die Schaffung atomwaffenfreier Zo-
nen etwa der Gefahr eines Nuklearkrieges entrin-
nen oder die Sicherheit unserer Bürger damit he-
ben könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Schließlich: Herr Kollege Bahr, mit Ihnen zusam-
men trete ich — und ich hoffe, dabei die Zustim-
mung aller zu finden — für das Heben der Nuklear-
schwelle ein. Das ist ein alter Punkt, den wir schon 
in der Opposition verfolgt haben und den ich weiter 
verfolge. Allerdings darf ein Mißverständnis daraus 
nicht entstehen, nämlich daß wir die Strategie, die 
wir haben, aufgäben. Das ist etwas, was sich im 
Rahmen der gegebenen Strategie vollzieht. Sie ha-
ben das erkannt. Andere haben es noch nicht er-
kannt. 

Ich darf noch eine kurze Bemerkung zu den Gen-
fer Verhandlungen über nukleare Mittelstreckenra

-

keten machen. Ich möchte wiederholen, was der 
Kollege Todenhöfer völlig zu Recht hier gesagt: Wir 
wollen keine neuen amerikanischen Waffen. Wir 
wollen weder die Pershing II noch wollen wir die 
Cruise missiles. Wir wollen, daß die auf uns gerich-
teten, uns bedrohenden neuen sowjetischen Mittel-
streckenraketen des Typs SS 20 abgebaut, verhin-
dert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daher — ich sage das nicht zum Kollegen Bahr, 
ich sage das generell, auch nach draußen — ist die 
Null-Lösung nicht ein taktischer Kniff, sondern die 
Null-Lösung ist ein ernsthaftes Verhandlungsziel 
— weil sie wirkliche Abrüstung bedeutet. 

(Bahr [SPD]: Richtig!) 

Wer jetzt so tut, als sei die Null-Lösung eine Zumu-
tung für die Sowjets, und wer öffentlich Rückfallpo-
sitionen diskutiert oder gar anbietet, der muß eben 
wissen, daß er damit den Abrüstungserfolg in Genf 
ernsthaft gefährdet. 

Eines ist in meinen Augen — darüber mag man 
denken, wie man will — ganz sicher: Wenn es über-
haupt eine Chance gibt, die UdSSR zum Einlenken 
zu bewegen — ich gehöre zu denen, die glauben, 
daß es diese Chance wirklich gibt —, dann nur, 
wenn die Sowjetunion nicht eine Sekunde Zweifel 
haben kann, daß wir es mit dem Doppelbeschluß in 
seinen beiden Teilen wirklich ernst meinen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Soell. 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Nein, ich lasse keine Zusatzfrage mehr zu. 

Hier trägt — ich hoffe, Sie merken den unpolemi-
schen Ton — die deutsche Sozialdemokratie mit 
uns zusammen eine große und eine schwere Ver-
antwortung. Die Durchführung des Doppelbe-
schlusses ist zu einem Testfall des Zusammenhalts 
und der Entschlossenheit der Allianz geworden. Es 
sind drei wertvolle Jahre verstrichen, in denen die 
Sowjetunion die Stationierung von Mittelstrecken-
raketen mit unvermindertem Tempo bis in diese 
Tage hinein fortgesetzt hat, während wir de facto 
ein vierjähriges einseitiges Moratorium erklärten 
und uns auch daran halten. 

Ein Jahr bleibt uns noch, Herr Kollege Bahr; und 
manches, was Sie in dieser Hinsicht gesagt haben, 
habe ich mit Zustimmung gehört. Wir werden uns 
— nehmen Sie mir das bitte ab — mit aller Kraft 
und Entschiedenheit weiterhin für ernsthafte Ver-
handlungen in Genf einsetzen und alles ausloten. 
Aber diejenigen, die kräftig und unprovoziert vorge-
rüstet haben, müssen sich jetzt bewegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist der entscheidende Punkt. 

Die USA haben auf der letzten Tagung der Nu-
klearen Planungsgruppe am 30. November 1982 
nach Beratungen in Brüssel, an denen ich teilge-
nommen habe, ihre Bereitschaft erklärt, jeden 
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ernsthaften sowjetischen Vorschlag eingehend zu 
prüfen, der die Aussichten für wirksame und verifi-
zierbare Rüstungskontrollvereinbarungen erhöhen 
und die legitimen westlichen Sicherheitsinteressen 
berücksichtigen würde. Wer anderes verlangt, fällt 
nach meiner Meinung nicht nur demBündnis   — 
nicht nur den Amerikanern — in den Rücken; er 
erspart der Sowjetunion den eigentlichen Test auf 
die Ernsthaftigkeit ihres Abrüstungswillens. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Denn darüber darf sich niemand täuschen: Ge-
lingt es der Sowjetunion, den Doppelbeschluß, ob 
nun durch Druck, ob durch Propaganda, ob durch 
Einschüchterung, zu Fall zu bringen, dann wird 
nicht nur ihre Vorrüstung prämiert; schlimmer 
noch, dann entfällt für sie jeglicher Anreiz zur Ab-
rüstung. 

Darum stehen wir nach meinem Dafürhalten an 
einer für das Schicksal der Abrüstungsverhandlun-
gen im kommenden Jahrzehnt so entscheidenden 
Schwelle. Angesichts wachsender Wirtschaftspro-
bleme nicht nur bei uns, sondern vor allem im 
Osten, angesichts einer auch für die Sowjetunion 
nur noch schwer verkraftbaren Rüstungslast gibt es 
— das ist nicht taktisch dahergeredet; nehmen Sie 
mir das ab — in meinen Augen vielleicht zum er-
stenmal eine wirkliche, eine ernsthafte Chance zu 
wirklicher Abrüstung, zu Abrüstung, die eben nicht 
nur Rüstungssteuerung, sondern wirkliche Abrü-
stung ist. 

Aber ob diese Chance genutzt wird, genutzt wer-
den kann, und ob es dahin kommt, hängt eben da-
von ab, ob wir jetzt in dieser Situation die nötige 
Festigkeit, die nötige Klarheit und auch die nötige 
Geduld aufbringen und nicht Positionen, kaum daß 
wir sie aufgestellt haben, schon wieder ins Rut-
schen bringen. 

Die Sowjetunion weiß doch: Wir wollen sie nicht 
auf den Boden zwingen; wir wollen sie nicht überrü-
sten; wir wollen keine Überlegenheit. Aber wir müs-
sen von ihr erwarten, daß sie auch unsere Sicher-
heit respektiert und sich zu wirklichen Abrüstungs-
ergebnissen bereitfindet. 

Das ist die Politik der Bundesregierung, und ich 
hoffe inbrünstig — völlig unabhängig von den Wah-
len und ihrem Ausgang —, daß wir über diese Fra-
gen den nötigen Konsens in diesem Haus behal-
ten. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hansen. 

Hansen (fraktionslos): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Gewiß muß man begrüßen, daß 
die Bundesregierung zehn Jahre nach der Unter-
zeichnung des Übereinkommens über das Verbot 
biologischer Waffen das Ratifikationsverfahren ein-
leitet. Es besteht aber gar kein Grund, dies als eine 
abrüstungspolitische Großtat zu feiern. 

Der Art. IX des dem Bundestag vorgelegten Über-
einkommens verpflichtet die Bundesregierung, „in 

redlicher Absicht" auf eine baldige Übereinkunft 
über ein wirksames Verbot der Entwicklung, Her-
stellung und Lagerung von chemischen Waffen hin-
zuwirken. Wie will die Bundesregierung diesen Ar-
tikel, dem sie verbal „besondere abrüstungspoliti-
sche Bedeutung" zumißt, eigentlich „redlich" und 
glaubwürdig politisch verwirklichen, wenn ihre 
Praxis bezüglich hier schon lagernder chemischer 
Waffen ganz anders aussieht? 

Der Punkt Glaubwürdigkeit macht auch eine Be-
merkung zu dem notwendig, was der Kollege 
Scheer hier heute im Namen der SPD-Fraktion vor-
getragen hat. Es ist schon atemberaubend, mit wel-
cher Geschwindigkeit die SPD angesichts bevorste-
hender Wahlkämpfe die Kurve kriegt. Die Rede, die 
Herr Kollege Scheer hier gehalten hat, ist eine 
Rede gegen die vorige Bundesregierung, jedenfalls 
in dem Punkt der sogenannten Modernisierung 
chemischer Waffen. Die vorige Bundesregierung 
hat es mit der SPD-Fraktion zusammen anderthalb 
Jahre lang abgelehnt, die Stichworte „binäre Waf-
fen" und „Herstellung in den USA" überhaupt nur 
in den Mund zu nehmen, und hat es immer abge-
lehnt, darüber überhaupt in Verhandlungen einzu-
treten. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Da hast Du gerade ge- 
fehlt!) 

Das gilt auch für den Kollegen Bahr. Teile seiner 
Rede hätten jedenfalls sehr viel früher gehalten 
werden müssen. Es hört sich heute so an, als habe 
er nachträglich den Krefelder Appell unterschrie-
ben, wenn da die Stichwörter „atomwaffenfreie 
Zone" und „mögliches Moratorium" auftauchen. 
Diese Rede wäre vor einem Jahr, vor dem 10. Okto-
ber vorigen Jahres notwendig gewesen, als der Bun-
deskanzler die Friedensbewegung noch als eine 
Kriegserklärung gegen die damalige Bundesregie-
rung betrachtete. 

Auf diese Weise werden Sie Glaubwürdigkeit 
nicht herstellen. Ihr Versuch, über eine Generalam-
nesie auch eine Generalamnestie für das Verhalten 
der vorigen Regierung zu erreichen, wird fehlschla-
gen. 

Tatsache ist, daß die Bundesrepublik außer den 
USA das einzige Land ist, in dem chemische Ner-
venkampfstoffe in großer Menge und auf dichtem 
Raum gelagert werden. Alle anderen NATO-Staaten 
haben es abgelehnt, die Lagerung amerikanischer 
Nervenkampfstoffe auf ihrem Boden auch nur zu 
erwägen. Der Einsatz dieser Waffen auf dem und 
vom Boden der Bundesrepublik ist militärisch ein-
geplant. Denn was sonst bedeutet die Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach auf 
eine entsprechende Frage am 2. Dezember 1982: 

Solange die Verhandlungen über ein vollständi-
ges überprüfbares C-Waffenverbot nicht zum 
Erfolg geführt haben, muß das Bündnis in der 
Lage sein, zur glaubwürdgen Abschreckungsfä-
higkeit über geeignete Mittel zu verfügen. 

Schon die Lagerung chemischer Waffen bedeutet 
ständige Gefährdung für Leben und Gesundheit 
der Bevölkerung durch jederzeit mögliche Unfälle, 
Sabotageakte und unsachgemäße Behandlung. Für 
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diese Risiken trägt die Bundesregierung die volle 
Verantwortung. Das Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 
des Grundgesetzes garantiert allen Bürgern das 
Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. 
Das hat das Bundesverfassungsgericht wiederholt 
so ausgeführt und den besonderen Rang dieses 
Grundrechts hervorgehoben. 

Das gilt auch für die großen Gefahren, die von der 
Lagerung chemischer Waffen ausgehen. Mit der 
Einwilligung zur Lagerung und zum möglichen Ein-
satz von chemischen Waffen auf dem und vom Bo-
den der Bundesrepublik verstößt die Bundesregie-
rung gegen die Pflicht, Leben und Gesundheit aller 
Bürger zu schützen. Sie handelt verfassungswidrig. 

Aus dieser Verantwortung wird die Bundesregie-
rung auch nicht durch die Tatsache entlassen, daß 
die Verfügungsgewalt über die Lagerung und den 
möglichen Einsatz von chemischen Waffen bei den 
Vereinigten Staaten liegt. Ganz im Gegenteil! Seit 
1969 verweigert die Bundesregierung — das gilt für 
alle Bundesregierungen, auch die vorige — jede 
Auskunft über Art, Menge und Orte der Lagerung 
amerikanischer Nervenkampfstoffe mit dem Hin-
weis auf die angeblich notwendige strenge militäri-
sche Geheimhaltung. 

Es gibt dabei allerdings auch Widersprüche. Wäh-
rend einerseits, z. B. von der vorigen Bundesregie-
rung, behauptet wird, die rechtliche Grundlage zur 
Lagerung amerikanischer chemischer Waffen 
stamme aus dem Besatzungsrecht vorvertraglicher 
Zeit, heißt es andererseits, daß die Lagerung dieser 
Waffen im Einklang mit den Verträgen stehe, die 
die Anwesenheit amerikanischer Streitkräfte in der 
Bundesrepublik regeln. So am 2. Dezember eben-
falls Staatssekretär Würzbach: 

Diese entspricht früheren Vereinbarungen al-
ler vorausgegangenen Regierungen und wurde 
zuletzt ausdrücklich durch den damaligen Bun-
deskanzler Brandt und den damaligen Präsi-
denten der Vereinigten Staaten, Nixon, bestä-
tigt. 

Diese fortgesetzte Verschleierungspolitik der 
Bundesregierung läßt für mich nur einen Schluß zu: 
Entweder ist die Bundesrepublik Deutschland nach 
wie vor besetztes Territorium — dann können die 
Besatzungsmächte jede Art von Waffen an beliebi-
gen Orten stationieren —, oder aber der Bundesre-
publik ist durch den am 5. Mai 1955 in Kraft getrete-
nen Deutschland-Vertrag ihre Souveränität förm-
lich übertragen worden. Souveränität bedeutet 
oberste Gewalt im Innern und völlige Unabhängig-
keit nach außen. Wenn wir von der Souveränität der 
Bundesrepublik ausgehen, läßt sich diese Geheim-
haltungsdiplomatie nur so deuten, daß die Bundes-
regierung entweder von den USA über die Lage-
rung chemischer Waffen konsultiert wurde und zu-
gestimmt hat oder sogar in förmlichen geheimen 
Verträgen die Modalitäten der chemischen Bewaff-
nung der hier stationierten USA-Streitkräfte mit 
den USA ausgehandelt hat, diese Tatsache aber vor 
der deutschen Öffentlichkeit um jeden Preis verber-
gen will — „um das Volk nicht zu beunruhigen", wie 
der damalige Staatssekretär Penner der SPD-Frak-
tion erklärt hat. Wenn dieser Tatbestand zutrifft, ist 

allerdings dieser Bundestag zum Handeln heraus-
gefordert; denn unbestritten unterliegen alle völ-
kerrechtlichen Übereinkommen und Verträge dem 
Gesetzesvorbehalt durch die Legislative, nach 
Art. 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. Sollte die 
Regierung derartige Übereinkommen mit den USA 
ohne Mitwirkung des Parlaments eingegangen sein, 
so wäre das Verfassungsbruch. 

Der Verdacht einer politischen Komplizenschaft 
der Bundesregierung mit der Hochrüstungspolitik 
der USA wird auch zusätzlich durch die Verbrei-
tung einer neuen Bedrohungslüge genährt — das 
haben wir heute morgen auch wieder gehört —, die 
gemeinsam von westlichen Nachrichtendiensten 
und entspannungsfeindlichen Abgeordneten der 
Rechten in die Welt gesetzt worden sind. Wegen der 
angeblich gigantischen Überlegenheit der UdSSR 
an chemischen Waffen müsse auch die NATO che-
misch nachrüsten, und diese für das „potentielle 
Schlachtfeld Europa", so der USA-Senator Mark 
Hatfield im deutschen Fernsehen, bestimmte Nach-
rüstung mit chemischen Waffen ist bereits in vol-
lem Gange. Im Mai 1981 wurde im US-Senat grünes 
Licht für die Produktion neuer binärer chemischer 
Kampfstoffe gegeben. Einen Monat später rief der-
selbe Senator Hatfield besonders die Deutschen auf 
— wörtlich —, „diese Gelegenheit wahrzunehmen 
und die amerikanische Regierungspolitik mitzube-
stimmen". Bis heute weigert sich diese Regierung, 
haben sich die alte Regierung und alle verantwortli-
chen Politiker in der Bundesrepublik geweigert, 
auch nur den Versuch einer Einflußnahme auf 
diese für alle Bürger einschneidende Entscheidung 
der US-Regierung zu nehmen. Damit verstoßen sie 
gegen die Pflicht, Leben und Gesundheit der hier 
wohnenden Menschen zu schützen; aber offensicht-
lich paßt dieses Verhalten in die absurde Strategie, 
erst auch an dieser Stelle aufzurüsten, um dann 
abzurüsten. 

(Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Abgeordneter? 

Hansen (fraktionslos): Das ist eine Zeitfrage. 

Vizepräsident Frau Renger: Ihre Redezeit beträgt 
zehn Minuten. Das müssen Sie schon selbst beurtei-
len. 

Hansen (fraktionslos): Dann lasse ich keine Zwi-
schenfrage zu; denn ich werde sonst nicht fertig. 

Zum Wesen einer funktionierenden Demokratie 
gehört, daß Regierungshandeln prinzipiell öffent-
lich ist. Nur in Ausnahmefällen darf es einen Ge-
heimnisvorbehalt geben, für dessen Notwendigkeit 
die Regierung dann auch beweispflichtig ist. Auch 
die vorige Bundesregierung hat dieses demokrati-
sche Grundprinzip praktisch außer Kraft gesetzt. In 
der Bundesrepublik gilt inzwischen grundsätzliches 
Geheimhaltungsprinzip in diesen Fragen mit nur 
gelegentlicher und oft erst durch massive Proteste 
erzwungener Öffentlichkeit. Wegen dieser Geheim-
haltung sind für chemische Waffen Katastrophen- 
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schutzpläne unmöglich. Während in den USA nicht 
nur die Stationierungsorte chemischer Waffen be-
kannt sind, sondern auch der kleinste Transport 
von Giftgas allen anwohnenden Bürgern einen Mo-
nat vorher bekanntgegeben wird, wird bei uns be-
stritten, daß es solche Transporte überhaupt gebe. 

Wieweit der Unmut über diese ungleiche Behand-
lung der deutschen und der amerikanischen Bevöl-
kerung gediehen ist, kann man etwa einem Brief 
entnehmen, den der DGB-Vorsitzende von Rhein-
land-Pfalz an den damaligen Bundeskanzler ge-
schrieben hat — wörtlich —: „So kann man mit Rat-
ten, Mäusen und Kaninchen umgehen oder mit 
Schädlingen, die vergast werden können, nicht aber 
mit den Bürgern der Bundesrepublik." Es wäre zu 
begrüßen, wenn uns der Kollege Marx hier einmal 
Auskunft darüber gäbe, ob er den Bundeskanzler 
inzwischen gefragt hat, ob diese Geheimhaltungs-
diplomatie fortgesetzt werde, und vor allem was der 
Bundeskanzler ihm geantwortet hat. Wenn dies so 
weitergeht, dann haben nicht nur die Einwohner 
von Hanau, Mannheim, Fischbach, Weilerbach, Pir-
masens und anderer noch nicht bekannter C-Waf-
fen-Standorte, sondern alle ein Recht darauf zu er-
fahren, welches tödliche Risiko die Lagerung che-
mischer Waffen bei uns bedeutet. 

(Glocke des Präsidenten) 

—Ich komme gleich zum Ende. 

Wenn dies alles nicht hilft, kann notfalls der Kol-
lege Voigt — vielleicht nehme ich damit seine Frage 
auf —, der inzwischen der gleichen Meinung ist wie 
ich — hier einen Gruppenantrag für ein Gesetz ein-
bringen, das dieses Öffentlichkeitsprinzip bei Re-
gierungshandeln (wieder) herstellt, etwa so wie es 
in den USA seit 1967 ein Gesetz gibt, den „Freedom 
of Information Act", wo diese demokratische Selbst-
verständlichkeit niedergelegt ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Würden Sie Ihre Rede 
jetzt bitte beenden? 

Hansen (fraktionslos): Unserer Unterschrift, Herr 
Kollege Voigt, von Manfred Coppik und mir, können 
Sie dann sicher sein. Jedenfalls — — 

Vizepräsident Frau Renger: Ihre Redezeit ist zu 
Ende. Lassen Sie mich das doch nicht dreimal sa-
gen. Herzlichen Dank, daß Sie das zur Kenntnis 
nehmen. — 

(Beifall des Abg. Coppik [fraktionslos]) 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Debatte. 

Wir kommen zur Einzelberatung und zur Schluß-
abstimmung zu Tagesordnungspunkt 24. Es geht 
um die Vorlagen auf den Drucksachen 9/1951 und 
9/2185. Ich rufe Art. 1 in der Ausschußfassung auf. 
Wer zuzustimmen wünscht, gebe bitte ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe Art. 2 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
9/2251 (neu) ein Änderungsantrag der Fraktionen 
von CDU/CSU, SPD und FDP vor. Wer diesem inter-
fraktionellen Änderungsantrag zuzustimmen 

wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist ange-
nommen. 

Wer Art. 2 in der Ausschußfassung mit der soeben 
beschlossenen Änderung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Art. 3, Einleitung und Überschrift in der 
Ausschußfassung auf. Wer den aufgerufenen Vor-
schriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur 
Einzelberatung und zur Schlußabstimmung zu Ta-
gesordnungspunkt 25 mit den Drucksachen 9/1952 
und 9/2186. Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und 
Überschrift auf. Die Abstimmung darüber wird mit 
der Schlußabstimmung verbunden. Wer dem Gesetz 
im Ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Erhö-
hung des Angebots an Mietwohnungen 
— Drucksache 9/2079 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksachen 9/2248, 9/2284 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Clemens 
Gnädinger 

(Erste Beratung 127. Sitzung) 

Der Ältestenrat schlägt vor, für die Debatte zwei 
Stunden vorzusehen. — Es erhebt sich kein Wider-
spruch. 

Die Berichterstatter wünschen nicht das Wort. 
Wir treten in die allgemeine Aussprache ein. Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Gnädinger. 

Gnädinger (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Heute erleben wir 
im Plenum des Deutschen Bundestages das vorläu-
fige Ende eines von den Koalitionsfraktionen zu 
verantwortenden und insgesamt verunglückten Ge-
setzgebungsverf ahrens. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit meine ich nicht nur die vielen fragwürdigen 
Sondersitzungen des Rechtsausschusses, sondern 
auch das Ergebnis der Beratungen, das für Millio-
nen vertragstreuer Mieter mehr als bedenklich ist: 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Ihre Rechte werden beschnitten, die Mieten werden 
erhöht. 

(Zuruf von der SPD: So ist es! — Bindig 
[SPD]: Eine schlimme Sache!) 

Die Koalitionsfraktionen selbst räumen ein, daß es 
das Ziel dieses Gesetzes ist, Mieterhöhungen her-
beizuführen. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Conradi [SPD]: 
So ist es!) 

Durch eine drastische Anhebung der Mieten im 
Wohnungsbestand sollen Investitionen im Neubau 
ausgelöst werden. Da kann man nur sagen: welch 
volkswirtschaftlicher Unsinn! Kein Hausbesitzer 
wird zusätzliche Mieteinnahmen dazu benutzen, 
unrentable Neubauten zu erstellen. Das einzige Er-
gebnis werden also die Mieterhöhungen sein. 

Der Titel des Gesetzes, in dem von einer Erhö-
hung des Angebots an Mietwohnungen die Rede ist, 
bedeutet eine massive Irreführung der Öffentlich-
keit. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir schlagen deshalb konsequenterweise eine Än-
derung der Überschrift vor, damit der Wahrheit und 
der Klarheit eine Chance gegeben wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Der wesentliche Inhalt des Entwurfs wider-
spricht den Grundsätzen sozialdemokratischer Mie-
tenpolitik. Diese sozialdemokratische Mietenpolitik 
hat zum zentralen Ziel einen gerechten und fairen 
Ausgleich der unterschiedlichen Interessen von 
Mieter und Vermieter. Der vorliegende Entwurf 
verschiebt jedoch die Gewichte und verbessert 
durchweg die Rechtspositionen der Vermieter zu 
Lasten der Mieter. 

Für den einzelnen und seine Familie ist die Miet-
wohnung Mittelpunkt der privaten Existenz. 
Ebenso wie der Arbeitsplatz ist sie unerläßliche 
Voraussetzung zur Führung eines menschenwürdi-
gen Daseins. Für den Mieter ist sie deshalb kein 
Wirtschaftsgut, sondern der private Bereich, der be-
sonders geschützt werden muß. Die Gewährleistung 
und Erhaltung dieses existentiellen Lebensberei-
ches ist eine sozialpolitische Verpflichtung, die das 
Grundgesetz dem Staat auferlegt. 

Ein Eckpfeiler des fairen Interessenausgleichs ist 
für uns das bewährte Vergleichsmietenverfahren. 
Es schützt den Mieter vor willkürlichen Erhöhun-
gen und erlaubt dem Vermieter andererseits in an-
gemessenen Abständen eine maßvolle Anhebung 
seiner Mieteinkünfte. Daran möchten wir festhal-
ten. 

Sie von den Koalitionsfraktionen beschädigen je-
doch das marktwirtschaftliche Vergleichsmietensy-
stem. Sie zerstören es in letzter Konsequenz. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist doch 
grober Unfug!) 

Zunächst, Herr Kansy, beseitigen Sie die von uns 
gemeinsam beschlossene — daran wird man erin-
nern dürfen — ortsübliche Vergleichsmiete und 
nehmen als Maßstab nur noch die teuren Mietab

-

schlüsse der letzten drei Jahre. Sie wollen weiter 
zulassen, daß Mieten aus dem eigenen Bestand bei 
Mieterhöhungsverfahren herangezogen werden 
können, und eröffnen damit Manipulationsmöglich-
keiten. Die Beschädigung des Vergleichsmietenver-
fahrens genügt Ihnen jedoch offensichtlich nicht. 

Um es restlos zu erlegen, wollen Sie darüber hin-
aus noch die Staffelmiete für Neubauten und für 
den Bestand einführen, und zwar nach dem Prinzip 
„Einmal Staffelmiete, immer Staffelmiete". Die An-
hörung im Rechtsausschuß hat klar ergeben, daß 
die Staffelmiete insgesamt abzulehnen ist. Das ist 
die Position der Sozialdemokratischen Partei. 
Durch niedrige Eingangsmieten wird der dringend 
nach einer Wohnung suchende Bürger in eine Falle 
gelockt. Eine häufig zu positive Einschätzung seiner 
Verdienstmöglichkeiten während der nächsten vier 
bis fünf Jahre wird ihm dabei zum Verhängnis. 
Zum Schlusse kommt er von einem Vertrage nicht 
mehr los, der ihm unerträgliche Mietsteigerungen 
abverlangt. 

Sie kennen die vielfach vorgetragenen Bedenken 
gegen die Staffelmiete, die auch aus der Sicht eines 
Teils der Eigentümer vorgetragen worden sind. 
Nicht ganz zu Unrecht haben deshalb die beiden 
zuständigen Minister nach Möglichkeiten gesucht, 
Gleitklauseln an die Stelle der Staffelmieten zu set-
zen. Damit keine Unklarheiten entstehen: Gleit-
klauseln widersprechen dem von uns verteidigten 
Vergleichsmietensystem. Aber in einem Punkte nä-
hern wir uns doch, nämlich in unseren Bedenken 
gegen das Instrument Staffelmiete. Ganz gleich wie 
der Ausgang der nächsten Bundestagswahl sein 
wird, eine Änderung in diesem Punkte steht ins 
Haus. Sie von den Koalitionsfraktionen haben wie-
derholt erklärt, häufige Gesetzesänderungen seien 
mit Ihren Prinzipien nicht zu vereinbaren. Deshalb 
unsere ernste Mahnung und unser dringender Ap-
pell: streichen Sie mit uns gemeinsam die Staffel-
miete aus dem vorliegenden Entwurf! 

(Beifall bei der SPD) 

Auch die Chance, eine sinnvolle Regelung für 
Zeitmietverträge zu finden, wird von Ihnen vertan. 
Man kann darüber streiten, wie viele Wohnungen 
für einige Zeit leerstehen, weil der Vermieter beab-
sichtigt, sie später für Familienangehörige zu nut-
zen oder grundlegend umzubauen. Auch die Anhö-
rung hat keine Klarheit über die genannten Zahlen 
gebracht. Aber das Problem gibt es, und es gibt Mie-
ter, die vorübergehend Unterkunft suchen. Deshalb 
waren wir Sozialdemokraten bereit, eine Lösung 
mit klaren Voraussetzungen für die Zulässigkeit 
einer solchen Vertragsform sowie mit eindeutigen 
Sicherungen gegen den Mißbrauch zu akzeptieren. 
Die in der Beschlußempfehlung gefundene Formu-
lierung ermöglicht den Mißbrauch, weil sie Ketten-
verträge nicht ausschließt. Diese Lösung wird un-
sere Zustimmung deshalb nicht finden. 

Wir müssen leider auch feststellen, daß der Ge-
setzentwurf gegen die Verdrängung von Mietern 
aus ihren angestammten Wohnungen — ein drän- 
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gendes Problem für Großstädte — nichts unterneh-
men will. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Dort verdienen sich Spekulanten mit der Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswohnungen dumm und 
dämlich. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Das ist doch das Ergebnis Ih- 

rer Politik der letzten 13 Jahre!) 

Deshalb, Herr Kansy, legen wir in der zweiten Le-
sung einen Antrag vor, der vorsieht, die Sperrfrist 
für sogenannte Eigenbedarfskündigungen der Neu-
erwerber von drei auf acht Jahre zu verlängern und 
dem Mieter ein Vorkaufsrecht einzuräumen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Was soll denn das, wenn jemand eine Woh

-

nung braucht?) 

Dies, meine Damen und Herren, wäre ein wirksa-
mes Mittel gegen den auch von vielen CDU- und 
CSU-Oberbürgermeistern beklagten Mißstand. Sie 
werden in der Abstimmung Gelegenheit haben, 
Ihre Haltung in dieser Frage der Öffentlichkeit 
noch einmal deutlich zu machen. 

Weil nur noch die besonders teuren Wohnungen 
in das Vergleichsmietenverfahren eingehen und 
weil Sie die Staffelmiete zulassen, bauen Sie zwei 
Treibsätze für Mieterhöhungen in das Gesetz ein. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Staffel

-

mietverträge als freiwillige Vereinbarung!) 

Sie wissen auch: Diese Mieterhöhungen könnten so 
drastisch ausfallen, daß der Vermieter, wenn er 
seine Spielräume nutzt, nach geltendem Recht we-
gen Wuchers verfolgt werden müßte. Aus diesem 
Grunde müssen Sie die Wuchergrenze konsequen-
terweise kräftig nach oben verschieben. Sie haben 
die Änderung der Wucherbestimmungen immer 
wieder damit begründet, daß Staffelmieten ohne 
eine solche Änderung nicht möglich wären. Im Er-
gebnis aber führt Ihr Vorschlag zum Wirtschafts-
strafgesetz dazu, daß künftig überhaupt nicht mehr 
mit Verurteilungen wegen Mietwuchers zu rechnen 
sein wird. 

Damit ergibt sich: Das Vorhaben der Koalitions-
fraktionen ist volkswirtschaftlicher Unsinn, mieten

-

politisch verfehlt; es bedroht den sozialen Frieden. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Gnädinger spricht über Volkswirtschaft!) 

Deshalb werden wir den vorliegenden Gesetzent-
wurf ablehnen. Die Mieter und ihre Angehörigen 
jedoch werden auch künftig die SPD an ihrer Seite 
finden. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Wie immer!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen! Sehr geehrte Herren! Tal-
leyrand hat einmal gesagt: Kein Abschied auf der 
Welt fällt schwerer als der Abschied von der Macht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD, das umschreibt genau den Zustand, in dem 
Sie sich seit dem Regierungswechsel am 1. Oktober 
befinden. 

(Zuruf von der SPD: Vorübergehend!) 

Sie müssen sich mit Ihrer Oppositionsrolle erst ein 
bißchen befreunden, hoffentlich recht lange. 

(Wehner [SPD]: Lassen Sie doch den 
Quatsch mit Ihrem Vorspann! — Weiterer 

Zuruf von der SPD: Zur Sache!) 

Sie haben bei der Beratung des Mietrechts im 
Rechtsausschuß Opposition mit Obstruktion und 
sachliche Beratung mit Wahlkampfparolen ver-
wechselt, so wie Herr Gnädinger das soeben fortge-
setzt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen da mit Ihnen Nachsicht üben. 

Seit fast eineinhalb Jahren befassen wir uns mit 
der Änderung des Mietrechts. Es gab diverse Ge-
setzentwürfe, wir haben zwei Hearings durchge-
führt, wir haben permanent Sitzungen durchge-
führt, wobei es einige bei Ihnen gab, die diese Sit-
zungen verlängert haben, wo es nur ging. All das 
widerlegt Ihren Einwand, wir hätten die Rechtspro-
bleme, die wir hier heute abschließend behandeln, 
nicht rechtzeitig und gut genug beraten. 

Lassen Sie mich hier einen Dank an all diejeni-
gen aussprechen, die daran beteiligt waren: das Se-
kretariat des Rechtsausschusses, die Stenographen, 
das BMJ und auch die Mitarbeiter, die zum Teil 
Nachtarbeit leisten mußten, damit wir dieses Ge-
setz über die Hürden kriegten. 

(Bindig [SPD]: Den Weihnachtsmann nicht 
vergessen!) 

Die Statistiken weisen deutlich aus, daß der Woh-
nungsbau seit 1974 drastisch zurückgegangen ist. 
Es ist daher unser Ziel, dem Wohnungsmarkt zu-
sätzliche Wohnungen in Neubauten und im Alt-
hausbestand zuzuführen, um die teilweise besorg-
niserregende Nachfrage der Wohnungssuchenden 
zu befriedigen. Wir können es nicht länger hinneh-
men, daß viele Wohnungssuchende, insbesondere 
sozial schwache, junge und kinderreiche Familien, 
weiter draußen vor der Tür stehen, so wie Sie das 
haben wollen, weil Sie sich dieser Politik verwei-
gern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der öffentlich geförderte, d. h. der soziale Woh-
nungsbau ist tot. Er ist dank der SPD-Politik ge-
scheitert. Die Kassen des Staates sind leer. Der 
Staat ist nicht mehr in der Lage, weiterhin Woh-
nungsbau mit in erheblichem Maße subventionier-
ten Sozialmieten zu betreiben. Es bedarf daher der 
Förderung des frei finanzierten Wohnungsbaus, 
und zwar durch Gewährung von Investitionsanrei-
zen für private Anleger. Das läßt sich nur dadurch 
bewirken, daß das neue Mietrecht wieder mehr an 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen orientiert ist. 

(Lachen bei der SPD) 
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— Ich weiß nicht, warum Sie lachen. Ich habe nicht 
die Zeit, aber ich könnte Ihnen haufenweise Zitate 
von Ihrem Kanzlerkandidaten Vogel, von Professor 
Karl Schiller — der ist ja jetzt wohl wieder Mitglied 
bei Ihnen — und von diversen anderen SPD-Leuten 
bringen, die sich alle in dieser Richtung ausgespro-
chen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
haben bezweifelt, daß der Titel dieses Gesetzes — 
„Gesetz zur Erhöhung des Angebots an Mietwoh-
nungen" — Wirklichkeit wird. Ich empfehle Ihnen, 
einmal das Protokoll der Anhörung — es ist sehr 
umfangreich — genau durchzulesen. Dann werden 
Sie feststellen, daß die Sachverständigen diesen Ge-
setzentwurf in der großen Überzahl als den Schritt 
in die richtige Richtung bezeichnet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

— Ich verstehe ja Ihre Aufregung, meine Herren 
von der SPD. 

Ich zitiere jetzt ganz bewußt in Richtung auf Sie, 
Herr Schmidt. Sie haben einen Sachverständigen 
aus München benannt, den wir eingeladen haben. 
Es ist Herr Dr. Rußig vom Ifo-Institut. Er hat aus-
gesagt, daß durch die Lockerung des Mietrechts 
tendenziell bessere Lösungen zu erreichen sind und 
potentielle Investoren zu einem stärkeren Engage-
ment im Wohnungsbau sich leiten lassen. Ich mei-
ne, diese Aussage hat auch für Sie einiges an Ge-
wicht. 

Es steht völlig außer Frage, daß das Mietrecht 
einen wesentlichen Faktor für die dramatische Ab-
nahme des Mietwohnungsbaus darstellt, daß es also 
ein Investitionshemmnis ist. Ich weiß, daß Sie, 
meine Damen und Herren von der SPD, diese Tat-
sache wider besseres Wissen leugnen. Kronzeuge 
für meine Auffassung ist das Gutachten des Wis-
senschaftlichen Beirats beim Bundesministerium 
für Wirtschaft vom Januar dieses Jahres, in dem 
u. a. ausgeführt wird: 

Von entscheidender Bedeutung für den Rück-
gang des frei finanzierten Mietwohnungsbaus 
war die Tatsache, daß durch die wohnungspoli-
tische Gesetzgebung Unsicherheit über die zu-
künftige Rentabilität von Mietwohnungen ge-
schaffen wurde. 

So nachzulesen auf Seite 7. Ich empfehle Ihnen 
überhaupt, sich einmal dieses Gutachtens zu be-
mächtigen und es zu lesen; dann würden Sie mer-
ken, daß Sie im Mietrecht total in die falsche Rich-
tung laufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich erspare mir in diesem Zusammenhang die 
Aufzählung der hochkarätigen Besetzung dieses 
Gutachtergremiums. Darin sind viele Mitglieder 
bzw. ehemalige Mitglieder des Sachverständigen-
rats. Darunter ist auch ein gewisser Professor Karl 
Schiller. Wenn ich mich recht erinnere, wollte doch 
Ihr Kanzlerkandidat Vogel Herrn Schiller irgend-
wie als Berater hinzuziehen. Nach den Einlassun-
gen des Herrn Kollegen Gnädinger von der SPD  

zum Mietrecht kann ich mir nicht vorstellen, daß 
Herr Schiller diese Aufgabe annehmen würde. Ich 
glaube, er hat es auch schon abgelehnt. Dafür muß 
man aus unserer Sicht auch Verständnis haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
bestreiten natürlich nicht, daß es noch andere inve-
stitionshemmende Faktoren gibt. Da gibt es hohe 
Zinsen, da gibt es die Bodenpreise. Aber gerade das 
Institut für Wohnen und Umwelt in Darmstadt, das 
Ihnen von der SPD sehr wohlgesonnen ist, hat aus-
geführt, daß z. B. die Bodenpreise nur einen sehr 
geringen Einfluß auf die Preise im Mietwohnungs-
bau haben. Das ist der erste Punkt. 

Nun der zweite Punkt. Bezüglich der hohen Zin-
sen verweise ich z. B. auf einen größeren Investor, 
nämlich die Versicherungswirtschaft. Sie hat früher 
7 % ihrer Investitionen im Wohnungsbau getätigt. 
Jetzt liegt diese Zahl unter 1 %. Die Versicherungs-
wirtschaft arbeitet aber zu 100 % mit Eigenkapital. 
Sie ist also gar nicht auf Fremdmittel, die hohe Zin-
sen kosten, angewiesen, d. h. sie ist unabhängig da-
von. Trotzdem hat sie nicht investiert. Das macht 
die These sehr deutlich, daß das Mietrecht das ent-
scheidende Investitionshemmnis ist. 

Wir müssen die Mietrechtsgesetzgebung wieder 
an marktwirtschaftlichen Grundsätzen orientieren, 
wenn wir die private Investitionstätigkeit im Woh-
nungsbau fördern wollen. Die Verwirklichung die-
ses Grundsatzes bedeutet, daß im Mietrecht wieder 
mehr Vertragsfreiheit zwischen Mietern und Ver-
mietern eingeführt wird. 

(Müntefering [SPD]: Daß die Mieten hoch- 
gehen!) 

Derzeit ist derjenige, der Wohnungen vermieten 
will, in seiner Freiheit, das Verhältnis zu seinen 
Mietern zu gestalten, erheblich eingeschränkt. Die 
Folge davon ist: Die Bereitschaft, zu vermieten, geht 
damit grundsätzlich zurück. Das ist übrigens auch 
wieder ein Zitat aus dem von mit bereits mehrfach 
zitierten Gutachten. 

Wie wollen wir nun Vertragsfreiheit erreichen? 
Ich beschäftige mich in erster Linie mit zwei Insti-
tuten, nämlich dem Zeitmietvertrag und der Staffel-
mietvereinbarung. 

Ich muß gleich eines vorweg sagen: Herr Gnädin-
ger, Sie treiben hier ein erhebliches Verwirrspiel. 
Ich habe gehört, Sie sind auf einmal für den Zeit-
mietvertrag, der zunächst von den Linken in Ihrer 
Fraktion hart bekämpft wurde. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der Mieter-
bundpräsident hat ihm zugestimmt!) 

— Darauf komme ich gleich zu sprechen. — Jetzt 
sind Sie sozusagen kollegialiter zu Ihrem früheren 
Bundesjustizminister Schmude für den Zeitmiet-
vertrag, aber zur gleichen Zeit sind Sie gegen den 
früheren Bundesjustizminister Jahn, der den Zeit-
mietvertrag ganz kräftig ablehnt. 

Der Zeitmietvertrag ist auch in dem Mietrechts-
änderungsgesetz 1981 enthalten gewesen. Ziel eines 
Zeitmietvertrags ist es, Vermieter von Althausbe-
stand zu animieren, gehorteten und leerstehenden 
Wohnraum dem Wohnungsmarkt zuzuführen. Teil- 
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weise wurde bisher dieser Wohnraum nicht vermie-
tet, und zwar aus Sorge, daß der Mieter nicht zu 
einem bestimmten Zeitpunkt wieder auszog und 
erst ein zeitaufwendiges Gerichtsverfahren — für 
den Mieter oft ohne Erfolg — notwendig wurde. In 
Zukunft sollen die Mietparteien für maximal fünf 
Jahre vereinbaren können, daß das Mietverhältnis 
bei beabsichtigtem Eigenbedarf oder bei beabsich-
tigten wesentlichen Baumaßnahmen des Vermie-
ters beendet wird, ohne daß sich der Mieter auf die 
Fortsetzung des Mietverhältnisses berufen kann. 
Der Zeitmietvertrag vermeidet also gerichtliche 
Auseinandersetzungen. Bei Mißbrauch durch den 
Vermieter ist dieser zu Schadensersatz verpflich-
tet. 

Da der Vermieter in diesen Fällen Wohnraum 
aber nur dann vermietet, wenn er gewiß sein kann, 
daß in freier Absprache der Mieter zum vereinbar-
ten Zeitpunkt wieder auszieht, muß die Gewährung 
von Räumungsschutz in diesem Fall ausgeschlos-
sen werden. Ich finde, das gehört einfach zum We-
sen eines solchen echten Zeitmietvertrags. Das ist 
das Thema der Vertragsfreiheit: Man einigt sich 
beiderseits auf einen bestimmten Zeitpunkt. 

Wenn die SPD durch ihren Mieterbundpräsiden-
ten, Herrn Jahn, in einem sehr polemischen Flug-
blatt erklären läßt, daß Mieter nach Ablauf eines 
Zeitmietvertrags vogelfrei werden, kann das nur be-
deuten, Herr Jahn — das ist auch an die SPD 
gerichtet —, daß Sie und der Mieterbund lieber wei-
terhin Wohnraum leerstehen lassen wollen, als jun-
gen und sozial schwachen Leuten neuen Wohnraum 
zu verschaffen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Er vertritt 
dort nur diejenigen, die etwas haben! Die 

nichts haben, sind dort nicht vertreten!) 

Ich bezeichne das als eine mieterfeindliche Politik. 
Ich meine, Sie handeln hier ausdrücklich gegen 
Mieterinteressen. Wer will eigentlich behaupten, 
daß nicht in fünf Jahren mehr Wohnraum zur Ver-
fügung steht, damit die Nachfrage dann befriedigt 
werden kann? Ich meine, wir haben hier ein gutes 
Mittel, um zu helfen, die Wohnraumnot in bestimm-
ten Bereichen zu überbrücken. 

Nun zur Staffelmietvereinbarung. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, hier malen SPD und 
Mieterbund wahre Horrorgemälde in einem Flug-
blatt, das die Überschrift trägt „Wann verlieren Sie 
Ihre Wohnung?". Zur Staffelmiete wird dort folgen-
des ausgeführt: 

In Zukunft können Vermieter schon für zehn 
Jahre im voraus Mieterhöhungen festlegen. 
Kann der Mieter dann nicht mehr zahlen, fliegt 
er raus. 

Diese Aussage ist nicht nur rechtlich absolut 
falsch; sie ist auch bösartig. Ich will das in fünf 
Punkten belegen. 

Erstens. Der Vermieter kann von sich aus Mieter-
höhungen im voraus nicht festlegen, sondern Staf-
felmietvereinbarungen müssen zwischen Mieter 
und Vermieter getroffen werden. 

(Zurufe von der SPD) 

Zweitens. Das Flugblatt verschweigt, daß der 
Mieter nach vier Jahren ein Kündigungsrecht hat, 
also keinesfalls zehn Jahre an eine Staffelmietver-
einbarung gebunden ist. 

(Lachen und erneute Zurufe von der SPD) 

Drittens. Staffelmietvereinbarungen, gleichgültig 
ob für Neubauten oder im Althausbestand, können 
nur bei Neuabschlüssen vereinbart werden. Das 
heißt: kein Mieter, der eine Wohnung besitzt, kann 
gezwungen werden, eine solche Staffelmiete zu ak-
zeptieren. 

(Zuruf von der SPD) 

Viertens. Lehnt ein Mieter ein Staffelmietange-
bot des Vermieters ab, entstehen ihm hieraus keine 
Nachteile. Es bleibt dann bei der gültigen Ver-
gleichsmiete. 

(Zuruf von der SPD) 

— Sie als Jurist müßten das mindestens wissen, 
Herr Schmidt. 

Fünftens. Das Flugblatt verschweigt, daß einem 
Mieter bei Ablehnung des Staffelmietangebotes des 
Vermieters oder bei Beendigung einer Staffelmiet-
vereinbarung der volle Kündigungs- und Sozial-
schutz erhalten bleibt, er also nicht aus der Woh-
nung fliegen kann. 

(Kühlbacher [SPD]: Herr Kollege, welches 
Flugblatt?) 

Nun frage ich mich, was das eigentlich soll. Was ist 
das für eine Art Brunnenvergiftung, die der Mieter-
bund und SPD Hand in Hand betreiben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Billiger Wahl-

kampf!) 

Will man mit solchen Klassenkampfparolen die 
Mieter einschüchtern und sie in Richtung SPD auf 
den Wahlkampf einstimmen, oder will der Mieter-
bund etwa durch Einschüchterung seine Mitglieder-
zahl erhöhen? Ich frage Sie. Beides ist bösartige 
Polemik, was dort von Ihrer Seite betrieben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Abgeordneter? 

Clemens (CDU/CSU): Der Mieterbund handelt ge-
gen die Interessen seiner Mitglieder, wenn er sich 
so verhält, anstatt seine Mitglieder rechtlich zu be-
raten. Ich meine, ein Interessenverband hätte ei-
gentlich eine andere Aufgabe. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Ein Skan-
dal ist das! Dieser Präsident sollte zurück- 

treten!) 

Ich kann mich nicht erinnern, daß ein ähnliches 
Flugblatt seinerzeit herausgegeben wurde, als die 
SPD noch für die Staffelmiete bei Neubauten war. 
Inzwischen ist sie von diesem Standpunkt wieder 
abgerückt. Das ist das Verwirrspiel; sicher alles in 
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Richtung auf den 6. März 1983, Herr Gnädinger. Wir 
haben das kapiert. 

(Zuruf von der SPD: Gucken Sie doch ein- 
mal zur FDP) 

Damals stellte sich Herr Jahn lediglich hin und sag-
te: Wir sind von der FDP hintergangen worden. Ich 
muß schon sagen, Herr Jahn, Sie spielen eine eigen-
artige Doppelrolle. Hier haben Sie mit der SPD-
Fraktion dafür gestimmt, und als Präsident des 
Mieterbundes haben Sie sich dann letzten Endes 
darüber beklagt. 

(Gnädinger [SPD]: Herr Clemens hat ein 
schlechtes Erinnerungsvermögen!) 

Wir wollen die Staffelmiete auch im Althausbe-
stand einführen. 

(Zuruf von der SPD: Leider!) 

Dafür haben wir volkswirtschaftliche Gründe. 

(Lachen bei der SPD) 
Ich lese Ihnen aus dem Gutachten des Wissen-
schaftlichen Beirats vor und bitte Sie, genau zuzu-
hören: 

(Kolb [CDU/CSU]: Die können nicht lesen, 
nur hören!) 

Der ursächliche Zusammenhang zwischen der 
Verminderung des Angebots aus dem Bestand 
und dem neuen, seit 1974 geltenden Mietrecht 
ist insofern offensichtlich, als die Möglichkeit 
der Mieterhöhung in bestehenden Verträgen 
stark eingeschränkt ist, während bei neuen 
Verträgen die Miete frei ausgehandelt werden 
kann. Daher sind bei nicht gebundenem Woh-
nungsbau die Mieten in neuen Verträgen ten-
denziell höher als in alten Verträgen. Die Folge 
ist eine Hortung von Wohnraum; denn es ist für 
einen Mieter oft vorteilhafter, eine große Alt-
bauwohnung zu behalten, als eine kleinere 
Wohnung zu höherem Mietpreis pro Quadrat-
meter neu zu mieten. 

(Leider wahr! bei der CDU/CSU) 

Das heißt, eine einzige Person, die in einer großen 
Wohnung wohnt, die sie eigentlich gar nicht alleine 
bewohnen kann, bleibt dort wohnen, obwohl diese 
Wohnung hervorragend geeignet wäre für eine grö-
ßere Familie, die wiederum ihrerseits gezwungen 
ist, eine große Wohnung im Neubau zu wesentlich 
teurerer Miete zu nehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Kühbacher? 

Clemens (CDU/CSU): Ich bin sehr unter Zeit-
druck, aber weil es mein Braunschweiger Kollege 
ist, ganz kurz. 

Vizepräsident Frau Renger: Das verstehe ich, aber 
ich muß Sie trotzdem fragen, Herr Abgeordneter. 

Bitte, Herr Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Kollege Clemens, können 
Sie mir bestätigen, daß nach diesem phantastischen 

Geldschöpfungsgesetz in Braunschweig das Ange-
bot an neuen Mietwohnungen massiv erhöht wird, 
oder ist dieses Gesetz nicht eher ein Beschäfti-
gungsprogramm für Anwälte? 

(Beifall bei der SPD) 

Clemens (CDU/CSU): Ich finde es ja sehr schön, 
daß wir Braunschweig ins Spiel bringen. Ich gehe 
davon aus, daß wir in der Tat eine ganze Menge 
mehr Wohnungen als bisher bekommen. Ich will 
Ihnen sagen: 1973 wurden dort letzten Endes 2 890 
Wohnungen fertiggestellt. Das war vor dem Miet-
rechtsänderungsgesetz 1974. 

(Kühbacher [SPD]: Als wir einen SPD- 
Oberbürgermeister hatten!) 

1981 sind es noch ganze 597 Wohnungen. 

(Kühbacher [SPD]: Jetzt haben wir einen 
CDU-Oberbürgermeister!) 

Genau das müssen wir ändern, wir müssen mehr 
Wohnungen bauen. Wenn die Stadtverwaltung und 
das Planungsamt mitspielen und genügend Raum 
für entsprechenden Wohnbau ausweisen, werden 
wir in der Tat mehr Wohnungen bauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich nehme den Faden wieder auf: Wir brauchen 
eben wieder mehr Mobilität, damit auch kinderrei-
che Familien den für sie angemessenen Wohnraum 
finden, d. h. wir brauchen mehr Mobilität, um den 
Wohnungsbestand marktwirtschaftlich besser nut-
zen zu können. 

Nun zum angeblichen Mietpreissteigerungsef-
fekt. Meine sehr verehrten Damen und Herren von 
der SPD — und ich beziehe auch gleich den Mieter-
bund ein —, ich muß Ihnen vorhalten: Entweder 
beherrschen Sie das Einmaleins der Sozialen 
Marktwirtschaft nicht oder Sie wollen es boshafter-
weise nicht beherrschen. Bekanntlich bilden Ange-
bot und Nachfrage den Preis. Wenn genügend Woh-
nungen angeboten werden und die Nachfrage der 
Wohnungssuchenden befriedigt werden kann, krie-
gen wir auch einen angemessenen Mietzins. Sehen 
Sie, aus diesem Grunde wollen wir so schnell wie 
möglich durch Neubau von Wohnungen oder im Alt-
hausbestand das Wohnungsangebot erhöhen, um 
dadurch die Nachfrage zu befriedigen. Ich be-
zeichne das als mieterfreundliche Politik. Wer sich 
diesen Gedanken widersetzt, wie Sie es tun, 

(Bindig [SPD]: Ist vernünftig! — Kolb 
[CDU/CSU]: Sie und vernünftig!) 

handelt zumindest mittelfristig gegen die Interes-
sen der Mieter. Lassen Sie mich das nun polemisch 
ausdrücken: Wer sich dem widersetzt, das ist die 
Mieterhöhungspartei von morgen. Und das sind Sie, 
meine Damen und Herren von der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Anhörung der Sachverständigen hat im übri-
gen eindeutig ergeben — Herr Gnädinger, wie Sie 
überhaupt die Anhörung der Sachverständigen in 
diesem Zusammenhang erwähnen können, bleibt 
mir ein Rätsel —, daß die Einführung der Staffel-
miete nirgendwo starke Mieterhöhungseffekte zei-
tigt. Ich kann nicht alle Sachverständigen nennen. 
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Es ist eine ganze Anzahl. Ich nenne nur einen, näm-
lich den Vertreter der Deutschen Bundesbank. Er 
hat betont, daß aus stabilitätspolitischer Sicht eini-
ges für die Staffelmiete spricht und daß mögliche 
Preisimpulse durch die Staffelmiete in recht engen 
Grenzen bleiben. Es könnte sich dabei allenfalls um 
wenige Zehntel eines Prozentpunktes handeln, wo-
bei er mögliche Mieterhöhungseffekte aus der Neu-
regelung der Vergleichsmiete schon mit einbezogen 
hat. 

Zugunsten der Mieter spricht auf jeden Fall, daß 
bei Staffelmietvereinbarungen in dieser Zeit zu-
sätzliche Mieterhöhungen wegen Modernisierung 
— das wären sonst bis zu 11 % jährlich — ausge-
schlossen sind, daß zusätzliche Mieterhöhungen 
wegen gestiegener Kapitalkosten ausgeschlossen 
sind. Das steht leider nicht in Ihrem Flugblatt, Herr 
Jahn. Das sollten Sie schreiben. Das sollten Ihre 
Mieter wissen. Dann würden sie von Ihnen gut be-
raten. 

(Zuruf von der SPD: Machen Sie ein Flug- 
blatt oder ein Gesetz?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein 
Zweites. Eine Staffelmietvereinbarung wird nur 
dann abgeschlossen, wenn sie auch für den Mieter 
attraktiv ist. Wenn er die gestaffelte Miete nicht 
bezahlen kann, kommt es eben gar nicht zu einer 
solchen Vereinbarung. Auch das muß man sich ver-
gegenwärtigen. 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

— Ich habe j a Verständnis für Ihre Unruhe. Sie 
mögen das nicht gern hören; das glaube ich Ihnen 
gern. Aber hören Sie sich vielleicht einmal an, was 
die Versicherungswirtschaft und einige andere er-
klärt haben. 

(Lambinus [SPD]: Ausgerechnet!) 

Die haben deutlich gesagt, daß sie sich vorsichtig an 
die Staffelmiete herantasten wollen, daß sie davon 
ausgehen, daß sie nicht gleich Staffelmietvereinba-
rungen über zehn Jahre abschließen, sondern nur 
für eine relativ kurze Zeit, und daß man dabei von 
vorausgeschätzten Größen ausgehen wird, und 
zwar auf die Vergangenheit bezogen, sei es Einkom-
mensentwicklung oder Lebenshaltungskostenin-
dex. Auch das spricht zugunsten der Mieter. Bei 
größeren Investoren spielt ein Weiteres eine Rolle, 
inbesondere bei der Staffelmiete im Bestand: Da-
durch, daß wir das jetzt schaffen, wird ein verein-
fachtes Verfahren bei Mietfestsetzungen möglich; 
durch die Einschaltung von Computern entsteht we-
niger Verwaltungsaufwand; das kann zur Kosten-
senkung führen, und das kann auch wieder Einfluß 
auf die Staffelmiete haben. So haben das mehrere 
Interessenvertreter aus diesem Bereich dargelegt. 

Wir werden also durch die Staffelmiete unter Um-
ständen durchaus sehr günstige Verträge abschlie-
ßen können. Es bleibt offen, zu welchen Gunsten 
sich die Staffelmiete auswirkt. Die Staffelmiete ist 
eine Option für Mieter und Vermieter zu mehr Ver-
tragsfreiheit. Die Vermieter können Staffelmieten 
günstig anbieten, wenn sie wissen, daß sie im Laufe 
der Zeit näher an eine Marktmiete herankommen 

und dadurch auf längere Sicht eine Rendite erwirt-
schaften. 

Lassen Sie mich noch kurz zwei Punkte nennen. 
Der eine Punkt ist, daß ich mich außerordentlich 
wundern muß, daß Sie, meine Damen und Herren 
von der SPD, im Rechtsausschuß gegen Diverses 
gestimmt haben, was Sie früher mitbeschlossen ha-
ben, aber daß Sie ausgerechnet gegen die Kap-
pungsgrenze bei der Vergleichsmietenerhöhung 
von maximal 30 % für die nächsten drei Jahre 
nichts eingewendet haben. Ich habe eigentlich er-
wartet, daß Sie bei Ihrer Einstellung des totalen 
Sich-Verweigerns hier wenigstens Anträge gestellt 
hätten, diese Grenze zu reduzieren. Das haben Sie 
nicht gemacht. Aber zur gleichen Zeit stellt sich der 
Mieterbund hin, stellen Sie sich hin und sagen: Es 
gibt eine Mietpreisexplosion bis zu 30 % in drei Jah-
ren. Sie haben sie selber mit beschlossen. Ich be-
zeichne das als Heuchelei. 

- (Kolb [CDU/CSU]: Vielleicht macht das die 
„Neue Heimat" offen mit!) 

Zum Schluß komme ich auf die beiden geschätz-
ten Münchner Kollegen und auf die Münchner Ver-
hältnisse zu sprechen, die in unserem Ausschuß 
eine große Rolle spielten. Herr Schöfberger hat 
mehrfach Auswüchse mit enormen Mietsteigerun-
gen bei Modernisierungen und Erwerbermodellen 
dargestellt. Ich sage Ihnen, Herr Schöfberger, auch 
wir beklagen diese Auswüchse, aber auf der ande-
ren Seite muß ich sagen, daß durch die Neuregelung 
des § 541 b BGB in Zukunft Luxusmodernisierungen 
ausgeschlossen werden. Ich kann Sie nur auffor-
dern, unserem Gesetzentwurf zuzustimmen; dann 
haben Sie zumindest in diesem Bereich die Sicher-
heit, daß keine weiteren Auswüchse stattfinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Im übrigen muß ich sagen, daß das Ganze auf Ihre 
Politik zurückzuführen ist. Sie haben eine Woh-
nungspolitik mit einem übersteigerten Mieter-
schutz betrieben. Ich sage bewußt: übersteigerten 
Mieterschutz. Dadurch haben Sie erhebliche Re-
striktionen für die Vertragsfreiheit zwischen Mie-
tern und Vermietern eingeführt; Sie haben die Ver-
tragsfreiheit erheblich eingeschränkt. Dadurch ha-
ben Sie die Investoren vom Mietwohnungsbau ver-
drängt. Gleichzeitig — das hat Herr Schöfberger j a 
zugegeben — haben Sie steuerliche Begünstigun-
gen von Modernisierungen vorgenommen. Dadurch 
hat sich die natürliche Angebotsstruktur im Woh-
nungsbau verändert, d. h. die Neubautätigkeit nahm 
ab und wurde durch Modernisierungen ersetzt. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
Ihre angemeldete Redezeit ist seit langem über-
schritten. Das wird natürlich den anderen Kollegen 
Ihrer Fraktion abgezogen. Darauf möchte ich nur 
hinweisen. 

Clemens (CDU/CSU): Frau Präsident, ich bin 
gleich am Ende. 

Die Modernisierung ist also letzten Endes durch 
Ihre Politik gekommen; auch die ganzen Aus-
wüchse sind auf Ihre Politik zurückzuführen. Des-
wegen bitten wir Sie, unserem Mietgesetzentwurf 
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zuzustimmen, denn wir brauchen in Zukunft mehr 
Wohnungen, um solche Auswüchse zu verhindern. 
Wer vorgibt, wirklich die Mieterinteressen zu ver-
treten, muß diesem neuen Mietrecht zustimmen. 
Ich hoffe auf Ihre Einsicht. — Ich bedanke mich 
fürs Zuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gattermann. 

Gattermann (FDP): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In den letzten Wo-
chen und auch heute morgen hat man gelegentlich 
den Eindruck, als ob dieses Haus als Wahlkampf-
arena mißverstanden wird. Ich will jeder Versu-
chung widerstehen, einer ähnlichen Fehleinschät-
zung zu erliegen. 

(Zurufe von der SPD) 

Die zu behandelnde Materie des Gesetzes zur Er-
höhung des Angebots an Mietwohnungen ist wirt-
schaftspolitisch, wohnungspolitisch und — ich be-
tone das — sozialpolitisch viel zu bedeutsam, als 
daß sie mit plakativen, griffigen Wahlkampfformeln 
abgehandelt werden könnte. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Das hat Herr Cle

-

mens gemacht!) 

Die jüngere Geschichte des Mietrechts der Bun-
desrepublik Deutschland beginnt mit dem „Gesetz 
zum Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und 
ein soziales Mietrecht". In diesem ersten Versuch, 
einen fairen Ausgleich zwischen Mietern und Ver-
mietern herbeizuführen, in diesem ersten Versuch, 
der wohnungssozialpolitischen Verantwortung ge-
recht zu werden und zugleich die notwendigen öko-
nomischen Grundlagen für die Wohnungswirtschaft 
nicht zu zerstören, gab es einen entscheidenden 
Fehler, der sich gegen Ende der 60er Jahre deutlich 
herauskristallisiert hatte, nämlich die Zulässigkeit 
der Änderungskündigung. Unter dem Druck, nach-
barschaftliche Bindungen preiszugeben und mit ho-
hen Umzugsinvestitionen belastet zu sein, gibt es 
eben keine Chancengleichheit beim Aushandeln ei-
nes neuen Mietzinses nach einer Änderungskündi-
gung. 

Das Erste und das Zweite Wohnraumkündigungs-
schutzgesetz — das Zweite übrigens mit allen Stim-
men dieses Hauses verabschiedet — versuchte nun-
mehr, diesen Nachteil zu beseitigen und die Rechts-
positionen des Mieters deutlich zu verbessern. Ge-
gen Ende der 70er Jahre war dann mit zunehmen-
der Deutlichkeit festzustellen, daß Einzelvermieter, 
aber auch gewerbliche Vermieter aus dem Vermie-
tungsgeschäft ausstiegen und daß Investitionen im 
Mietwohnungsbau praktisch nur noch in der Form 
von Bauherrenmodellen vorkommen. Das ist gewiß 
nicht eine Entwicklung zum Wohle der Mieter und 
gewiß nicht eine Entwicklung zum Wohle der Woh-
nungsuchenden. 

(Zuruf von der SPD: Aber zum Wohle der 
Bauherren!) 

Wir sind weit davon entfernt, diesen unstreitigen 
Tatbestand nun allein auf das Mietrecht zurückzu-
führen. Eine solche monokausale Betrachtungs-
weise würde den Problemen des Wohnungsmarktes 
ganz sicher nicht gerecht. Wir wissen selbstver-
ständlich, daß überproportional gestiegene Bauprei-
se, unzureichend angebotenes Bauland, überhöhte 
Kapitalmarktkosten, erhebliche Baunebenkosten, 
überhöhte Komfortansprüche und langwierige Ge-
nehmigungsverfahren mit überzogenen staatlichen 
Normvorgaben und eine nicht immer glückliche 
Subventionspolitik des Staates zu diesem Ergebnis 
ganz wesentlich mit beigetragen haben: aber eben 
auch das Mietrecht. Wenn wir den Wohnungsmarkt 
wieder in Ordnung bringen wollen — und die Koali-
tion der Mitte will dies —, dann muß eben auch das 
Mietrecht in Ordnung gebracht werden, und zwar 
sorgfältig austariert. 

Die Wohnung sei „ein Gut besonderer Art", wird 
gesagt, und das ist richtig. Sie ist zugleich unver-
zichtbares Konsumgut und Investitionsgut. Woh-
nungspolitik — und hier insbesondere Mietenpoli-
tik — muß beiden Anforderungen genügen. Was die 
wirtschaftliche Seite betrifft, ist dies offensichtlich 
mit dem geltenden Mietrecht nicht gelungen. Wir 
müssen deshalb, bei voller Wahrung des Besitz-
schutzes des Mieters, die rechtlichen Grundlagen 
für eine maßvolle Verbesserung der Renditen im 
Wohnungsmarkt schaffen. Und nur dies ist unser 
Anliegen. 

(Kolb [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die entsprechende Geschichte dieses aktuellen 
Gesetzentwurfs ist — lassen Sie mich das so sagen 
— bis zu einem gewissen Grade auch Ausdruck der 
Kontinuität in einem Drei-Parteien-System, trotz 
Regierungswechsels. Sie führt nämlich zurück an 
den Beginn dieser Legislaturperiode. Da gab es den 
Regierungsentwuf eines Mietrechtsänderungsge-
setzes vom 27. Mai 1981, da gab es dazu korrespon-
dierende Entwürfe der damaligen Opposition und 
des Bundesrates, da gab es die Erweiterungen der 
Entwürfe des Mietrechtsänderungsgesetzes im Fe-
bruar dieses Jahres auf Grund der Gemeinschafts-
initiative, und das alles wurde ungewöhnlich sorg-
fältig, mit Experten-Anhörungen, beraten — bis hin 
zu einem ausgiebigen Vermittlungsverfahren zwi-
schen Bundestag und Bundesrat. 

Es ist deshalb richtig, wenn man sagt: Dies ist das 
Ende einer zweijährigen Mietrechtsänderungsdis-
kussion. Es wäre deshalb sehr vordergründig, wenn 
man jetzt sagte, das erst am 5. November 1982 ein-
gebrachte konkrete Gesetz sei „durchgepeitscht" 
worden. Auch dieses Gesetz ist noch einmal ausgie-
big parlamentarisch beraten worden. Es hat ein 
zweitägiges Experten-Hearing stattgefunden, 

(Clemens [CDU/CSU]: Das zweite schon!) 

so daß — ich meine, dies hier feststellen zu sollen — 
der  Vorwurf einer unzulänglichen Beratung eindeu-
tig widerlegt ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Opposition hat es für richtig gehalten, den 
Titel des Gesetzes zu beanstanden und zu fordern, 
dieses Gesetz als „Mieterhöhungsgesetz 1983" zu 
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benennen. Im Ausschuß war es dann noch ein biß-
chen polemisch deutlicher: „Gesetz zum Abbau des 
sozialen Mietrechts und zur Mieterhöhung." — 
Meine Damen und Herren, hier wird das deutlich, 
von dem ich eingangs gesagt habe, daß wir es ver-
meiden sollten: Dies ist Polemik; dies sollten wir 
nicht tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kolb  [CDU/CSU]: Anders können die 

nicht!) 

Das Parlament — auch die Opposition — sollte 
sich davor hüten, emotionale Widerstände gegen 
Besitzstandsveränderungen jeder Art unreflektiert, 
d. h. ohne sehr sorgfältige Auseinandersetzung mit 
allen einzelnen Detailpunkten, zur Grundlage von 
Entscheidungen zu nehmen. Man trägt dadurch so-
zialen Unfrieden ins Land, wo es nicht nötig ist. 

(Conradi [SPD]: Das ist eine Frechheit!) 

Der Gesetzentwurf hat eben gar nichts mit dieser 
„Umverteilung" und den „Ellenbogen" zu tun. Den 
besseren Möglichkeiten der Vermieter zur Miet-
zinsanpassung an geänderte wirtschaftliche Ver-
hältnisse — und diese Anpassungsmöglichkeiten 
sind maßvoll — stehen auch verbesserte Positionen 
des Mieters gegenüber. Ich will das belegen: 

(Bindig [SPD]: Alles weiße Salbe!) 

Das Gesetz löst das Versprechen der Regierung 
Schmidt/Genscher ein, die Duldungspflichtrege-
lung im bürgerlichen Recht und im Wohnungsmo-
dernisierungsgesetz, die unterschiedlich gestaltet 
war, zu harmonisieren. Die neue Regelung des 
§ 541 b BGB bringt dem Mieter Schutz vor Luxus-
modernisierungen. Die finanziellen Auswirkungen 
einer Modernisierung, die nach altem Recht bei der 
Duldungspflicht nicht zu berücksichtigen waren, 
werden nunmehr berücksichtigt. Allerdings kann 
dies nur in der Weise Beachtung finden, als das 
Maß der Modernisierung nicht überschritten wird, 
das im Umfeld der jeweiligen Wohnung allgemein 
üblich ist. Das ist Mieterschutz, ohne zugleich die 
Bestandserhaltung und die Stadtentwicklung zu ge-
fährden. 

Der Vergleichsmietenbegriff wird zwar konkreter 
dem Marktgeschehen angepaßt, indem das Markt-
geschehen durch die Vertragsabschlüsse der letzten 
drei Jahre definiert wird. Zugleich wird aber zum 
Schutz des Mieters eine Kappungsgrenze für Miet-
erhöhungen eingefügt, die sicherstellt, daß Mieter-
höhungen nach § 2 MHG in drei Jahren nicht höher 
sein dürfen als 30 %. Das heißt nicht, daß nunmehr 
Jahr für Jahr Wohnungen um 10 % teurer werden. 
Denn in weiten Bereichen der Bundesrepublik 
Deutschland werden auch nach neuem Recht die 
Mieten nicht schneller als bisher oder nur ganz, 
ganz geringfügig schneller steigen. In Ballungszen-
tren wird sich — was immer wieder zu Recht gesagt 
wird — diese Kappungsgrenze geradezu segens-
reich gegenüber dem geltenden Rechtszustand aus-
wirken. 

Der Kollege Schöfberger — Herr Clemens hat 
bereits davon gesprochen — hat im Rechtsausschuß 
aus einem bunt bebilderten Prospekt eines soge

-

nannten Erwerbsmodells aus München-Giesing zi-
tiert, wo derzeit insbesondere ältere Mieter, die für 
2,75 DM pro Quadratmeter in kleinen Mietwohnun-
gen in Jugendstilhäusern wohnen, von der Um-
wandlung bedroht und betroffen sind. Die Kapital-
anleger, die hier gesucht werden, werden mit Miet-
kalkulationen auf der Grundlage des geltenden 
Rechts geködert, 

(Kolb [CDU/CSU]: So ist es!) 

die sagen, daß diese Mieten auf 12 DM pro Quadrat-
meter steigerungsfähig sind. 

Hier läßt sich die Wohltat des neuen Rechts, 

(Schmidt [München] [SPD]: Haha! — Dr. 
Möller [CDU/CSU]: So ist es!) 

sprich: Kappungsgrenzen, geradezu exemplarisch 
belegen. Im Rahmen des § 2 MHG sind diese Mieten 
in der Zukunft innerhalb von drei Jahren nur auf 
3,57 DM pro Quadratmeter und in weiteren drei 
Jahren auf 4,65 DM pro Quadratmeter steigerungs-
fähig. 

Der Kollege Schöfberger hat gegen diese Berech-
nung zu Recht eingewandt, daß die Kappungsgren-
zen nicht für die Umlage von Modernisierungsko-
sten nach § 3 MHG und für die Umlage von Kapital-
kosten nach § 5 MHG gelten. Dieser Einwand läßt 
wiederum zu, an zwei Stellen zu belegen, daß dieses 
so bekämpfte Recht auch positiv für die Mieter ist. 
Die umlagefähigen Modernisierungskosten sind 
nämlich durch die Neuregelung der Duldungs-
pflicht in § 541 b BGB der Höhe nach deutlich be-
grenzt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Was die Kapitalkostenumlage betrifft, enthält die-
ser Entwurf im neuen § 5 MHG die ausdrückliche 
Regelung, daß Kapitalmehrkosten bei Eigentümer-
wechsel nicht auf Mieter umgelegt werden dürfen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das Gesetz bringt erstmals auch eine Kautions-
regelung zugunsten der Mieter. — Ich will das im 
einzelnen jetzt nicht darstellen, weil die Zeit knapp 
ist. — Das hat es bisher nicht gegeben. 

Schließlich ist auf die deutliche Entformalisie-
rung des Mieterhöhungsverfahrens einzugehen. 
Hier legt das neue Recht fest, daß ein vorprozessua-
les Mieterhöhungsbegehren nicht länger unwirk-
sam sein kann, wenn es sich innerhalb der Spannen 
von Mietspiegeln bewegt. Darin wird gleichfalls 
eine starke Mieterhöhungstendenz vermutet. Tatsa-
che dagegen ist, daß sich an der notwendigen Ein-
stufung der einzelnen Wohnungen je nach Lage 
und Qualität innerhalb der Spanne des Mietspie-
gels materiell überhaupt nichts ändert. Verhindert 
wird, daß materiell berechtigte Mieterhöhungsver-
langen formal scheitern. Und das ist gut so. 

Dasselbe gilt für die Regelung, daß formell un-
wirksame Mieterhöhungsbegehren ohne Beein-
trächtigung von Mieterrechten im Prozeß repariert 
werden können. Es ist eben nicht Ausdruck fairer 
Partnerschaft, wenn ein Formfehler mit Rechtsver-
lust bestraft wird. Ausdruck einer gerechten part-
nerschaftlichen Lösung ist es, daß die verspätete 
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Gewährung der Gelegenheit zur Prüfung der Be-
rechtigung einer Mieterhöhung mit der Belastung 
mit Verspätungskosten bestraft wird. Das ist fair 
und gerecht; alles andere nicht. 

Fünftens. Einer der am nachhaltigsten umstritte-
nen Punkte des Gesetzes ist die Zulassung von 
Staffelmieten sowohl für Neubauten wie auch im 
Bestand. Positiv an dieser Regelung ist nach unse-
rer Einschätzung zweifellos, daß in die Mietpreisge-
staltung endlich wieder ein Stückchen Vertragsfrei-
heit eingeführt wird. Positiv ist nach unserer Ein-
schätzung ferner, daß dem Vermieter von Neubau-
ten eine hinreichend sichere Kalkulationsgrund-
lage für seine Renditeberechnungen geboten wird. 

Wenn dies im Neubaubereich funktionieren soll 
— damit sind wir bei dem kritischen Punkt — , muß 
es korrespondierend auch im Bestand zulässig sein, 
weil sonst der Trend aus Neubauwohnungen in Be-
standswohnungen zu stark wäre, was das Mietaus-
fallwagnis bei Neubauinvestitionen zu sehr in die 
Höhe treiben würde. 

Staffelmieten sind im übrigen ein Angebot an die 
Marktteilnehmer und nicht mehr, bei dem wir gar 
nicht mal sicher sind, in welchem Umfang es ange-
nommen wird. Ich darf noch einmal das unterstrei-
chen, was Herr Kollege Clemens gesagt hat: Wenn 
es angenommen wird, bietet es, insbesondere in un-
seren wirtschaftlichen Zeiten, die reelle Chance, 
daß es sich umgekehrt auch zugunsten des Staffel-
mieters auswirken wird. 

Wir haben natürlich als Marktwirtschaftler nach 
wie vor den Einwand gegen Staffelmieten, daß sie 
in die Zukunft gerichtet sind, auf Prognosen basie-
ren, von denen man nicht sicher sein kann, ob sie 
richtig sind. Wir haben deshalb, wie Sie wissen, im-
mer nach Anpassungsklauseln, nach Revisions-
klauseln als Alternative gesucht; eine konsensfä-
hige Lösung haben wir nicht gefunden. 

Sechstens. Ein weiterer nachhaltig umstrittener 
Punkt des Gesetzes ist die Einführung von Zeit-
mietverträgen. Wenn für maximal fünf Jahre der 
Abschluß von befristeten Mietverträgen zugelassen 
wird, wenn für den vorher bestimmten Zeitpunkt 
der Abriß, die durchgreifende Modernisierung oder 
die Eigennutzung erfolgen soll, werden damit nach 
unserer Überzeugung leerstehende Wohnungen 
dem Markt zugeführt, die jetzt wegen des fast abso-
luten Kündigungsschutzes nicht vermietet sind. 
Niemand kann sagen, in welchem Umfang dieses 
Instrument greifen wird. Es ist aber unstreitig, daß 
es solche Fälle in beachtlicher Zahl gibt. 

Meine Damen und Herren, ich will, weil hier be-
reits das rote Licht leuchtet, nur noch einen Punkt 
ansprechen. Wir weisen den Vorwurf, wir wollten 
den Mietwucher straffrei stellen, nachdrücklich zu-
rück. § 302 a bleibt völlig unangetastet. In § 5 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes wird lediglich eine flexi-
blere Lösung eingeführt, die verhindert, daß ange-
messen betriebswirtschaftlich kalkulierte Mieten 
plötzlich strafbar sein sollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
neue Mietrecht bedeutet also nicht Ausbeutung des 
Mieters, es dient vielmehr dazu, einen fairen Aus- 

gleich zwischen Mieter und Vermieter zu ermögli-
chen. Es dient dazu, die Rahmenbedingungen für 
Investitionen im Mietwohnungsbau zu verbessern. 
Es dient dazu, gehortete Wohnungsbestände dem 
Markt zuzuführen. Kurz, es dient der Schaffung 
ausgeglichener, ausreichender Wohnungsversor-
gung durch private Investitionen, und zwar nicht 
nur für die glücklichen Besitzer einer Wohnung, 
sondern auch für diejenigen, die Wohnungen su-
chen. Um es in Abwandlung eines Wortes von Ber

-

tolt Brecht zu sagen: Wir sehen nicht nur die im 
Lichte, wir sehen auch die im Dunkeln. — Herzli-
chen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Bindig [SPD]: Das war Ihre allerletzte 

Rede heute!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Justiz. 

(Conradi [SPD]: Noch so einer, der hier 
seine Abschiedsrede hält!) 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Das Gesetz zur 
Erhöhung des Angebots an Mietwohnungen dient 
— und es ist nicht so, wie fälschlich behauptet wur-
de, daß nur der Name dies besagt — der Belebung 
des Mietwohnungsmarktes. 

Niemand kann bestreiten, daß sich Bauherren 
und Vermieter in der Vergangenheit zunehmend 
vom Markt zurückgezogen haben, während gleich-
zeitig die Nachfrage nach Mietwohnungen gestie-
gen ist. Es besteht kein Zweifel, daß das geltende 
Mietrecht mit eine Ursache dafür ist, daß eine 
starke Rezession auf dem Wohnungsmarkt festzu-
stellen ist. Diese Entwicklung muß schnellstens ge-
stoppt werden. Deswegen ist der Gesetzgeber auf-
gerufen zu handeln, und zwar nicht irgendwann, 
sondern jetzt zu handeln. Eine Umkehr der Ent-
wicklung ist aber nur möglich, wenn marktwirt-
schaftlichen Gegebenheiten wieder mehr Geltung 
verschafft wird. 

Die bestehenden Vorschriften sind so zu ändern, 
daß ein gerechter Ausgleich der schutzwürdigen 
Interessen der Mieter einerseits und der Vermieter 
anderererseits erreicht wird. Ein ausgewogenes 
Mietrecht hat sowohl der sozialen Bedeutung des 
Mietverhältnisses für die Mieter Rechnung zu tra-
gen als auch die Interessen der Vermieter an der 
Wirtschaftlichkeit der Wohnungen zu berücksichti-
gen. Diesen Grundsatz hat das Bundesverfassungs-
gericht bereits im Jahre 1975 aufgestellt, und diesen 
Grundsatz befolgt das heute in diesem Haus zu ver-
abschiedende Gesetz. Dieses Gesetz läßt nämlich 
einerseits das Kernstück des sozialen Mietrechts, 
den Kündigungsschutz, völlig unberührt, aber auf 
der anderen Seite schafft es Anreize dafür, daß Ka-
pitalanleger wieder verstärkt in den Wohnungsbau 
investieren. Das kommt dann dem Mietwohnungs-
markt und damit letztlich den Wohnungssuchenden 
und den Mietern insgesamt zugute. 

Ich habe bei anderer Gelegenheit immer, wenn 
wir über die Fragen des Mietrechts diskutiert ha-
ben, darauf hingewiesen, daß man sich der vollen 
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Konsequenz der Schwierigkeit, vor der wir heute 
stehen, bewußt sein muß. Würde sich das Angebot 
auf dem Mietwohnungsmarkt weiter verknappen 
und zu einer Wohnungsnot werden, dann wird man 
den hier vorgeschlagenen Weg gehen müssen. Eine 
Alternative wäre, die Versorgung breitester Bevöl-
kerungskreise mit Mietwohnungen allein als eine 
Aufgabe der öffentlichen Hand anzusehen, was 
schon vom Finanziellen her nicht zu leisten ist. 

Es hat mich vor allem deshalb verwundert, daß 
gegen den hier vorliegenden Gesetzentwurf ein 
Rundumschlag in dieser Breite gestartet worden 
ist, weil in der Vorlage der alten Koalition, dem 
Mietrechtsänderungsgesetz, erheblichste Teile des-
sen, was wir hier zu verabschieden haben, gleich-
falls enthalten waren. Einen Punkt empfinde ich in 
der Tat wirklich bedrückend, daß nämlich in die 
Kreise der Mieter draußen im Lande durch Entstel-
lung des heute zu verabschiedenden Gesetzestextes 
durch eine, wie ich fast annehmen muß, manchmal 
bewußt falsche Auslegung gegenüber nicht so gut 
Informierten eine Verunsicherungskampagne ge-
startet wird, die ich gerade im Vorfeld von Weih-
nachten wirklich nur als unpassend und gefährlich 
bezeichnen kann. 

(Clemens [CDU/CSU]: Sehr zurückhaltend 
ausgedrückt! Ich sage Verdummungskam

-

pagne! — Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: In

-

fam! — Conradi [SPD]: Jetzt wird der auch 
noch rührselig!) 

Lassen Sie mich deswegen auf einige wesentliche 
Verbesserungen, die diese Gesetzesvorlage bringt, 
im einzelnen eingehen. Das Angebot an Mietwoh-
nungen kann in nicht unerheblichem Umfang am 
leichtesten und schnellsten dadurch erhöht werden, 
daß leerstehende Wohnungen dem Markt wieder 
zur Verfügung gestellt werden. Diese Möglichkeit 
wird jetzt durch die Zulassung von Zeitmietverträ-
gen bei erwartetem familiären Eigenbedarf des 
Vermieters oder vor der Durchführung erheblicher 
Baumaßnahmen für die Dauer von bis zu fünf Jah-
ren eröffnet. Die Voraussetzungen für diese Zeit-
mietverträge neuer Art sind so klar umrissen, daß 
Mißbräuchen mit diesem Rechtsinstitut von vorn-
herein ein Riegel vorgeschoben ist. Täuscht näm-
lich der Vermieter etwa seine Verwendungsabsicht 
nur vor, so wandelt sich der Zeitmietvertrag bei 
einem entsprechenden Verlangen des Mieters in 
ein unbefristetes Mietverhältnis um, oder der Ver-
mieter macht sich in solchen Fällen voll schadener-
satzpflichtig. Das Gesetz ist deshalb so gefaßt, daß 
Zeitmietverträge zum Zwecke des Unterlaufens des 
Kündigungsschutzes nicht abgeschlossen werden 
können. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Durch die Zeitmietverträge neuer Art soll leerste-
hender Wohnraum einer zweckbestimmten befri-
steten Nutzung zugeführt werden. Wer sich dage-
gen wendet, der billigt oder nimmt hin, daß Woh-
nungen, ja, ganze Wohnblocks leerstehen, was wie-
derum in der Vergangenheit häufig ein starker An-
reiz oder eine Ursache für Hausbesetzungen war. 
Diesen Mißständen will jedenfalls diese Regierung 

gerade abhelfen. Auch deshalb muß der vorliegende 
Entwurf bald Gesetz werden. 

Die Zulassung der Staffelmiete im Bereich des 
Neubaus schafft einen besonderen Anreiz für Inve-
stitionen auf dem Wohnungsmarkt, denn die Staf-
felmiete gibt eine bessere Kalkulationsmöglichkeit 
für die oft schwierige Anfangsphase beim Neubau. 
Dadurch erleichtert sie dann Investitionsentschei-
dungen der Kapitalanleger. Nach der Gesetzesvor-
lage kann für einen Zeitraum von jeweils zehn Jah-
ren die Miete in ganz bestimmter Höhe im voraus 
vereinbart werden. 

Daß die Staffelmiete darüber hinaus auch für den 
Wohnungsbestand vorgesehen ist, hat seine guten 
Gründe. Dadurch wird die Möglichkeit geschaffen, 
bei den voraussehbaren Verlusten beim Neubau zu 
einer Mischkalkulation zu greifen. 

Wenn nun in der Debatte behauptet wird, durch 
die Einführung der Staffelmiete werde die Ver-
gleichsmiete ausgehöhlt und ausgehebelt, so trifft 
dies nicht zu. Richtig ist vielmehr folgendes: Vor-
aussetzung für die Erhebung der Staffelmiete ist — 
dies  wird man draußen in den Diskussionen und in 
den Einzelgesprächen immer wieder mit aller Deut-
lichkeit sagen müssen — eine entsprechende aus-
drückliche Vereinbarung zwischen den Mietver-
tragsparteien. Das heißt, Staffelmiete kann der Ver-
mieter nur dann verlangen, wenn der Mieter damit 
einverstanden ist. Daraus folgt: Fehlt es an einer 
solchen Vereinbarung, bleibt es bei der Vergleichs-
miete. Das gilt insbesondere für die sogenannten 
Altverträge, also die jetzt bestehenden Verträge, in 
denen eine Staffelmiete nicht vereinbart ist. Der 
Vermieter hat in diesen Fällen nicht das Recht, 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes von seinem Mie-
ter zu verlangen, daß dieser mit ihm jetzt einen 
neuen Vertrag mit Staffelmiete abschließt, nur weil 
es dieses Gesetz gibt. Ich meine, dies muß gerade 
draußen in der Diskussion immer wieder mit aller 
Deutlichkeit gesagt werden, weil die Bestimmung 
draußen bewußt sinnentstellend dargestellt wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kolb  [CDU/CSU]: Bewußt! Das ist es!) 

Es muß ein Weiteres zu den Überlegungen gesagt 
werden, die die Mieter im einzelnen werden anzu-
stellen haben. Die Vereinbarung eines Staffelmiet-
vertrages kann im Einzelfall durchaus auch im In-
teresse des Vermieters liegen. Zum einen ist dann 
nämlich eine dem Mieter bei Vertragsschluß be-
tragsmäßig bekannte Mietsteigerung für die näch-
sten Jahre vorgesehen. Zum anderen darf nicht ver-
gessen werden, daß während der Laufzeit eines 
Staffelmietvertrages jegliche andere Mieterhöhung, 
und sei es eine aus Gründen der Modernisierung 
oder der Erhöhung der Kapitalkosten, kraft Geset-
zes ausdrücklich ausgeschlossen ist. Auch dies ist 
ein wichtiger Umstand, der vom Mieter im Einzel-
fall mit zu bedenken sein wird. 

Es ist von mir bereits hervorgehoben worden, daß 
es im Grundsatz bei der Vergleichsmiete verbleibt. 
Der Begriff der Vergleichsmiete wird allerdings 
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durch den vorliegenden Gesetzentwurf aktuali-
siert. 

(Zuruf von der SPD: Bis zur Unkenntlich

-

keit verstümmelt wird er!) 

Künftig werden nur noch Mietzinsvereinbarungen 
und Änderungen aus den letzten drei Jahren heran-
gezogen werden können. — Auch durch die Ent-
wicklung großer stimmlicher Lautstärke, Herr Kol-
lege, wird sich nichts an dem uns vorliegenden Ge-
setzentwurf ändern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Auch in den Mietspiegel werden künftig nur solche 
Mieten eingehen, und damit orientiert sich die Ver-
gleichsmiete stärker als früher am aktuellen 
Marktgeschehen. Schließlich ist die Miete ja nichts 
anderes als der Preis für eine wirtschaftliche Lei-
stung, für eine wirtschaftliche Leistung besonderer 
Bedeutung. Deswegen muß selbstverständlich die-
ser ganze Komplex in sozial vertretbarem Umfang 
gesehen werden. 

Den schutzwürdigen Interessen der Mieter wird 
insofern durch die Einführung der sogenannten 
Kappungsgrenze Rechnung getragen. Hiervon ist 
bereits gesprochen worden. Man wird auch hier mit 
allem Nachdruck den draußen vielfach vorzufinden-
den Vorstellungen entgegentreten müssen, als sei 
etwa in diesem Gesetz vorgeschrieben — zwar nicht 
mehr, aber mindestens in dieser Höhe —, in den 
nächsten drei Jahren die Miete um 30% anzuhe-
ben. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Der Vermie

-

ter nimmt doch, was er kriegen kann!) 

Davon kann überhaupt im einzelnen nicht die Rede 
sein. 

Das neue Gesetz sieht ferner eine Straffung des 
Mieterhöhungsverfahrens vor. Auch darauf ist be-
reits im einzelnen hingewiesen worden. Das Ver-
fahren zur Mieterhöhung wird von formalen 
Schwierigkeiten befreit. Künftig kann sich der Ver-
mieter zur Begründung des Mieterhöhungsverlan-
gens auch auf Vergleichsmieten aus dem eigenen 
Wohnungsbestand berufen. Nur orientiert sich die 
Erhöhung weiter an der Vergleichsmiete. 

Entgegenzutreten ist der Meinung, daß, was für 
eine Miete im Einzelfall immer vorhanden sein 
mag, auf die man sich berufen kann, materiell für 
den Vermieter im Mieterhöhungsverfahren alles 
durchsetzbar wäre. Deswegen kann auch gar nicht 
die Rede davon sein, daß, wie vielfach argumentiert 
wird, hier ein Selbstbedienungsladen für Großver-
mieter eröffnet worden wäre. 

Die schutzwürdigen Belange der Mieter werden 
überdies durch zivilrechtliche Regelungen weiter-
hin gesichert. Sowohl das Ordnungswidrigkeiten-
wie das Strafrecht stellen wie bisher die erforderli-
chen Ahndungsmöglichkeiten gegen Verstöße zur 
Verfügung. Ob eine Miete wucherisch ist, wird wei-
terhin an der Vergleichsmiete gemessen. Ein Ver-
mieter wird bei Überschreiten der Wuchergrenze 
daher in demselben Umfange wie bisher strafrecht

-

lich belangt werden können und belangt werden 
müssen. 

(Zuruf von der SPD) 

Schließlich wird durch die Gesetzesvorlage ge-
währleistet, daß dem Vermieter die zur Erhaltung 
des Wohnungsbestandes erforderlichen Baumaß-
nahmen nicht ungebührlich erschwert werden. Dies 
geschieht durch eine Vereinheitlichung und Neure-
gelung der Duldungspflicht des Mieters bei Moder-
nisierungsmaßnahmen. Es muß dem Vermieter ge-
stattet sein, seine vermieteten Räume ohne ein Wi-
derspruchsrecht des Mieters wenigstens in einen 
Zustand versetzen zu können, der in dieser Wohn-
gegend allgemein üblich ist. Andererseits aber wird 
der Mieter durch die neuen Vorschriften vor beson-
ders aufwendigen Maßnahmen, den sogenannten 
Luxusmodernisierungen, jetzt besser geschützt, 
und dieser Schutz erfolgt mit vollem Recht, wie ich 
unterstreichen möchte. 

Ich möchte abschließend 

(Beifall bei der SPD — Wehner [SPD]: Das 
wäre gut!) 

darauf hinweisen, daß das soziale Mietrecht trotz 
dieser wesentlichen Verbesserungen in seinem 
Kernstück, dem Kündigungsschutz, völlig unange-
tastet bleibt. Der vertragstreue Mieter braucht den 
Verlust seiner Wohnung auch künftig nicht zu be-
fürchten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Vor allem aber stellt die Gesetzesvorlage eine solide 
Grundlage für mehr Marktwirtschaft im Mietrecht 
her. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schöfberger? 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Ich komme 
zum Ende. — 

(Zuruf von der SPD: Die Antwort steht 
nicht im Manuskript! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Die vorgesehenen Maßnahmen sollen dem Vermie-
ter wieder das Vertrauen darauf ermöglichen, daß 
die mietrechtlichen Bestimmungen einer wirt-
schaftlichen Nutzung seines Eigentums nicht entge-
genstehen. Aber andererseits stellt der vorliegende 
Entwurf in der gleichen ausgewogenen Weise si-
cher, daß der vertragstreue Mieter seiner Wohnung 
sicher sein kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Frau Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Zu den beiden FDP-
Vorrednern möchte ich nur eine kurze Bemerkung 
machen: Herr Bundesminister der Justiz, Sie finden 
das Gesetz offensichtlich so hervorragend, daß Sie 
genau die Anträge der Bundesratsmehrheit im Sep- 
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tember hier abgelehnt haben. Sie haben damals das 
Gegenteil von dem gemacht, was Sie uns heute an-
empfehlen wollen. 

(Beifall bei der SPD — Bindig [SPD]: Das 
sind wir von der FDP gewöhnt!) 

Herr Gattermann, man kann den Mietern nicht in 
die Tasche greifen wollen und dann in einer Bal-
drian-Rede so tun, als wenn dies ein Weihnachtsge-
schenk sei. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Zu- 
ruf von der FDP: Sie haben wohl nicht zu- 

gehört!) 

Dieser 10. Dezember, meine Damen und Herren, 
wird sich für Millionen von Mieterhaushalten und 
Wohnungssuchenden als Schwarzer Freitag erwei-
sen, 

(Clemens [CDU/CSU]: Meine Herren, was 
für eine Polemik!) 

wenn, Herr Clemens, CDU/CSU und FDP nicht 
noch in letzter Minute der Vernunft Vorfahrt ge-
währen, 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Vernunft ist euch 
schon lange abhanden gekommen!) 

als Schwarzer Freitag deshalb, weil die Mieten ins-
besondere in Großstädten und in Ballungsräumen 
drastisch ansteigen werden, während die Zahl be-
zahlbarer Wohnungen gleichzeitig abnehmen wird. 

(Clemens [CDU/CSU]: Wie wollen Sie das 
denn eigentlich regeln?) 

— Herr Clemens, mit ideologischen Floskeln von 
der Vertragsfreiheit 

(Kolb [CDU/CSU]: Das war doch euer Un- 
sinn! — Dr. Möller [CDU/CSU]: Vertrags

-

freiheit ist keine Ideologie!) 

will die Noch-Mehrheit in diesem Hause vertu-
schen, daß sie mehr Freiheit für Vermieter fordert 
und die Freiheit der Wohnungssuchenden und der 
Wohnhaushalte eingrenzen will. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit dem Schlagwort „Mehr Markt" werden höchst 
notwendige Schutzrechte gegen Wohnungsverlust 
und Preistreiberei beseitigt. 

(Kolb [CDU/CSU]: Alt-Juso-Ideologie! — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Stimmt ja 
nicht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Frau Präsident, ich nehme an, daß ich das Wort 
habe. — Mit der Parole „Verbesserung der Rahmen-
bedingungen" wird die notwendige Balance zwi-
schen Vertragsparteien, die einerseits Wohnraum 
anbieten, andererseits Wohnraum nachfragen, 
höchst einseitig zerstört, und dies angeblich alles 
nur, um mehr Wohnungsneubau anzuregen — mit 
dem ganz gesicherten Wissen, daß genau das nicht 
geschehen wird. 

(Gnädinger [SPD]: Genau! — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Das ist auch nicht 
wahr! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Meine Damen und Herren, nach den verheeren-
den Auswirkungen der Lücke-Gesetzgebung der 
60er Jahre 

(Kolb [CDU/CSU]: Da gab es genügend 
Wohnungen! — Clemens [CDU/CSU]: Jetzt 
macht der wieder Vergangenheitsbewälti

-

gung! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

hatte die sozialliberale Koalition einen passenden 
Anzug geschneidert, der eine Kombination von Mie-
terschutz und Mieterhöhungsschutz lieferte 

(Clemens [CDU/CSU]: Reden Sie mal von 
den letzten 13 Jahren!) 

und einen gerechten Ausgleich zwischen Vermie-
ter- und Mieterinteressen bot. Dieser Anzug war 
immerhin so paßgenau, daß alle Fraktionen dieses 
Hauses — nur Herr Lorenz Niegel von der CSU war 
eine Ausnahme — 1974 in diesen Anzug hinein-
schlüpften. Am 14. Mai 1981 schrieb der Fraktions-
vorsitzende der FDP, Wolfgang Mischnick, im Ta-
gesdienst „fdk" Nr. 404 wörtlich — ich zitiere — 

Die  Mieterschutzgesetzgebung war eines der 
bedeutendsten Anliegen der sozialliberalen Ko-
alition in den 70er Jahren. An ihr wird nicht 
gerüttelt werden. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wird ja auch 
nicht, Herr Waltemathe!) 

— Ich darf doch Herrn Mischnick zitieren, oder 
haben Sie was dagegen, Herr Kansy? — 

Denn die Verbesserung der Situation auf dem 
Wohnungsmarkt 

— so Mischnick — 

darf keinesfalls auf Kosten unvertretbarer Be-
nachteiligungen derjenigen geschehen, die auf 
Mietwohnungen angewiesen sind. 

(Beifall bei der SPD) 

So weit das Zitat, dem wir als Sozialdemokraten 
uneingeschränkt zustimmen können. Aber soweit 
die FDP noch steht, fragt es sich, ob sie auch zu die-
ser Feststellung steht. 

Als wäre der Wohnraum, dieser Lebensmittel-
punkt der Menschen, eine ganz beliebige Ware, die 
bei Knappheit eben beliebig teurer werden darf 

(Kolb [CDU/CSU]: Und wer finanziert die 
Ware?  — Zurufe von der CDU/CSU) 

— das bedeutet ja Ihre Marktwirtschaftsideolo-
gie —, sollen in das Wohnungsmietrecht neue In-
strumente eingeführt werden, die in ihrem Zusam-
menwirken lediglich eines mit Sicherheit zur Folge 
haben werden, 

(Clemens [CDU/CSU]: Sie lesen ja auch 
nur vor, Herr Waltemathe!) 

nämlich Teuerungsraten von jährlich an die 10 %, 
die Absenkung des Lebensstandards von Millionen 
von Familien mit Durchschnittseinkommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weshalb lesen 
Sie denn ab?) 
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Denn die neue Vertragsfreiheit für Vermieter be-

deutet, daß frei werdende Wohnungen künftig 
durch Staffelmieten von vornherein jährliche Miet-
steigerungen einprogrammiert bekommen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Die Rede hat Ihnen 
wohl Herr Jahn vom Mieterbund aufge

-

schrieben!) 

Die neue Vermieterfreiheit bewirkt, daß der ge-
samte Wohnungsaltbestand durch Veränderung des 
Vergleichsmietenbegriffs im Mietenniveau ansteigt. 
Die neue Vertragsfreiheit der Vermieter wird den 
Kündigungs- und den Räumungsschutz durch groß-
zügige Ermöglichung von Zeitmietverträgen umge-
hen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Vertragsfrei- 
heit für Vermieter und Mieter!) 

Die neue Vertragsfreiheit für Vermieter und Speku-
lanten wird den Schutz vorhandener Mieter vor 
Vertreibung durch Umwandlung und Verkauf ihrer 
Wohnung sowie durch Luxusmodernisierung 
schwächen. Die neue Vertragsfreiheit für Vermieter 
bedeutet, daß Mietwucher künftig praktisch nicht 
mehr geahndet werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich nehme an, Herr Clemens, auch Sie haben den 
Staatsanwalt Vollmer aus Stuttgart in der Anhö-
rung so verstanden. Er war gar nicht anders zu ver-
stehen. 

Der soziale Effekt des Kahlschlags ist also klar. 
Nicht nur dürfen viele Mieter besonders in den 
Städten mit teilweiser Wohnungsnot tiefer in die 
Tasche greifen, nicht nur werden zirka 10 bis 15 
Milliarden DM aus Mietertaschen in Vermieterta-
schen umverteilt, nein, auch Wohngeldleistungen 
werden gleichzeitig gekürzt. 

Dazu will ich Ihnen einmal drei Beispiele ganz 
konkret vorführen. Ich sage dazu, daß ich mich da-
bei noch auf die Regierungsvorlage stütze. Ich weiß, 
daß gestern der Haushaltsausschuß zu dem Wohn

-

geldartikel noch Änderungen vorgeschlagen hat, 
die bei meinen Beispielen noch weiter wohngeld-
mindernd wirken werden. Aber meine Beispiele 
sind an der Regierungsvorlage orientiert. 

Erstes Beispiel: ein arbeitsloser Schwerstbehin-
derter, verheiratet, ein Kind, Einkommen inklusive 
Kindergeld 1 500 DM im Monat, Miete 600 DM im 
Monat, Wohnung in einer Großstadt, die zwischen 
100 000 und 200 000 Einwohnern hat. Dieser Haus-
halt erhielt bislang 253 DM Wohngeld. Selbst wenn 
die Miete künftig gleichbleibt, also nicht steigt, wird 
das Wohngeld nur noch 185 DM betragen. Er be-
kommt also 68 DM weniger; das bedeutet eine Kür-
zung um 27 %. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Das kommt 
von Ihren Schulden!) 

Er zahlt also künftig — wenn die Miete nicht steigt 
— schon 415 DM selber aus einem Einkommen von 
1 500 DM. Das sind — ohne jegliche Nebenkosten — 
mehr als 25 %. 

(Clemens [CDU/CSU]: 13 Jahre SPD-Poli- 
tik!) 

Zweites Beispiel: ein Vier-Personen-Haushalt, Va-
ter erwerbstätig und unterhalb von 80 % behindert, 
Bruttoeinkommen 2 500 DM. Eines seiner beiden 
Kinder steht in der Ausbildung und erhält eine Ver-
gütung von 500 DM. Die Miete beträgt 600 DM in 
einer Gemeinde unter 100 000 Einwohnern. Dieser 
Haushalt erhielt bisher 104 DM Wohngeld. Künftig 
wird er nach der Regierungsvorlage 50 DM, nach 
dem, was der Haushaltsausschuß gestern beschlos-
sen hat, 0 DM erhalten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Drittes Beispiel: eine alleinerziehende Mutter mit 
zwei Kindern erhält Sozialhilfe. Das Einkommen 
beträgt 1 000 DM, die Miete 400 DM. Die Wohnung 
befindet sich in einem Altbau in einer Großstadt. 
Das Wohngeld betrug bisher 262 DM und wird künf-
tig 210 DM betragen. Die Kürzung macht 20 % aus. 
Wer zahlt? Natürlich die Stadt. Die Sozialhilfe er-
höht sich um den Betrag, um den das Wohngeld 
gekürzt wird. 

Nun könnte man naiverweise glauben, die Miet-
rechtsänderungen würden geradezu zu einem Bau-
boom führen und tatsächlich eine Erhöhung des 
Angebots an Mietwohnungen bewirken. Aber weit 
gefehlt. Die Anhörungen haben ganz eindeutig er-
geben — das gilt auch für Ihren Sachverständigen, 
Herrn Rußig, den Sie zitiert haben, Herr Cle-
mens —: Erstens. Der Mietenanstieg wird zu einem 
Nachfragerückgang von Wohnraum führen. 

Zweitens. Der Mietenanstieg macht Investitionen 
in Altbauten und die Umwandlung von bestehenden 
Mietwohnungen in Eigentumswohnungen noch at-
traktiver. 

(Zuruf des Abg. Clemens [CDU/CSU]) 

Also wird keiner sein Geld in Neubauten, sondern 
in den Altbau stecken; infolgedessen werden nicht 
mehr, sondern weniger Mietwohnungen entstehen. 

Drittens. Die Städte müssen gleich mit zwei Pro-
blemen fertig werden. Sie werden zum einen mehr 
Wohnungsnotfälle unterbringen müssen, und sie 
werden zum anderen mehr Sozialhilfeleistungen fi-
nanzieren müssen, mit der Folge, daß auch sie im 
Stadtsäckel weniger Geld für Bauinvestitionen ha-
ben. 

Deshalb hat ja z. B. der Münchener Oberbürger-
meister Kiesl, der meines Wissens mit der Sozial-
demokratie nicht viel am Hut hat, leidenschaftlich 
für einen größeren Schutz gegen die Umwandlung 
von Mietwohnungen gekämpft, für ein verbessertes 
Wohngeld für Millionenstädte und für mehr sozia-
len Wohnungsbau. 

(Kolb [CDU/CSU]: Von wem wurden denn 
die Luxusmodernisierungen gemacht? — 

Zuruf des Abg. Clemens [CDU/CSU]) 

— Herr Kolb, Sie können so viel wie möglich dazwi-
schenreden; Sie verstehen davon zuwenig. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Vorschläge der neuen Rechtskoalition sind 
demnach wirtschaftspolitisch unsinnig, sozialpoli- 
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tisch einäugig, rechtspolitisch unausgewogen, und 
insgesamt sind sie schädlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sind nämlich nicht fördernd für den sozialen 
Frieden, sondern sie bedeuten Sprengstoff für die 
wohnungspolitische Zukunft. 

Nun wird seitens der Befürworter der Gesetzes-
vorlage behauptet, Mieterhöhungen würden sich ja 
in Grenzen halten und 4 bis 5 % im Jahr nicht über-
steigen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Da müssen Sie die 
Sachverständigen fragen! — Dr.-Ing. 

Kansy [CDU/CSU]: Zehntelprozente!) 

— Haben Sie das nun behauptet oder nicht? Darauf 
gehe ich ein, Herr Clemens. Das verstehe ich unter 
einer Debatte. 

Dazu darf ich folgendes feststellen. Erstens. 
Mietpreissteigerungen sind ja auch nach bisheri-
gem Recht nicht etwa ausgeschlossen. Sie betragen 
bereits 4 bis 5 % jährlich. 

(Werner [CDU/CSU]: Warum erregen Sie 
sich dann so?) 

Wer also Lockerungen vornimmt, will höhere An-
stiegsraten, oder er braucht das Gesetz nicht. 

(Werner [CDU/CSU]: Dann brauchen Sie 
sich doch nicht zu ereifern!) 

Zweitens. Daß Sie höhere Mietpreissteigerungen 
wünschen, ist Ihre eigene erklärte Absicht. Sonst 
brauchen Sie nicht vorzuschlagen, daß nicht mehr 
als 30 % Teuerung in drei Jahren zugelassen wird, 
und Sie brauchen auch keine Staffelmiete im Woh-
nungsbestand, wenn Sie nicht mehr Mietpreisan-
stieg wollen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie wirklich et-
was für die Erhöhung des Angebots an Mietwoh-
nungen tun wollten, so müßten Sie dort ansetzen, 
wo die wirklichen Investitionshemmnisse liegen, 

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU) 

neben den Zinskosten, die jetzt fallen, nämlich bei 
den Bau- und Bodenpreisen. 

Aber gerade im Bodenrecht und bei der Boden-
besteuerung tun Sie überhaupt nichts. Wissen Sie 
eigentlich nicht, daß im Bundesdurchschnitt — 
wohlgemerkt: eine statistische Zahl — ein Indu-
striearbeiter im Jahre 1965 fast fünf Stunden, im 
Jahre 1981 aber sieben Stunden arbeiten mußte, um 
einen einzigen Quadratmeter Baugrund erwerben 
zu können? 

(Bindig [SPD]: Hört! Hört!) 

Wissen Sie eigentlich nicht, daß in Städten zwi-
schen 100 000 und 200 000 Einwohnern sogar 12,5 
Stundenlöhne und in Städten mit mehr als 500 000 
Einwohnern sogar 25 Stundenlöhne fällig sind für 

einen einzigen Quadratmeter bebaubaren Grund 
und Boden? 

(Clemens [CDU/CSU]: Wie hoch ist denn 
der Quadratmeterpreis?) 

Wissen Sie eigentlich nicht, daß sich ein Baugrund-
stück von 500 qm im Bundesdurchschnitt zwischen 
17 000 DM und 152 000 DM verteuert hat, je nach-
dem, ob es sich um eine Kleinstgemeinde unter 
2 000 Einwohner oder um eine Großstadt über 
500 000 Einwohner handelt? 

Meinen Sie jetzt wirklich, daß man mehr Woh-
nungsbau, auch mehr Eigentumsförderung betrei-
ben kann, wenn weiterhin die Bodenspekulation 
nicht ernsthaft bekämpft wird? 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Regierungskoali-
tion hat drei Möglichkeiten: Erstens — das ist die 
schlechteste — sie hält an ihrem Gesetzentwurf 
fest. Das ist wirklich das Schlechteste. Aber wenn 
Sie das schon tun und das hier so durchpeitschen 
wie in den Ausschüssen, dann seien Sie wenigstens 
so wahrhaftig und stimmen unserem Antrag zu, das 
Gesetz „Mietenerhöhungsgesetz 1983" zu nennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweite Möglichkeit: Um das Allerschlimmste zu 
verhindern, nehmen Sie wenigstens unsere sachbe-
zogenen und wohlbegründeten Änderungs- und Er-
gänzungsanträge an. 

(Clemens [CDU/CSU]: Das ist doch nur Po-
lemik!) 

Dritte und beste Möglichkeit: Ziehen Sie Ihren 
Gesetzentwurf schleunigst zurück, wenn Sie Ihrer 
Verantwortung gerecht werden wollen, Schaden 
vom Volke abzuwenden. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Abgeordneten Ruf. 

Ruf (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Es fällt schwer, der In-
konsequenz zu folgen, mit der die SPD ihre eigenen 
Mietrechtsänderungsvorschläge aus dem Miet-
rechtsänderungsgesetz 1981 — also noch von der 
alten Bundesregierung eingebracht — jetzt plötz-
lich als sozial unausgewogen, als Gefährdung des 
sozialen Friedens, als eine Demontage von Mieter-
rechten, als eine Täuschung der Mieter und als eine 
Umverteilung aus den Taschen vieler Mieter in die 
Taschen weniger Vermieter bezeichnet und damit 
de facto selbst abqualifiziert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Das nennt man doppel-

züngig!) 

Leider reicht die mir zur Verfügung stehende Zeit 
nicht aus, die damaligen grundsätzlichen Einlas-
sungen der Kollegen aus der SPD-Fraktion im De-
tail vorzutragen und zu vergleichen. Ich empfehle 
aber den Kollegen aus der Opposition, zur besseren 
Vergangenheitsbewältigung ihre damalige Argu- 
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mentation noch einmal nachzulesen, falls das ei-
gene Gedächtnis so kurz sein sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Tatsache, daß die abgelöste alte Bundesregierung 
im Jahr 1981 der Meinung war — und das auch 
expressis verbis in den Gesetzentwurf auf Drucksa-
che 9/791 hineingeschrieben hat; ich zitiere —: 

Durch Änderungen des Mietrechts soll ein Bei-
trag zur Verbesserung ... des freifinanzierten 
Mietwohnungsbaus geleistet werden. 

Wenn das heute für die Opposition nicht mehr gel-
ten soll, muß es doch andere Gründe geben, warum 
sich die SPD von ihren bisherigen Positionen in der 
Liberalisierung des Mietrechts distanziert und jetzt 
eine Änderung des Mietrechts zur Erhöhung des 
Angebots an Mietwohnungen ablehnt. 

(Bindig [SPD]: Weil uns die FDP nicht 
mehr im Nacken sitzt!) 

Bedauerlich ist dabei, daß die Opposition gleich mit 
dem großen Hammer zuschlägt. Es wird aggressiv 
und polemisch argumentiert, und alle verfügbaren 
Hilfstruppen werden aufgeboten, 

(Zuruf von der CDU/CDU: So ist es!) 

um einen gerechten Ausgleich zwischen den Inter-
essen der Mieter und der Vermieter zu verhindern. 
Vermutlich soll von wahltaktischen Gründen abge-
sehen auch von der Tatsache abgelenkt werden, daß 
13 Jahre sozialistischer Wohnungspolitik eine Zwei-
klassengesellschaft 

(Lachen bei der SPD) 

— ich weiß, das tut Ihnen weh — 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bindig [SPD]: 
Märchenstunde!) 

der Wohnungsinhaber, darunter viele Fehlbeleger, 
und der Wohnungssuchenden geschaffen haben, bei 
der insbesondere die Familien und die sozial 
Schwachen auf der Strecke bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn ich eben von den verfügbaren Hilfstruppen 
der Opposition sprach, so meine ich damit nicht die 
Neue Heimat oder die Neue Heimat Städtebau, die 
zur Zeit aus der Schußlinie gezogen und damit be-
schäftigt sind, ihre Verluste aus den Jahren 1981 
und 1982, die zusammen über 1 000 Millionen DM 
betragen sollen, von unten nach oben, d. h. von den 
Gewerkschaftsbeiträgen der Arbeitnehmer zum 
Mißmanagement der Chefetagen umzuverteilen, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

und deshalb die Gehälter ihrer Angestellten kürzt. 
Nachdem ich gesagt habe, wen ich mit den verfüg-
baren Hilfstruppen nicht meine, muß ich natürlich 
sagen, wen ich meine. 

(Bindig [SPD]: Hat das etwas mit dem Ge- 
setz zu tun?) 

Ich meine die Funktionäre des Deutschen Mieter

-

bundes, die für mich nicht mit den vielen Millionen 
Mietern in unserem Lande identisch sind und des- 

halb nur für ihre Vereinsmitglieder und nicht für 
die Mieter insgesamt sprechen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In die Klassenkampfdenkschablone dieser Funk-
tionäre paßt offensichtlich nicht die Tatsache, daß 
die große Mehrheit der zitierten angeblich 40 Mil-
lionen Mieter mit ihren Vermietern in Frieden und 
Einvernehmen leben und weder den Verlust ihrer 
Wohnung befürchten noch der Willkür bei Mieter-
höhungen und Kündigungen ausgesetzt sind oder 
ihre Wohnung nicht mehr bezahlen können und 
dann rausfliegen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist die übliche Pole- 
mik!) 

Wer so argumentiert und das Geschäft mit der 
Angst betreibt, ist schlicht — ich habe schlicht mit 
„t" gesagt — und einfach unglaubwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer seine Behauptungen, wie im Flugblatt des 
Mieterbundes zu lesen, von angeblich 15 Milliarden 
DM, die von den Mietern zu den Vermietern umge-
schaufelt werden sollen, 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt j a!) 

von jetzt auf nachher im Hearing vom 1. Dezember 
um 10 Milliarden DM auf 5 Milliarden DM reduzier-
te, der hat ein gestörtes Verhältnis zum Geld und 
weiß nicht, was eine Milliarde ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer einen so großzügigen Umgang mit Zahlen und 
Tatsachen pflegt wie der Herr Direktor Schlich vom 
Deutschen Mieterbund, dem werden die Mieter 
bald auf seine Schliche kommen. Und das ist gut 
so. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jedenfalls hat der Direktor des Deutschen Mieter-
bundes im Hearing zum Mietrecht am 1. Dezember 
1982 wieder einmal den Beweis angetreten, daß er 
und seine Organisation über jeden Zweifel erhaben 
sind, parteipolitisch neutral zu sein. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
unglaublich!) 

Die Funktionäre des Deutschen Mieterbundes miß-
brauchen ihren Verband und ihre Organisationen, 
wenn sie so reden und handeln, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

als ob alle Mieter SPD-Wähler und alle Vermieter 
CDU/CSU- oder FDP-Wähler und damit Ausbeuter 
und Profithaie seien. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die verun-
treuen die Gelder der Mieter!) 

Ohne Bedenken wird nach dem Motto „Weil nicht 
sein kann, was nicht sein darf" ignoriert, daß der 
Mietwohnungsbau in den letzten Jahren drastisch 
zurückgegangen ist. 

Objektive Sachverständige haben in vielen Stel-
lungnahmen und Gutachten bestätigt, daß das gel-
tende Mietrecht mit eine Ursache für die besorgnis- 
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erregende Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt 
ist. 

(Waltemathe [SPD]: Wo? In der Schweiz? 
In Holland? — Wo?) 

Es kommt doch nicht von ungefähr, daß sich Bau-
herren und Vermieter zunehmend vom Wohnungs-
markt zurückgezogen haben, während gleichzeitig 
die Nachfrage nach Mietwohnungen von Jahr zu 
Jahr gestiegen ist. Wohnungsmangel ist nach wie 
vor der größte Mietpreistreiber. Das beweisen 
13 Jahre sozialistischer Wohnungsbaupolitik 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

und die Schlangen vor den Wohnungsämtern. Und 
die können sie nicht abstreiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dieser Wohnungsmangel wird noch zunehmen, 
wenn die geburtenstarke Jahrgänge, die sich zur 
Zeit in der Ausbildung befinden, ins Arbeitsleben 
treten und Familien gründen wollen. Wir hoffen we-
nigstens, daß sie Familien gründen wollen. Deshalb 
muß heute gehandelt werden, damit diese Wohnun-
gen morgen fertig sind. Wir sollten und müssen 
dafür sorgen, daß der jungen Generation Wohnun-
gen und nicht Berechtigungsscheine für nicht vor-
handenen Wohnraum angeboten werden, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wenn wir der Aussteigermentalität „no future" 
ernsthaft und mit Erfolg entgegentreten wollen. Als 
Handwerksmeister weiß ich, wovon ich rede. 

Meine Damen und Herren, über die wirtschafts-
und gesellschaftspolitischen Entwicklungen und 
Zusammenhänge hat mein Kollege Clemens bereits 
gesprochen. Es kommt aber noch ein Problem dazu, 
das einer Fraktion, die behauptet, hauptsächlich Ar-
beitnehmerinteressen zu vertreten, eigentlich nicht 
ganz gleichgültig sein sollte: Wer die Arbeitslosig-
keit im Baugewerbe ernsthaft bekämpfen will, der 
muß für die Beseitigung der Investitionshemmnisse 
im Wohnungsbau sorgen. Dabei kommt dem Miet-
recht, wie gesagt und unbestritten ist, eine ganz ent-
scheidende Bedeutung zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer die arbeitslosen Bauarbeiter wieder in Lohn 
und Brot bringen will und ihnen damit die Möglich-
keit gibt, Steuern und Abgaben zu bezahlen statt 
Transfereinkommen zu beziehen, der muß für Inve-
stitionen im Baubereich sorgen, statt sie zu verhin-
dern und zu diffamieren. 

Dabei ist es völlig unwichtig, wie der Mieterbund 
die Investitionsbereitschaft der möglichen Investo-
ren beurteilt. Denn er investiert ja nicht. Entschei-
dend ist nur, was diese Investoren selbst sagen und 
vor allem, was sie künftig tun werden. Hier waren 
die Aussagen der Versicherungswirtschaft und an-
derer möglicher Bauträger im Hearing vom 1. bis 
3. Dezember 1982 eindeutig für das neue Mietrecht. 
Und darauf kommt es an. 

Ich meine deshalb, die Verabschiedung dieses 
konjunktur- und arbeitsmarktpolitisch orientierten  

neuen Mietrechts muß noch vor der Auflösung des 
Bundestags erfolgen, 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

um als flankierende Maßnahme zu dem großen 
Wohnbauprogramm der Bundesregierung auch die 
im derzeitigen Mietrecht begründeten Investitions-
hemmnisse zu beseitigen. 

Wer dies tut, leistet einen entscheidenden Beitrag 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und handelt 
damit sozial. Sozial ist doch nicht derjenige, der auf 
Kosten anderer viel verteilt, umverteilt oder den 
Mangel verwaltet, sozial ist derjenige, der dafür 
sorgt, daß es überhaupt etwas zu verteilen gibt. Das 
es wieder dazu kommt, dazu muß das Parlament die 
notwendigen Voraussetzungen schaffen. 

Der SPD-Opposition ist jetzt offenbar wieder an 
weiterer staatlich verordneter und dirigistischer 
Wohnungszwangswirtschaft gelegen, während die 
CDU/CSU mit ihrem Koalitionspartner FDP auf die 
Kräfte des sozialen Marktes setzt, in dem Vermie-
ter einen Anreiz zum Bauen und Mieter eine si-
chere und zeitgemäße preislich erschwingliche 
Wohnung haben. 

(Bindig [SPD]: Wie kann ein einzelner 
Mensch so viel Unsinn reden!) 

Deshalb werden wir als Koalition der Mitte unse-
ren Weg zur Liberalisierung des Mietrechts fortset-
zen und durch eine objektive und faire Sachaufklä-
rung 

(Zurufe von der SPD) 

— ja, ich weiß, das gefällt Ihnen nicht — der Pole-
mik und Demagogie der selbsternannten Sprecher 
der angeblich bedrohten Mieter entgegentreten. 

Zu dem Antrag 9/2278 der SPD-Fraktion darf ich 
sagen, daß er überflüssig ist. Das ist bereits im 
Wohngeldgesetz als Pflicht festgelegt. — Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Darf ich, ehe ich das Wort 
weitergebe, die Kolleginnen und Kollegen im Saal 
bitten, ihre Plätze einzunehmen. 

Das Wort hat der Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will den ernsthaften Ver-
such unternehmen, der Debatte jenes Maß an Sach-
lichkeit zu geben, die das Thema der heutigen De-
batte verdient. 

(Waltemathe [SPD]: Das war bisher schon 
so!) 

Ich darf aber eingangs feststellen: wie auf vielen 
Feldern der Politik, so hatte die Bundesregierung 
auch im Bereich der Wohnungsbaupolitik eine 
schwere Erblast zu übernehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD: Aha! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 
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Bundesminister Dr. Schneider 
— Meine Damen und Herren, lassen Sie sich bitte 
an den Maßstäben messen, die Sie selber gesetzt 
haben. 

Die Koalitionsparteien begründen den Gesetzent-
wurf u. a. folgendermaßen: Ein ausgewogenes — — 

Vizepräsident Windelen: Herr Minister, der Abge-
ordnete Müntefering möchte Ihnen eine Zwischen-
frage stellen. Sind Sie damit einverstanden? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ich will dem sympathi-
schen Abgeordneten Müntefering diesen Gefallen 
erweisen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Mün-
tefering zu einer Zwischenfrage. 

Müntefering (SPD): Herr Minister Dr. Schneider, 
da Sie über die Erblast sprechen, die Sie übernom-
men haben, und da Sie über das Mietrecht spre-
chen: Wie hat denn der Abgeordnete Schneider 1974 
gestimmt? 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD) 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: — Sie eilen meinen Aus-
führungen voraus. Hören Sie mal gut zu. 

(Lachen und Zurufe) 

Die Koalitionsparteien begründen den zur Verab-
schiedung stehenden Gesetzentwurf u. a. wie folgt: 

Ein ausgewogenes Mietrecht hat sowohl der so-
zialen Bedeutung des Mietverhältnisses für die 
Mieter Rechnung zu tragen, als auch die Inter-
essen der Vermieter an der Wirtschaftlichkeit 
der Wohnung zu berücksichtigen. 

Nicht wortgleich, aber inhaltlich völlig identisch, 
hat die Bundesregierung 1974 einen Gesetzentwurf 
begründet, dem ich zugestimmt habe. 

(Bravo-Rufe bei der SPD) 

Dort heißt es: 

Der Schutz des Mieters vor willkürlichen Kün-
digungen und unberechtigten Mieterhöhungen 
soll nicht entfallen, 

— machen wir auch nicht — 

sondern wegen der überragenden Bedeutung 
der Wohnung als Lebensmittelpunkt dauerhaft 
ausgestaltet werden. 

Dann kommt der entscheidende Satz: 

Marktorientierte Mieterhöhungen müssen je-
doch zur Aufrechterhaltung der Wirtschaftlich-
keit des Hausbesitzes möglich sein. 

Genau das ist durch jenes Gesetz nicht mehr mög-
lich geworden. Deswegen wurde dieser Gesetzent-
wurf notwendig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein Weiteres, meine Herren. Die alte Bundesregie-
rung hat — ich zitiere aus der Drucksache 9/791 
Seite 6 — den Entwurf eines Mietrechtsänderungs-
gesetzes '81, u. a. wie folgt begründet: 

So erweist sich eine Belebung des zurückge-
gangenen Mietwohnungsneubaues als erfor-
derlich. Dies liegt nicht nur im Interesse der 
Gesamtwirtschaft, sondern auch im Interesse 
der Mieter selbst. 

Wir machen das jetzt und erhalten dafür skanda-
löse Ausdrücke. Ich will auf dieses Niveau nicht 
heruntersteigen. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben doch das 
andere Gesetz abgelehnt!) 

Vizepräsident Windelen: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Jahn? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Bitte sehr. 

Jahn (Marburg) (SPD): Herr Minister, warum ver-
schweigen Sie eigentlich, daß Sie auf die damaligen 
Beschlüsse der sozialliberalen Koalition jetzt mit 
Ihrer Vorlage kräftig draufgesattelt haben? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ich bin dabei, dies näher 
zu begründen. 

Es heißt dann zum Thema Staffelmiete, Herr Kol-
lege Jahn: 

Als Beitrag des Mietrechts zur Verstärkung der 
Investitionsbereitschaft 

— das war die Begründung der Bundesregie-
rung — 

privater  Anleger im freifinanzierten Mietwoh-
nungsbau läßt der Entwurf für neu errichteten 
Wohnraum die zeitlich begrenzte sog. Staffel-
miete zu ... 

(Conradi [SPD]: Neubau! — Weitere Zurufe 
von der SPD) 

— Ich habe richtig zitiert. Ich weiß, daß wir die 
Zulässigkeit der Staffelmiete erweitern, auch für 
den Bestand. 

(Waltemathe [SPD]: Sie haben sie erst ab- 
gelehnt!) 

Es heißt dann in der Begründung der alten Bun-
desregierung — Drucksache 9/791 — weiter: 

In dieser Phase müssen die Anleger unter den 
obwaltenden Marktbedingungen in vielen Fäl-
len Verluste hinnehmen und sind daher beson-
ders dringlich auf künftige Anhebungen des 
Mietzinses angewiesen. 

Sie haben die Anhebung des Mietzinses als dring-
lich notwendig in Ihrem eigenen Gesetzentwurf, in 
Ihrer eigenen Begründung verlangt. Wir legen ei-
nen verbesserten Gesetzentwurf vor, und jetzt sind 
Sie dagegen, weil Sie das Volk verhetzen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP — Kolb 
[CDU/CSU]: Ein kurzfristiges Gedächtnis 
haben die Herren! — Gegenruf Bindig 

[SPD]: Aber noch besser als gar keines!) 

Ein weiteres Zitat: 
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Bundesminister Dr. Schneider 
Die Möglichkeit von Staffelmietenvereinbarun-
gen, wie sie der Entwurf zuläßt, erscheint auch 
aus der Sicht des Mieters hinnehmbar. 

Bei Neubauten soll es hinnehmbar sein. Warum soll 
es nicht auch beim Bestand hinnehmbar sein? Er-
klären Sie das doch einmal deutlicher. 

Ein weiteres: Herr Kollege Jahn, Sie sind hier 
natürlich auch als Präsident des Deutschen Mieter-
bundes anwesend. 

(Clemens [CDU/CSU]: Heute vielleicht 
nur!) 

Und Sie geraten als Mitglied dieses Hauses und als 
Vertreter des Deutschen Mieterbundes immer 
mehr in einen Interessenkonflikt. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Ich darf Ihnen sagen: Sie sind ein sehr schlechter 
Anwalt des Deutschen Mieterbundes. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
von der SPD — Waltemathe [SPD]: Wollen 

Sie sich bewerben?) 

Sie haben am 27. Mai 1982 vor der Abstimmung 
eine persönliche Erklärung abgegeben. Gestatten 
Sie mir, daraus zu zitieren: 

In dieser Lage führen die Entscheidungen im 
Mietspiegelgesetz und im Mietrechtsände-
rungsgesetz zwar zu dringend gebotenen Ver-
besserungen des Mieterschutzes ... 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Sie sagen also, der Entwurf der alten Regierung 
führe zu dringend gebotenen Verbesserungen des 
Mieterschutzes. Jetzt haben wir das Gesetz noch 
verbessert, 

(Zuruf von der SPD: Haha!) 

und nun sagen Sie: Das sind keine Verbesserungen 
des Mieterschutzes. Was soll ich denn eigentlich 
glauben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Walthemathe [SPD]: Sie haben das wegge- 

harkt!) 

Meine Damen und Herren von der SPD, wir ma-
chen es Ihnen nicht so billig, weil vor allen Dingen 
der beschäftigungspolitische, der arbeitsmarktpoli-
tische, der konjunkturpolitische, der gesamtwirt-
schaftliche Zusammenhang doch gesehen werden 
muß. Den hat damals auch der Kollege Jahn (Mar-
burg) gesehen. Ich darf zitieren: 

Ich bin mir bewußt, daß die heutigen Entschei-
dungen Bestandteil der beschäftigungspoliti-
schen Zielsetzungen der Koalition von SPD 
und FDP sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Heute machen wir das gleiche, 

(Waltemathe [SPD]: Sie haben es abge
-lehnt!) 

und heute ist dies ein soziales Vergehen am Mie-
ter. 

Vizepräsidet Windelen: Herr Minister, Herr Abge-
ordneter Jahn möchte Ihnen eine weitere Zwi-
schenfrage stellen. Sind Sie damit einverstanden? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen, und Städtebau: Bitte sehr. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Jahn. 

Jahn (Marburg) (SPD): Herr Bundesminister, sind 
Sie bereit, hier nicht nur Ihnen passende Auszüge, 
sondern die vollständige Erklärung, die ich damals 
abgegeben habe, zu zitieren, mit der ich meine 
Nichtzustimmung zu den damaligen Gesetzen be-
gründet habe? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Werter Herr Kollege 
Jahn, ich bitte um Verständnis, daß ich nicht Ihre 
ganze Erklärung verlese. Sie haben sich damals der 
Stimme enthalten. Warum haben Sie sich der 
Stimme enthalten? Eben weil Sie in einem Interes-
senkonflikt als Abgeordneter und als Präsident des 
Deutschen Mieterbundes waren. 

(Kolb [CDU/CSU]: Als Interessenvertre-
ter!) 

Das ist nicht unehrenhaft, Herr Kollege Jahn, aber 
man muß es halt der Öffentlichkeit sagen, daß Sie 
eine sehr wackelige, sehr zittrige und wenig tragfä-
hige Argumentation geliefert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, glauben Sie mir, daß 

es für diese Bundesregierung eine besondere Auf-
gabe ist, dieses Gesetz vorzulegen. Wir wissen doch, 
was Sie draußen mit diesem Gesetz alles anstellen. 
Ich habe doch Ihr Flugblatt gelesen. Davon ist doch 
vom ersten Anstrich des A bis zum Z kein einziges 
Wort wahr. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Herr Minister, der Abge-
ordnete Jahn (Marburg) möchte Ihnen eine weitere 
Zusatzfrage stellen. Sind Sie damit einverstanden? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Nein. Ich muß jetzt zu 
diesem Flugblatt kommen. 

Vizepräsident Windelen: Herr Minister, darf ich 
davon ausgehen, daß Sie eine weitere Zwischen-
frage nicht zulassen. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ja, davon dürfen Sie aus-
gehen, Herr Präsident. 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört!) 
Hier heißt es: 

Jahr für Jahr soll die Miete 10% höher wer-
den. 

Das ist einfach die gedruckte, geschriebene, kolpor-
tierte Unwahrheit. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 
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Bundesminister Dr. Schneider 
Ja, meine Damen und Herren, was ist denn wahr? 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

Diese Bestimmung mit den 10 % ist eine Schutzbe-
stimmung für den Mieter. 

(Zurufe von der SPD) 

Und diese Bestimmung stand im früheren Regie-
rungsentwurf. Sie wurde als Schutzklausel aufge-
nommen. Wir übernehmen sie. Und jetzt dient eine 
Schutzklausel für den Mieter als Diffamierung des 
Vermieters und der CDU/CSU und der FDP-Frak-
tion. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gegen diese Verleumdungskampagne werden wir 
zu Felde ziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Man kann das Volk nicht so flagrant belügen und 
betrügen, wie es hier versucht wird. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Clemens [CDU/CSU]: Die füh

-

len sich ertappt!) 

Wenn ich kräftige Ausdrücke gebrauche, will ich 
sie auch belegen und begründen. Hier steht: 10 % 
Mietsteigerung pro Jahr. Daran ist überhaupt nicht 
gedacht. Sondern es ist an die Fälle gedacht, wo ein 
Vermieter jahrelang die gesetzlich erlaubte Ver-
gleichsmiete nicht verlangt hat. 

(Werner [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Vergleichsmiete liegt z. B. bei 5 DM. Er aber hat 
nur eine Miete von 3 DM verlangt. Nun sollte ver-
hindert werden, ihm das Recht zu geben, in einem 
Zug von 3 auf 5 DM zu erhöhen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Das wissen die doch 
ganz genau!) 

Er sollte also nicht das Recht erhalten, 2 DM auf 
einmal zu verlangen, sondern nur das Recht, 
30 Pfennige zu verlangen. Und das sind die 10%. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein Weiteres. In dem Flugblatt wird von einer 
Mieterhöhung von 15 Milliarden DM gesprochen. 
Wir haben ein geschätztes jährliches Gesamtauf-
kommen aus Vermietung von 40 Milliarden. Wenn 
diese 15 Milliarden der Wahrheit entsprächen, wie 
es im Flugblatt steht, dann hätte dies zu bedeuten, 
daß die Mieten für alle Mietwohnungen auf einen 
Schlag um 37 °Á erhöht werden müßten. So kann 
man doch das Volk nicht belügen! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Zurufe von der CDU/CSU: Und 
der nimmt einen Haufen Geld vom Mieter- 
bund! -- Dummenfang! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU — Unruhe bei der 

SPD) 

Ich will Ihnen sagen: So kann man mit der Regie-
rung nicht umspringen. 

(Werner [CDU/CSU]: Vor allem nicht mit 
der Wahrheit!) 

Sie kennen unsere sachlichen Argumente ganz 
genau. Wir wollen einen fairen sozialen und wirt

-

schaftlichen Ausgleich zwischen Mieter und Ver-
mieter. Wir wollen einen Beitrag zum sozialen Frie-
den leisten. Wir erhöhen das Wohngeld in diesem 
Jahr gegenüber dem Entwurf der alten Regierung 
um 80 Millionen DM. 

(Waltemathe [SPD]: Sie kürzen es!) 

Und wir — Bund und Länder gemeinsam — leisten 
im Jahr 1983 2,62 Milliarden DM für Wohngeld. 

(Waltemathe [SPD]: Das ist Volksverdum-
mung!) 

Und wir haben die Bauleistungen im sozialen Woh-
nungsbau beträchtlich erhöht. Wir lassen Schuld-
zinsenabzug zu. Wir verbilligen die Zinsen bei der 
Zwischenfinanzierung um 2'/ 2   %. Und wir sorgen 
mit 100 Millionen für besseren Studentenwoh-
nungsbau. Wir geben Gelder in die städtischen Ver-
dichtungsräume. Wir legen wenige Wochen nach 
Regierungsantritt eine beispiellose wohnungspoliti-
sche Leistungsbilanz vor. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren der SPD, Sie werden 
diesen Angriff 

(Waltemathe [SPD]: Gewinnen!) 

noch schwer bereuen. Der Wähler wird es Ihnen 
nicht honorieren. 

Und verehrter Herr Kollege Jahn (Marburg), ich 
bitte Sie: Trennen Sie Ihre Funktion als Mitglied 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion von 
Ihrem Amt als Präsident des Deutschen Mieterbun-
des. — Danke sehr. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP — Buh-Rufe von 

der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Abgeord-
neten Schmidt (München) das Wort. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Um Gottes wil- 
len!) 

Schmidt (München) (SPD): Ich kann Ihre Befürch-
tungen gut verstehen. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 
CSU]: Begrüßen tut er auch nicht mehr!) 

Herr Bundeswohnungsbauminister, Sie haben 
hier gesagt, Sie wollten einen fairen Ton in diese 
Diskussion bringen. Anschließend haben Sie in 
einer unvorstellbaren Art und Weise den Kollegen 
Jahn beschimpft 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das müssen ge- 
rade Sie sagen!) 

und ihm nicht einmal die Möglichkeit gegeben, 
durch eine Zwischenfrage etwas zurechtzurücken. 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Er kann doch selber reden, er kann 

sich doch zu Wort melden!) 

Ich halte das für einen symptomatischen Ausdruck 
des Umgangs dieser neuen Rechtskoalition mit ein- 
zelnen Mitgliedern dieses Parlaments, und ich 
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Schmidt (München) 

weise namens der SPD-Fraktion die Angriffe auf 
den Kollegen Jahn mit Entschiedenheit zurück. 

(Beifall bei der SPD — Anhaltende leb- 
hafte Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Bundesjustizminister hat sich hier bemüht, 
im Tone eines Weihnachtsmannes eine Weihnachts-
botschaft zu verlesen. Dies kann allerdings nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß er hier nicht als 
Weihnachtsmann, sondern als Knecht Ruprecht 
aufgetreten ist, der die Mieter in den Sack stecken 
will. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wie geht es 
Ihren Reitpferden?) 

Wir betonen noch einmal: Dieser Entwurf, den Sie 
heute hier vorgelegt haben, wird katastrophale Aus-
wirkungen auf etwa 40 Millionen Mieter in diesem 
Lande haben. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Totaler 
Quatsch, was Sie da erzählen!) 

Und es ist symptomatisch, daß Sie diesen Gesetz-
entwurf in einer Art und Weise durchgepeitscht ha-
ben, wie sie früher in diesem Bundestag nie üblich 
war. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Clemens 
[CDU/CSU]: 27. Mai dieses Jahres!) 

Die Mitglieder der Rechtskoalition im Rechtsaus-
schuß haben es nicht für notwendig befunden, auf 
Änderungsanträge, auf Vorhaltungen zu reagieren, 
sondern ihnen ist nur eines eingefallen, 

(Clemens [CDU/CSU]: Filibustert haben 
Sie!) 

nämlich zu sagen: wir haben die Mehrheit! Sie ha-
ben in jedem Falle die Abstimmungsguillotine in 
Gang gesetzt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sie haben doch 
reichlich Zeit gehabt! — Clemens [CDU/ 
CSU]: Ihr habt doch nur Obstruktion ge- 
macht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Sie haben uns in keinem einzigen Fall die Möglich-
keit gegeben, uns mit Ihnen auseinanderzusetzen. 
Daß Sie davor Angst hatten 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Ausgerechnet vor 
Ihnen Angst!) 

und daß Sie uns auch nicht die Möglichkeit gegeben 
haben, die Ergebnisse des Hearings auszuwerten, 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Stimmt doch gar 
nicht! Das Protokoll lag doch vor! Sie sagen 

nicht die Wahrheit!) 

dafür habe ich allerdings viel Verständnis. Denn 
das Hearing ist so ausgefallen, daß es unseren Vor-
stellungen recht gibt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie können soviel Kreide fressen, wie Sie wollen, es 
ändert nichts daran: Dies ist kein Entwurf zur Er- 
höhung des Angebots an Mietwohnungen, dies ist 

ein Entwurf zur Ausplünderung und Rechtlosstel-
lung von Mietern. 

(Beifall bei der SPD — Lebhafter Wider

-

spruch bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Klein (München)? 

Schmidt (München) (SPD): Ich will mich hier ge-
nauso verhalten wie der Bundesjustizminister, der 
keine Frage zugelassen hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Klein, weil Sie mein Gegenkandi-
dat sind, mache ich für Sie eine Ausnahme. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Klein 
(München) zu einer Zwischenfrage. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Er nimmt Ihnen 
das nächste Mal das Mandat auch wieder 

ab!) 

Schmidt (München) (SPD): Herr Kollege Waigel, 
wenn das zulässig wäre, würde ich Ihnen von hier 
aus eine Wette anbieten. 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, ich 
habe im Einvernehmen mit Ihnen dem Abgeordne-
ten Klein (München) das Wort gegeben. 

Klein (München) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Schmidt, ist mein Eindruck richtig, 

(Waltemathe [SPD]: Nein!) 

daß Sie diese 40 Millionen Mieter mit Hilfe einer 
Sprache, bei der Sie als Staatsanwalt von Guillotine 
sprechen, zu SPD-Wählern machen mochten? 

Schmidt (München) (SPD): Daran, Herr Kollege 
Klein, gibt es keinen Zweifel. Und wenn die Mieter 
nach ihren Interessen stimmen würden, gäbe es für 
sie überhaupt keine andere Wahl als die SPD. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Im übrigen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, möchte ich Ihnen auch noch etwas sagen, 
damit Sie nicht den Eindruck haben, nur die Mieter, 
die Gewerkschaften und die SPD protestierten ge-
gen Ihren Kurs oder auch gegen die Art und Weise, 
wie Sie das Gesetz durchgepeitscht haben, gegen 
die Schluderarbeit, die Sie da geleistet haben. Der 
Vorstandsvorsitzende des Gesamtverbandes Ge-
meinnütziger Wohnungsunternehmen, Helmut Tep-
per — die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
sind ja die mit dem größten Wohnungsbestand in 
der Bundesrepublik —, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Clemens 
[CDU/CSU]: Wo die Neue Heimat Mitglied 
ist! Das ist richtig! Endlich sind wir beim 

Thema!) 
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Schmidt (München) 

hat heute in einem SZ-Interview gesagt, daß dieses 
Gesetz mit einer verdammt heißen Nadel genäht 
wurde. Dem können wir nur zustimmen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Das wundert mich 
nicht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, darf 
ich Sie einen Augenblick unterbrechen? Meine Da-
men und Herren, ich glaube, wir täten uns allen 
einen Gefallen, wenn wir diese Debatte in Ruhe zu 
Ende führen würden. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das fällt mir bei 
dem Redner sehr schwer!) 

Schmidt (München) (SPD): Das glaube ich Ihnen 
gern. Herr Kollege Klein, wenn Sie jetzt ein Votum 
gegen die Münchner Mieter abgeben werden, dann 
wird es Ihnen schwerfallen. Darum hören Sie auch 
nicht gern, was ich hier sage. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sind Sie nicht für 
das ganze Volk verantwortlich?) 

Ich möchte Ihnen folgendes sagen. Ihnen geht es 
im Grunde nicht um eine Erhöhung des Angebots 
an Mietwohungen, Ihnen geht es um eine Umver-
teilung von vielen Milliarden DM von Millionen von 
Mietern auf die Hauseigentümer. 

(Beifall bei der SPD — Clemens [CDU/ 
CSU]: Sprechen Sie doch einmal sachlich! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Im übrigen erwecken Sie einen völlig falschen Ein-
durck. Sie tun so, als ob von diesem Gesetz auch nur 
der geringste Investitionsimpuls ausgehen würde. 
Das Hearing hat uns darin bestätigt, daß dies nicht 
stimmt. 

(Clemens [CDU/CSU]: Herr Dr. Rußig, von 
Ihnen persönlich geladen!) 

— Gerade der Herr Dr. Rußig hat erklärt: Davon 
geht kein Investitionsimpuls aus. 

Im übrigen wollen Sie den Wohnungsbau angeb-
lich mit einer Zwangsanleihe finanzieren. 

(Clemens [CDU/CSU]: Was hat das denn 
mit dem Mietrecht zu tun?) 

Diese Zwangsanleihe ist nach dem Hearing, das wir 
im Rechtsausschuß durchgeführt haben, eindeutig 
verfassungswidrig. 

Sie täuschen also in zweifacher Weise. Sie geben 
diese Zwangsanleihe als sozialen Ausgleich dafür 
aus, daß Sie den kleinen Leuten eine Menge weg-
nehmen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Was hat das mit 
dem Mietrecht zu tun?) 

Die Zwangsanleihe wird nicht kommen, weil sie 
verfassungswidrig ist, und die Zwangsanleihe wird 
nicht zur Finanzierung dienen können. 

Sie wollen die Staffelmiete einführen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Das wollten Sie 
auch schon mal!) 

Zugegebenermaßen haben wir Sozialdemokraten 
damals unserem Koalitionspartner die Staffelmiete 
für Neubauten zugestanden. 

(Clemens [CDU/CSU]: Haben Sie im 
Rechtsausschuß nicht dafür gestimmt? — 
Dr.  Möller [CDU/CSU]: Das war von Hel- 
mut Schmidt vorgeschlagen! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Regierungserklä

-

rung 1980!) 

Wir waren der Meinung, daß dies dann, wenn es für 
Neubauten ist, weniger schädlich ist, als wenn das 
insgesamt eingeführt wird. 

(Clemens [CDU/CSU]: Jetzt kommen Sie 
schon wieder ins Schleudern!) 

Die enttäuschte Reaktion aller, die an der Staffel-
miete interessiert sind, hat deutlich gemacht, daß 
die Interessenten nicht an der Einführung der Staf-
felmiete für Neubauten, sondern nur an der Staffel-
miete für den Bestand interessiert waren. 

Für die Bewertung zitiere ich noch einmal aus 
dem Interview mit Helmut Tepper. Es heißt dort: 

Vor dem Hintergrund der unsicheren Einkom-
menssituation der privaten Haushalte ist auch 
die geplante Zulassung von Staffelmietverträ-
gen ein falsches Instrument der Wohnungspoli-
tik. Wie die Erfahrungen im sozialen Woh-
nungsbau mit degressiv gestaffelten Aufwen-
dungsdarlehen gezeigt hätten, könne es leicht 
dazu kommen, daß die Mieter bei im voraus 
festgelegten Mietsprüngen den Vertragsanfor-
derungen letztlich nicht gewachsen sind. Ange-
sichts einer Wirtschaftsentwicklung, in der 
reale Einkommenssteigerungen ohnehin kaum 
zu erwarten seien, würden in Staffelmieten nur 
Inflationsraten vorgeschrieben. 

Genau dies werden Sie auch tun. 

Ich werfe Ihnen ausdrücklich vor, daß Sie uns im 
Rechtsausschuß nicht die Möglichkeit gegeben ha-
ben, 

(Clemens [CDU/CSU]: Sie haben da doch 
ununterbrochen geredet!) 

nach Mehrheitsabstimmungen auch nur mit einem 
Ihrer beiden zuständigen Minister zu reden. Heute 
werden die beiden Minister in München eine Art 
Zirkusvorstellung geben, in der sie eine Illusions-
nummer aufführen; sie werden nämlich vor dem 
Münchner Stadtrat zu einem Hearing antreten. Da 
Sie heute das Gesetz verabschieden, kommt mir das 
Ganze so vor, als ob die zwei, die erst ein Kind in 
den Brunnen geworfen haben, später den Chor der 
Klageweiber anführen. 

(Beifall bei der SPD — Clemens [CDU/ 
CSU]: Einmal könnten Sie ein bißchen zur 
Sache sprechen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Einer der gravierendsten Vorwürfe, die wir erhe-
ben, ist — und das ist für Ihre Art und Weise 
bezeichnend, hier ein Gesetz zu machen —, daß Sie 
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den Mietwucher für die Zukunft praktisch nicht 
mehr für strafbar erklären. 

(Clemens [CDU/CSU]: Das ist eine Lüge! — 
Waltemathe [SPD]: Was? Herr Präsident!) 

Wir haben im Hearing einen Staatsanwalt gehört, 
der alle Verfahren in Stuttgart ausgewertet hat. 

(Waltemathe [SPD]: So ist das! Das ist die 
Wahrheit!) 

Dieser hat uns wortwörtlich gesagt: Nach dieser 
Formulierung ist der Mietwucher nicht mehr straf-
bar. Ich möchte einmal wissen, für wen Sie hier 
Politik machen, wenn Sie ein Interesse daran ha-
ben, daß der Mietwucher nicht mehr bestraft wer-
den kann. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Waigel [CDU/ 
CSU]: Für das Gemeinwohl! — Weitere Zu- 

rufe von der CDU/CSU) 

— Diesen Zwischenruf nehme ich gerne auf. Wenn 
der Mietwucherer das Gemeinwohl in Ihrem Sinne 
verkörpert, ist deutlich und klar, was Sie eigentlich 
wollen! 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Das ist die geistig-moralische Runderneue

-

rung! — Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das ist 
eine Unterstellung! Daran glauben Sie 

doch selber nicht! Miese Polemik!) 

Da wir wissen, daß von diesem Gesetzentwurf 
kein Impuls für den Wohnungsbau ausgeht, da wir 
wissen, daß es andere Gründe haben muß, und 
wenn wir uns dann überlegen, welch drastische 
Mieterhöhungen Sie ins Auge fassen, wie Sie zu-
sätzlich auch noch im Bereich des Wohngelds — vor 
allen Dingen für diejenigen, die am meisten betrof-
fen sind — Kürzungen vornehmen, muß ich hier 
eindeutig feststellen: Dieser Tag ist für die Mieter 
in diesem Lande nicht nur ein schwarzer Freitag, 
sondern eine Katastrophe! 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Ihre Rede ist eine Katastrophe!) 

Wir haben angesichts des Verhaltens, das Sie im 
Rechtsausschuß an den Tag gelegt haben, und an-
gesichts des Verhaltens, das Sie auch hier an den 
Tag legen, längst eingesehen, daß es völlig sinnlos 
ist, Sie aufzufordern, diesen Entwurf zurückzuzie-
hen. Ich sage Ihnen nur eines: Wir fordern alle Mie-
ter auf, uneingeschränkt zu prüfen, für wen hier ein 
Gesetz gemacht wird. Hier wird ein Gesetz gegen 
die Interessen der Mieter gemacht, 

(Zustimmung bei der SPD) 

und ich möchte alle Mieter auffordern, daraus am 
6. März auch die Konsequenzen zu ziehen. 

(Clemens [CDU/CSU]: Das ist Ihr wahrer 
Grund! Was Sie machen, ist nur Wahl

-

kampf, nichts anderes! Kein sachlicher 
Beitrag! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Wenn Sie nicht schreien würden wie ein balzen-
der Auerhahn, Herr Kollege Clemens, könnte ich 
Ihnen gelegentlich auch antworten. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen auch, warum diese Aufforderung: 
weil Mieter dieses Gesetz nur dadurch wieder auf-
heben lassen können, daß sie am 6. März SPD wäh-
len. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Und sowas wollte Oberbürgermeister 
werden! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Vizepräsident Windelen: Ich erteile dem Abgeord-
neten Schöfberger das Wort. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt kommt die 
ganze Elite! — Weitere Zurufe) 

Dr. Schöfberger (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Herr Bundesjustizminister 
hat von diesem Pult aus mit dem Brustton der 
Überzeugung behauptet, der Kündigungsschutz des 
sozialen Mietrechts bleibe unangetastet. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es!) 

Der Herr Minister hat offenbar die Begründung des 
Entwurfs und den Gesetzesvorschlag nicht gelesen. 
Ich zitiere wörtlich: 

Durch die Vorschrift wird 

— das gilt für den Zeitmietvertrag — 

ferner eine Verlängerung des Mietverhältnis-
ses aufgrund der Sozialklausel ausgeschlossen. 
... Aus den gleichen Gründen werden auch die 
Vorschriften über die Räumungsfrist ... ausge-
schlossen. 

(Helmrich [CDU/CSU]: Beim Zeitmietver-
trag, nicht bei allen Mietverträgen!) 

— Beim Zeitmietvertrag! Wenn dies keine Ein-
schränkung des Kündigungsschutzrechts nach dem 
sozialen Mietrecht ist, weiß ich nicht mehr, wie 
man das sonst noch nennen kann. Dies ist ein Rück-
schritt nicht hinter 1971, sondern in die Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuches, 

(Zustimmung bei der SPD) 

wo es noch keine Sozialklausel und keinen Räu-
mungsschutz gegeben hat. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Herr Schöfberger, das glauben Sie 
selber nicht! — Clemens [CDU/CSU]: Ist 
das die Meinung der SPD oder Ihre eige-

ne?) 

Im übrigen möchte ich den Herrn Bundesmini-
ster fragen, ob nicht eine Kappungsgrenze von 30 % 
nach aller bisherigen Erfahrung auch als Zug-
grenze für die Erhöhung von Mieten wirkt. Wer 
Mieterhöhungen bis zu 30% nicht nur zuläßt, son-
dern sogar gesetzlich vorschreibt, bringt über Mil-
lionen — — 

(Clemens  [CDU/CSU]: Und Sie haben zuge-
stimmt!) 
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— Nein, ich habe nicht zugestimmt! 

(Clemens [CDU/CSU]: Aber Ihre ganzen 
Genossen!) 

Lesen Sie bitte meine persönliche Erklärung aus 
dem Protokoll vom 27. Mai 1982! Ich habe bei dem 
damaligen Gesetz mit Nein gestimmt und habe, 
wenn ich hier heute meine Meinung vortrage, kei-
nerlei Identitätsschwierigkeiten. 

(Clemens [CDU/CSU]: Und im Rechtsaus

-

schuß?) 

Darf ich Ihnen im Anschluß an meine Rede meine 
persönliche Erklärung vom 27. Mai überreichen? 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Helm-
rich möchte Ihnen eine Zwischenfrage stellen. Sind 
Sie damit einverstanden? 

Dr. Schöfberger (SPD): Ja. 

Helmrich (CDU/CSU): Herr Kollege Schöfberger, 
sind Sie mit mir der Meinung, daß es sehr wohl 
einen Unterschied macht, ob ich von vornherein 
einen Zeitmietvertrag, begrenzt auf ein oder zwei 
Jahre, abschließe oder ob ich einen Mietvertrag auf 
unbegrenzte Dauer abschließe? Und sind Sie wei-
terhin mit mir der Meinung, daß das im Sinne des 
Gleichheitssatzes keine vergleichbaren Tatbe-
stände sind und es von daher auch gerechtfertigt 
ist, was den Kündigungsschutz betrifft, beide Fälle 
unterschiedlich zu behandeln? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Schöfberger (SPD): Herr Kollege Helmrich, ich 
habe die Zeitmiete nicht zu vertreten. Sie ist nicht 
meine Erfindung. Aber wenn Sie selbst bei einem 
Zeitmietvertrag und bei nach Abschluß des Vertra-
ges eintretenden persönlichen Umständen des Mie-
ters einen Gebrechlichen, einen Schwerkranken 
oder alte Menschen ins Obdachlosenheim treiben, 
ohne Sozialklausel und ohne jeden Räumungs-
schutz, dann steht das in Ihrer christlichen Verant-
wortung als christlicher Politiker und nicht in mei-
ner. 

(Beifall bei der SPD — Anhaltende Unru

-

he) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter, darf 
ich Sie einen Augenblick unterbrechen. 

Meine Damen und Herren, die Unruhe in diesem 
Saal ist so groß, daß eine ordnungsgemäße Abwick-
lung der Sitzung nicht mehr möglich ist. 

(Fortgesetzte Unruhe) 
— Ich darf Sie bitten, Ihre Plätze einzunehmen und 
die Gespräche im Saal zu unterlassen. 

Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 
(Beifall bei der SPD — Abg. Helmrich 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer weiteren 

Zwischenfrage) 

Dr. Schöfberger (SPD): Nein, Herr Kollege Helm-
rich, ich habe nur noch drei Minuten. Ich bitte um 
Entschuldigung. 

Wer es also zuläßt, daß Mieten in den nächsten 
drei Jahren, Kaltmieten wohlgemerkt, bis zu 30 
steigen dürfen, Bruttomieten also bis zu 50 %, der 
bringt nicht nur Leid und Sorgen über Millionen 
von Mitbürgern, der höhlt auch das soziale Miet-
recht aus und der läßt bestenfalls den allgemeinen 
Kündigungsschutz als Fassade in der Landschaft 
stehen. Denn was nützt den Mietern der beste Kün-
digungsschutz, wenn sie nicht mehr die Kraft ha-
ben, die Mieterhöhungen mitzumachen und die ver-
langte Miete zu zahlen, und aus diesem Grund die 
Wohnung selber verlassen müssen? 

(Beifall bei der SPD) 

Sie machen mit diesem Gesetz die Schleusen für 
die größte und höchste Mietpreiswelle auf, die seit 
dem Zweiten Weltkrieg durch das Land gehen 
wird. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Ist das das Niveau 
eines Münchner Anwalts?) 

— Jawohl, das sage ich als Münchner Anwalt, der 
jede Woche die Folgen Ihrer Politik in seiner Kanz-
lei zusammen mit den Sozien auszubaden hat. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Es wäre besser gewesen, wenn Sie sich endlich 
den explodierenden Bodenpreisen in dieser Repu-
blik zugewendet hätten. 

(Beifall bei der SPD) 

In Artikel 168 Abs. 2 der bayerischen Verfassung 
steht ein wesentlicher Verfassungsauftrag, den ich 
Ihnen gern anempfehlen möchte. Dort heißt es: 
„Steigerungen des Bodenwertes, die ohne Arbeits-
und Kapitalaufwand des Eigentümers entstehen, 
sind abzuschöpfen und der Allgemeinheit nutzbar 
zu machen." 

(Beifall bei der SPD) 

Sie machen daraus folgenden Grundsatz: „Beschei-
dene Einkommensverbesserungen der Arbeitneh-
mer, der Beamten und der Rentner, die nicht ohne-
hin durch Preissteigerungsraten aufgezehrt wer-
den, sind abzuschöpfen und den Vermietern nutz-
bar zu machen." 

Ihr besonderer Einsatz für die Mietwucherer in 
diesem Lande ist skandalös: Sie haben die Straf-
barkeitsgrenze so weit zurückgenommen, daß nie-
mand mehr wegen Mietwuchers bestraft werden 
kann. Dieser Ihr Einsatz für den Mietwucher ist ein 
deutliches Zeichen für „christliche" Verantwortung. 

(Helmrich [CDU/CSU]: Die Mietwucher-
vorschrift ist überhaupt nicht geändert!) 

Um noch mit einem Satz auf unsere Änderungs-
anträge zu sprechen zu kommen: Wir haben — das 
sage ich vor allem an die Adresse der Münchner 
CSU-Abgeordneten — alle Änderungsanträge des 
Oberbürgermeisters Kiesl — CSU — und der Stadt-
ratsmehrheit in München — CSU — hier als An-
träge eingebracht. Wir haben sie auch im Rechts-
ausschuß eingebracht. Wir werden mit Interesse 
verfolgen, wie sich die Münchener Abgeordneten 
gegenüber den Anträgen ihres eigenen Oberbürger-
meisters und ihrer Stadtratsfraktion heute hier ver-
halten. Das wird im Interesse der Wahrheit und der 
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Klarheit in unserer Demokratie in München auch 
transparent gemacht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie dürfen sich darauf verlassen: Mit dem heutigen 
Freitag geht die Roßtäuscherei der CSU zu Ende, in 
München für die Mieter einzutreten und hier das 
soziale Mietrecht aus den Angeln zu heben. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Dr. 
Waigel [CDU/CSU]) 

Damit das allen Mietern in den Großstädten, al-
len Mietern im Lande, Herr Kollege Waigel, doku-
mentarisch klar wird, beantrage ich im Auftrag und 
im Namen meiner Fraktion namentliche Abstim-
mung. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Meine Damen und Her-
ren, im Namen der Fraktion der SPD ist namentli-
che Abstimmung beantragt. Ich gehe davon aus, 
daß sich dies auf die Schlußabstimmung bezieht. 
Ich komme dann bei der Schlußabstimmung in drit-
ter Lesung auf diesen Antrag zurück. 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 
Ehe ich fortfahre, bitte ich Sie, Ihre Plätze einzu-
nehmen. Sie schaden sich selbst, wenn Sie die Bera-
tung weiter verzögern. 

(Anhaltende große Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, ich werde in der Ab-
stimmung nicht fortfahren, bis Sie nicht Ihre Plätze 
eingenommen haben. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 1 bis 3 mit der vom Ausschuß 
angenommenen Änderung auf. Wer den aufgerufe-
nen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Wer enthält sich der Stimme? — Die aufgerufe-
nen Vorschriften sind gegen die Stimmen der SPD-
Fraktion angenommen. 

Ich rufe Ziffer 2 des Änderungsantrags der Frak-
tion der SPD auf Drucksache 9/2277 auf. Es wird 
beantragt, in Art. 1 nach Nr. 3 eine neue Nr. 3 a ein-
zufügen. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich der Stimme? — Es gibt im Präsi-
dium kein Einvernehmen über die Mehrheitsver-
hältnisse. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Ich wiederhole die einfache Abstimmung: Ich bitte 
noch einmal um das Handzeichen derer, die zuzu-
stimmen wünschen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich der Stimme? — Der Änderungsan-
trag ist gegen die Stimmen der SPD-Fraktion und 
gegen wenige Stimmen aus der FDP-Fraktion abge-
lehnt. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 4 und 5 auf. Wer den aufgerufe-
nen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Stimmenthaltungen? — Die aufgerufenen Vor-
schriften sind mit dem gleichen Stimmenverhältnis 
angenommen worden. 

Ich rufe nunmehr Ziffer 3 des Änderungsantra-
ges der Fraktion der SPD auf Drucksache 9/2277 
auf. Es wird beantragt, in Art. 1 nach Nr. 5 eine neue 
Nr. 6 einzufügen. Wer dem zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Wer enthält sich der Stimme? — Der Änderungs-
antrag ist mit der gleichen Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe Art. 2 und Art. 3 Nr. 1 bis 5 mit den vom 
Ausschuß empfohlenen Änderungen auf. Wer den 
aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — Die 
aufgerufenen Vorschriften sind mit Mehrheit gegen 
die Stimmen der SPD und wenige Stimmen aus der 
FDP-Fraktion angenommen. 

(Zurufe: Fraktionslose!) 

— Meine Damen und Herren, ich werde darauf hin-
gewiesen, daß jene, die aus dem Block der FDP mit 
der SPD-Fraktion gestimmt haben, der Fraktion 
der FDP nicht mehr angehören. Ich gebe dies zu 
Protokoll. Das ist für den Präsidenten nicht leicht 
zu übersehen. 

Ich rufe Art. 4 bis 6 sowie die Einleitung mit den 
vom Ausschuß empfohlenen Änderungen auf. Wer 
den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Die aufgerufenen Vorschriften sind mit dem glei-
chen Mehrheitsverhältnis wie bei den vorhergehen-
den Abstimmungen angenommen. 

Ich rufe Ziffer 1 des Änderungsantrags der Frak-
tion der SPD Drucksache 9/2277 auf. Es wird eine 
Neufassung der Überschrift des Gesetzes bean-
tragt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer ent-
hält sich der Stimme? — Der Änderungsantrag ist 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe Ziffer 4 des Änderungsantrags der Frak-
tion der SPD auf Drucksache 9/2277 auf. Hier wird 
beantragt, in Art. 3 nach Nr. 5 eine neue Nr. 6 anzu-
fügen. Der Direktor weist mich darauf hin, daß ich 
darüber noch nicht habe abstimmen lassen. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Der Ände-
rungsantrag ist abgelehnt. 

Wer der Überschrift in der Fassung des Gesetz-
entwurfs zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Die Überschrift ist damit in dieser Fassung 
mit Mehrheit angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Hierzu 
hat die SPD-Fraktion gemäß § 52 unserer Ge-
schäftsordnung namentliche Abstimmung verlangt. 
Ich eröffne die namentliche Abstimmung. — 
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Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen mittei-

len, daß nach Abschluß der namentlichen Abstim-
mung zu diesem Gesetzentwurf noch über einen 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD abge-
stimmt werden wird. Darüber hinaus liegen noch 
einige Zusatzpunkte zur Tagesordnung vor, die al-
lerdings nach meiner Information nicht kontrovers 
sind. 

Meine Damen und Herren, darf ich fragen, ob ein 
Mitglied des Hauses seine Stimme noch nicht abge-
geben hat. — Dies ist offenbar nicht der Fall. Dann 
schließe ich hiermit die Abstimmung. Wir beginnen 
mit der Auszählung. —*) 

Zu dem Gesetzentwurf, über den wir jetzt ab-
schließend abgestimmt haben, liegt noch ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion der SPD vor. Wenn 
die Fraktionen damit einverstanden wären, ließe 
ich jetzt schon über diesen Entschließungsantrag 
abstimmen. Erhebt sich dagegen Widerspruch? — 
Dann  bitte ich Sie, die Plätze einzunehmen, weil es 
sonst für das Präsidium unmöglich ist, die Mehr-
heitsverhältnisse festzustellen. 

Zu dem Gesetz zur Erhöhung des Angebots an 
Mietwohnungen liegt ein Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 9/2278 vor. Ich 
frage Sie, ob das Wort zur Begründung des Antrags 
gewünscht wird. 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

— Das ist nicht der Fall. Wir kommen damit zur 
Abstimmung. Wer dem Entschließungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Danke schön. Die Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Der Entschließungsantrag ist mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Wenn Sie einverstanden wären, könnten wir jetzt 
auch schon die Zusatztagesordnungspunkte behan-
deln. Wird dem widersprochen? 

(Zurufe: Nein!) 

— Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe Zusatzpunkt 2 zur Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Zucker-
steuergesetzes 
— Drucksache 9/2035 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 9/2252 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Meyer zu Bentrup 

(Erste Beratung 125. Sitzung) 

Wünscht der Berichterstatter das  Wort?  — Das ist 
nicht der Fall. 

Wird das Wort zur Aussprache gewünscht? — 
Auch das ist nicht der Fall. 

*) Ergebnis siehe S. 8548. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab-
stimmung. Ich rufe Art. 1 bis 5 mit der vom Aus-
schuß empfohlenen Änderung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Wer enthält sich der Stimme? — Die aufge-
rufenen Vorschriften sind damit einstimmig ange-
nommen. Damit ist die zweite Beratung abgeschlos-
sen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich der Stimme? — Das Gesetz ist 
damit einstimmig angenommen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 3 zur Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Ausübung der Zahnheilkunde 
— Drucksache 9/1987 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 
— Drucksache 9/2235 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dolata 

(Erste Beratung 123. Sitzung) 

Der Berichterstatter muß eine kurze Berichti-
gung anbringen. Er erhält dazu das Wort. 

Dolata (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Zusammenstellung in dem Bericht 
des 13. Ausschusses muß ergänzt werden um die 
Anlage zu § 2 Abs. 1 Satz 2 und die Anlage zu § 3 
Abs. 1 Satz 2, beide ausgedruckt in der Drucksache 
9/1987 auf den Seiten 9 und 10 im Gesetzentwurf. 
Beide Anlagen sind in der vom Ausschußvorsitzen-
den und vom Berichterstatter unterzeichneten Ori-
ginalfassung der Beschlußempfehlung enthalten, 
versehentlich aber nicht in der Ihnen heute vorlie-
genden Vorlage ausgedruckt. 

Ich bitte darum, dieses Gesetz in der Fassung der 
Beschlußempfehlung des Ausschusses anzuneh-
men. — Danke schön. 

(Beifall) 

Vizepräsident Windelen: Darf ich davon ausgehen, 
daß Sie diesem Vorschlag zustimmen? — 

(Zurufe: Ja!) 

— Dann beraten wir jetzt auf der Grundlage der 
berichtigten Fassung der Vorlage. 

Das Wort zur Beratung wird nicht gewünscht? — 
Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Ich rufe die Art. 1 bis 5 in der Ausschußfas-
sung, ergänzt durch die Berichtigung, die Sie eben 
angenommen haben, auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
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Wer enthält sich der Stimme? — Bei einer Stimm-
enthaltung sind die aufgerufenen Vorschriften an-
genommen. Damit ist die zweite Beratung geschlos-
sen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Wer 
enthält sich der Stimme? — Das Gesetz ist bei einer 
Stimmenthaltung angenommen. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Beschlußempfehlung des Ausschusses abzustim-
men. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
9/2235 unter Ziffer 2 die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer der Entschließung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Die Beschlußempfehlung des Ausschusses ist da-
mit einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 4 zur Tagesordnung 
auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkom-
men vom 8. Oktober 1970 zur gegenseitigen 
Anerkennung von Inspektionen betreffend 
die Herstellung pharmazeutischer Produkte 
(Gesetz zur Pharmazeutischen Inspektions

-

Convention — PIC) 
— Drucksache 9/1901 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 
— Drucksache 9/2236 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Marschall 

(Erste Beratung 111. Sitzung) 

Wünscht der Berichterstatter das Wort? — Das ist 
nicht der Fall. Wird das Wort zur Aussprache ge-
wünscht? — Auch dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Schlußab-
stimmung. Ich rufe die Art. 1 bis 3 sowie Einleitung 
und Überschrift auf. Die Abstimmung hierüber wird 
mit der Schlußabstimmung verbunden. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Wer 
enthält sich der Stimme'? — Das Gesetz ist damit 
einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Beschlußempfehlung des Ausschusses abzustim-
men. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
9/2236 unter Ziffer 2 die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Die Beschlußempfehlung des Ausschusses ist da-
mit einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, inzwischen liegt mir 
das Ergebnis der namentlichen Abstimmung über 
das Gesetz zur Erhöhung des Angebots an Miet-

wohnungen — Drucksachen 9/2079 und 9/2248 — 
vor. Von den voll stimmberechtigten Mitgliedern 
des Hauses haben 449 ihre Stimme abgegeben. Es 
war keine ungültige Stimme dabei. Mit Ja haben 
gestimmt: 247. Mit Nein haben gestimmt: 199. 3 Ab-
geordnete haben sich der Stimme enthalten. 

(Zuruf von der SPD: Keine Kanzlermehr- 
heit!) 

19 Berliner Abgeordnete haben ihre Stimme abge-
geben. Alle Stimmen waren gültig. Mit Ja haben 
gestimmt: 10. Mit Nein haben gestimmt: 9. Enthal-
ten hat sich keiner. 

Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 449 und 19 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 	247 und 10 Berliner Abgeordnete 

nein: 	199 und 9 Berliner Abgeordnete 

enthalten: 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Dr. van Aerssen 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Austermann 
Dr. Barzel 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Benedix-Engler 
Berger (Lahnstein) 
Biehle 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Borchert 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstens (Emstek) 
Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dallmeyer 
Daweke 
Deres 
Dörflinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Dr. Faltlhauser 
Feinendegen 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Franke 
Dr. Friedmann 
Funk (Gutenzell) 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geier 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 

Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Götz 
Günther 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Hanz (Dahlen) 
Hartmann 
Hauser (Bonn- 

Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
von der Heydt Freiherr 

von Massenbach 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Dr. Klein (Göttingen) 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Köster 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
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Dr. Laufs 
Lemmrich 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Lenzer 
Link 
Linsmeier 
Lintner 
Löher 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Magin 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Metz 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Neuhaus 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Dr. Pinger 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Prangenberg 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schmitz (Baesweiler) 
Dr. Schneider 
Freiherr von Schorlemer 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schröder (Lüneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Dr. Schulte (Schwäbisch 

Gmünd) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seiters 
Sick 
Dr. Freiherr Spies von 

Büllesheim 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Unland 

Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Volmer 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Bahner 
Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Dr. Hackel 
Kalisch 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Frau von Braun-Stützer 
Bredehorn 
Cronenberg 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gärtner 
Gallus 
Gattermann 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Holsteg 
Jung (Kandel) 
Kleinert 
Dr. Graf Lambsdorff 
Merker 
Möllemann 
Neuhausen 
Frau Noth 
Paintner 
Popp 
Rentrop 
Dr. Riemer 
Rösch 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Schmidt (Kempten) 
Timm 
Dr. Vohrer 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Dr. Zumpfort 
Zywietz 

Berliner Abgeordneter 

Hoppe 

Nein 
SPD 
Dr. Ahrens 
Amling 
Antretter 
Auch 
Bamberg 
Dr. Bardens 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Biermann 
Bindig 
Frau Blunck 
Börnsen 
Brandt (Grolsheim) 
Brück 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-

Gmelin 
Daubertshäuser 
Dreßler 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Frau Erler 
Esters 
Ewen 
Feile 
Fiebig 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Dr. Geßner 
Gilges 
Ginnuttis 
Glombig 
Gnädinger 
Gobrecht 
Grobecker 
Dr. Haack 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haehser 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herberholz 
Herterich 
Heyenn 
Hoffmann (Saarbrücken) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann 
Kiehm 
Kirschner 
Klein (Dieburg) 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kreutzmann 
Dr. Kübler 
Kühbacher 
Kuhlwein 

Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Leuschner 
Liedtke 
Dr. Linde 
Lutz 
Mahne 
Marschall 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Matthöfer 
Meinike (Oberhausen) 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Möhring 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Neumann (Stelle) 
Dr. Nöbel 
Oostergetelo 
Dr. Osswald 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter (Kassel) 
Polkehn 
Poß 
Purps 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Rayer 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rohde 
Rosenthal 
Roth 
Sander 
Dr. Schachtschabel 
Schäfer (Offenburg) 
Schätz 
Dr. Scheer 
Schirmer 
Schlaga 
Schlatter 
Schluckebier 
Frau Schmedt (Lengerich) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiber (Solingen) 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Dr. Steger 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Stöckl 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
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Thüsing 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Topmann 
Frau Traupe 
Dr. Ueberschär 
Urbaniak 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Vosen 
Wallow 
Waltemathe 
Walther 
Wehner 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Eggenfelden) 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 

Wuttke 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

Berliner Abgeordnete 

Bühling 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dr. Dübber 
Egert 
Hitzigrath 
Frau Luuk 
Männing 
Dr. Mitzscherling 
Wartenberg (Berlin) 

fraktionslos 

Coppik 
Hansen 
Hölscher 
Frau Schuchardt 

Enthalten 
FDP 
Frau Dr. Engel 
Frau Fromm 
Frau Dr. Hamm-Brücher 

Damit ist das Gesetz zur Erhöhung des Angebots 
an Mietwohnungen mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 5 zur Tagesordnung 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 
zu dem Entschließungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU zur Beratung des Agrarbe-
richts 1982 der Bundesregierung 
— Drucksachen 9/1492, 9/2253 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Müller (Schweinfurt) 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 9/2253 die Annahme 
einer Entschließung. Wer dem zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Bei einer Gegenstimme 
ist die Entschließung angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 zur Tagesordnung 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit (13. Ausschuß) zu dem 
Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Waffenschmidt, Dr. Dregger, Dr. Schnei-
der, Schwarz, Hauser (Krefeld), Kroll-Schlü-
ter, Herkenrath, Magin, Dörflinger, Deres, 
Dr.-Ing. Kansy, Bohl, Dr. Meyer zu Bentrup, 
Dr. Möller, Dr. Schroeder (Freiburg), Braun, 
Dr. Bötsch, Dr. Miltner, Krey, Dr. von Gel-
dern, Fellner, Dr. Jentsch (Wiesbaden), Ger-
lach (Obernau), Dr. Laufs, Broll, Volmer, 
Spranger, Vogt (Düren), Müller (Wesseling), 
Dr. Jahn (Münster), Regenspurger, Dr. 
George und der Fraktion der CDU/CSU 

zur Großen Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Waffenschmidt, Dr. Schneider, Dr. Dreg-
ger, Schwarz, Sick, Braun, Dr. Möller, Her-
kenrath, Hauser (Krefeld), Kroll-Schlüter, 
Frau Karwatzki, Wimmer (Neuss), Burger, 
Müller (Wesseling), Regenspurger, Dr.-Ing. 
Kansy, Seehofer, Deres, Dörflinger, Dr. Jahn 
(Münster), Dr. Hüsch, Hanz (Dahlen), Spran-
ger, Broll, Fellner, Dr. von Geldern, Gerlach 
(Obernau), Dr. Jentsch (Wiesbaden), Krey, 
Dr. Laufs, Dr. Miltner, Volmer, Weiß, Cle-
mens, Dr. Köhler (Wolfsburg), Jung (Lör-
rach), Zierer, Magin, Bohl, Maaß, Louven, 
Dr. Schroeder (Freiburg), Hartmann, Dr. 
Faltlhauser, Sauer (Stuttgart), Kalisch, Breu-
er, Dr. Jobst, Dr. Warnke, Linsmeier, 
Dr. Schäuble, Vogt (Düren), Frau Pack, Milz, 
Frau Geiger, Tillmann, Dr. Kunz (Weiden), 
Lenzer, Frau Benedix-Engler, Müller (Wa-
dern), Jagoda, Dr. Bugl, Dr. George und der 
Fraktion der CDU/CSU 

Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
— Drucksachen 9/1304, 9/2117 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Jaunich 

Wird das Wort gewünscht? — Dies ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Aus-
schuß empfiehlt auf Drucksache 9/2117 die An-
nahme einer Entschließung. Wer dem zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Die Entschließung ist bei einer Stimmenthaltung 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 7 zur Tagesordnung 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit (13. Ausschuß) zu den Un-
terrichtungen durch die Bundesregierung 

Die Lage der Familien in der Bundesrepublik 
Deutschland 

— Dritter Familienbericht — 

Bericht der Sachverständigenkommission 
der Bundesregierung — Zusammenfassender 
Bericht  — 

sowie Stellungnahme der Bundesregierung 
zu diesem Bericht 
— Drucksachen 8/3120, 9/822, 9/1286 — 

Die  Lage der Familien in der Bundesrepublik 
Deutschland 

— Dritter Familienbericht — 
Bericht der Sachverständigenkommission 
der Bundesregierung 
— Drucksachen 8/3121, 9/822, 9/1286 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dolata 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Jugend, Familie 
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und Gesundheit auf Drucksache 9/1286 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stirn-
me? — Bei zwei Gegenstimmen ist die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 8 zur Tagesordnung 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem 

Antrag der Abgeordneten Dr. Stercken, Klein 
(München), Pfeifer, Dr. Mertes (Gerolstein), 
Dr. Schäuble, von der Heydt Freiherr von 
Massenbach, Picard, Rühe, Dr. Probst, Dr. 
Hornhues, Dr. Marx, Neuhaus, Linsmeier, 
Frau Geiger, Dr. Laufs, Lenzer, Dr. Bugl, 
Würzbach, Dr. Jobst, Löher, Freiherr von 
Schorlemer, Pohlmann, Dr. Kunz (Weiden), 
Niegel, Dr. Hüsch, Schwarz, Dr. Lenz (Berg-
straße), Magin, Dr. Olderog, Sauter (Epfen-
dorf), Sauter (Ichenhausen), Zierer, Jagoda, 
Bühler (Bruchsal), Boroffka, Dr. Rose, Spil-
ker, Sick und der Fraktion der CDU/CSU 

Kulturelle Beziehungen mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika 

Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 

Intensivierung der deutsch-amerikanischen 
Kulturbeziehungen 
— Drucksachen 9/1498, 9/1665, 9/2233 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Gansel 
von der Heydt Freiherr von Massenbach 

Das Wort wird weder von dem einen noch von 
dem anderen Berichterstatter gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 9/2233 die Annahme 
einer Entschließung. Wer zuzustimmen wünscht,  

den bitte ich um das Handzeichen. — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Diesmal ist diese Ent-
schließung ohne Gegenstimmen und Enthaltungen 
einstimmig angenommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so- 
wie des Abg. Kühbacher [SPD]) 

Ich rufe den letzten Zusatzpunkt zur Tagesord-
nung auf, nämlich Punkt 9: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Aufhebbaren Verord-
nung der Bundesregierung zur Änderung 
des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 7/82 — Er-
höhung des Zollkontingents 1982 für Bana-
nen) 

— Drucksachen 9/1994, 9/2230 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schachtschabel 

Der Berichterstatter wünscht das Wort nicht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft auf 
Drucksache 9/2230 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei zwei Gegenstimmen ist die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
unserer Tagesordnung. Ich bedanke mich bei den 
Verbliebenen. Ich wünsche Ihnen einen guten 
Heimweg und ein schönes Wochenende. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Dienstag, den 14. Dezember 1982, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.18 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Duve 	 10. 12. 
Eickmeyer 	 10. 12. 
Engholm 	 10. 12. 
Ertl 	 10. 12. 
Eymer (Lübeck) 	 10. 12. 
Dr. von Geldern 	 10. 12. 
Handlos 	 10. 12. 
Hauck 	 10. 12. 
Jansen 	 10. 12. 
Junghans 	 10. 12. 

• Dr. Klejdzinski 	 10. 12. 
Dr.-Ing. Laermann 	 10. 12. 
Lagershausen 	 10. 12. 
Lampersbach 	 10. 12. 
Löffler 	 10. 12. 
Dr. Marx 	 10. 12. 
Dr. Meyer zu Bentrup 	10. 12. 
Michels 	 10. 12. 
Mischnick 	 10. 12. 
Dr. Müller * 	 10. 12. 
Müller (Bayreuth) 	 10. 12. 
Frau Pack * 	 10. 12. 
Frau Roitzsch 	 10. 12. 
Schmidt (Hamburg) 	 10. 12. 
Schmöle 	 10. 12. 
Dr. Solms 	 10. 12. 
Voigt (Sonthofen) 	 10. 12. 
Weiskirch 	 10. 12. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung die 
nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Krise im 
Stahlsektor in Europa (Drucksache 9/2202) 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu Importre-
striktionen in Frankreich (Drucksache 9/2218) 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft 

Entschließung des Europäischen Parlaments zu Problemen 
und Aussichten der Gemeinsamen Forschungspolitik 
(Drucksache 9/2219) 

zuständig: Ausschuß für Forschung und Technologie (feder-
führend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat mitgeteilt, daß 
der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von 
einer Berichterstattung über die nachstehenden Vorlagen ab-
sieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr.: Außerplan-
mäßige Ausgabe bei Kap. 11 12 Tit. apl. 681 04 - Bildungsbei-
hilfen für arbeitslose Jugendliche (Drucksache 9/1784) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr.: Haushalts-
führung 1982; 

hier: Überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 11 13 Tit. 656 03 - 
Zuschuß des Bundes an die knappschaftliche Renten-
versicherung (Drucksache 9/2098) 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr.: Leistung 
einer überplanmäßigen Ausgabe bei Kapitel 15 02 Tit. 652 11 
des Haushaltsjahres 1982 (Beihilfen an junge Zuwanderer 
für ihre Schul- und Berufsausbildung) (Drucksache 9/2115) 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von 
einer Berichterstattung über die nachstehende Vorlage absieht: 

Bericht über die Entwicklung der mit den Verkaufserlösen 
und Betriebsausgaben in der Land- und Forstwirtschaft an-
fallenden Umsatzsteuer (Vorsteuerbelastung) (Drucksache 9/ 
1973) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung über die nach-
stehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament betr.: Ent-
schließung zur Bekämpfung des Drogenkonsums (Drucksa-
che 9/1718) 

Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses hat mitgeteilt, 
daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung 
von einer Berichterstattung über die nachstehende Vorlage ab-
sieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr.: Bericht zum 
Stand der Bemühungen um Rüstungskontrolle und Abrü-
stung sowie der Veränderungen im militärischen Kräftever-
hältnis 1982 (Drucksache 9/1819) 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mit Schreiben vom 
8. Dezember 1982 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehende 
EG-Vorlage zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag für eine dreizehnte Richtlinie des Rates zur Har-
monisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Umsatzsteuern - Modalitäten der Erstattung der 
Mehrwertsteuer an Steuerpflichtige, die nicht im Gebiet der 
Gemeinschaft ansässig sind (Drucksache 9/1964 Nr. 17) 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat mit Schreiben 
vom 1. Dezember 1982 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachste-
henden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Empfehlungen' für Verordnungen des Rates über den Ab-
schluß von den neuen Finanzprotokollen zwischen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Ländern des süd-
lichen Mittelmeeres (Drucksache 9/1613 Nr. 8) 

Vorschlag für eine Verordnung (EGKS, EWG, EURATOM) 
des Rates zur Änderung und Verlängerung der Geltungs-
dauer der Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 2892/77 
über die Anwendung des Beschlusses vom 21. April 1970 über 
die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch 
eigene Mittel der Gemeinschaften auf die Mehrwertsteuer-
Eigenmittel (Drucksache 9/1964 Nr. 15) 



8554* 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 137. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. Dezember 1982 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage 
des Abgeordneten Oostergetelo (SPD) (Drucksache 
9/2226 Frage 9): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Einsatz des franzö-
sischen Rettungsschiffes „La Geole" unter dem Gesichts-
punkt einer internationalen Aktion, und wäre ein gemeinsa-
mer Einsatz der „La Geole" und der „Cap Anamur" nach Auf-
fassung der Bundesregierung eine internationale Aktion? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung ist das fran-
zösische Rettungsschiff „La Geole" nicht mehr im 
Einsatz. 

Uns liegen von französischer Seite keine Infor-
mationen über etwaige Vorhaben der „La Geole" 
vor. 

Ich bitte um Verständnis, wenn ich mich nicht zur 
hypothetischen Frage des möglichen Einsatzes ei-
nes ausländischen privaten Schiffes äußern kann. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP) 
(Drucksache 9/2226 Fragen 16 und 17): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß das 
Interesse an Deutsch als Fremdsprache — nach einem Be-
richt des Goethe-Instituts — weltweit rückläufig ist, und 
woran liegen nach Kenntnis der Bundesregierung die Ursa-
chen hierfür? 

Gibt es Überlegungen, um das Interesse für Deutsch als 
Fremdsprache verstärkt zu fördern, und wenn ja, durch wel-
che Maßnahmen? 

Zu Frage 16: 

Der Bundesregierung sind Äußerungen, u. a. des 
Goethe-Instituts, bekannt, wonach weltweit ein sin-
kendes Interesse am Fremdsprachenunterricht im 
Sekundarschulbereich zu verzeichnen sei; dies sei 
ein generelles Phänomen und beschränke sich 
nicht auf den Deutschunterricht. Goethe-Institut 
und Zentralstelle für das Auslandsschulwesen tun 
ihr Bestes, um mit ihrer pädagogischen Verbin-
dungsarbeit beim Deutschunterricht solchen Ent-
wicklungen entgegenzuwirken. 

Insgesamt kann jedoch von einem Rückgang der 
Zahl der Deutschlernenden keine Rede sein. So 
schätzt z. B. der Fachverband „Moderne Fremdspra-
chen" die Zahl der Deutschlernenden in aller Welt 
an den verschiedenen Bildungsinstitutionen derzeit 
höher ein, als wir das noch vor einigen Jahren ge-
tan haben. Die Bundesregierung bereitet zur Klä-
rung dieses Sachverhalts und der Ursachen der be-
haupteten Entwicklungen eine weltweite Bestands-
aufnahme über die Stellung der Deutschen Sprache 
vor. Sie kann sich dabei auf die erste Bestandsauf-
nahme stützen, die unter dem Namen „Sprachatlas" 
von Ihnen (d. h. der Fragestellerin) im Jahre 1979 
veranlaßt und der Öffentlichkeit bekanntgemacht 
wurde. Sobald die geplante Studie vorliegt, wird die 
Bundesregierung den Deutschen Bundestag dar

-

über und über die daraus zu ziehenden Folgerun-
gen unterrichten. 

Zu Frage 17: 

Der Bundesregierung steht ein umfrangreiches 
Instrumentarium zur Förderung der Deutschen 
Sprache im Ausland zur Verfügung, das sich grund-
sätzlich bewährt hat. Als Beispiele möchte ich nen-
nen: 

— Im Schulbereich: 
den Einsatz von Lehrern an deutschen Aus-
landsschulen sowie von Fachberatern für 
Deutsch im ausländischen Bildungswesen, fer-
ner die Tätigkeit des Goethe-Instituts bei der 
Aus- und Fortbildung ausländischer Deutschleh-
rer und den Schüleraustausch. 

— Im Universitätsbereich: 
den Einsatz von Deutschlektoren sowie die Ver-
gabe von Stipendien. 

— Im sogenannten Tertitiärbereich: 
die Durchführung von Sprachkursen durch das 
Goethe-Institut, schließlich 

- - im Medienbereich: 
den Einsatz von Sprachlehrfilmen und von 
Rundfunksprachkursen sowie die Bereitstellung 
von Buchspenden für ausländische Bildungsein-
richtungen. 

Vor Herbeiführung der beabsichtigten Klärung 
des Sachverhalts hält es die Bundesregierung für 
verfrüht, das bestehende Instrumentarium zur För-
derung der Deutschen Sprache zu erweitern. Die 
Bundesregierung hofft jedoch, daß sie bei ihren Be-
mühungen um die Förderung der Deutschen Spra-
che im Ausland auf der bisherigen Grundlage wei-
terhin die erforderliche Unterstützung durch den 
Deutschen Bundestag erhalten wird. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage 
des Abgeordneten Jungmann (SPD) (Drucksache 
9/2226 Frage 18): 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung der amerikani-
schen Regierung zugesichert hat, daß keine neuen Verträge 
über Lieferungen von Erdgas aus der Sowjetunion verein-
bart werden dürfen, bevor nicht gemeinsame Studien über 
westliche Energievorräte abgeschlossen worden sind? 

Bilaterale Zusicherungen gegenüber der Regie-
rung der Vereinigten Staaten bestehen nicht. Viel-
mehr ist die energiepolitische Situation unter den 7 
westlichen Industrieländern im einzelnen erörtert 
worden. Dabei ist in diesem Rahmen von uns dar- 
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auf hingewiesen worden, daß angesichts aller beste-
henden längerfristigen Lieferverträge der deut-
schen Gaswirtschaft und der zu erwartenden Ent-
wicklung des Energiemarktes für die nächste Zeit 
kein Bedarf für neue Erdgaslieferverträge mit der 
Sowjetunion besteht. Infolgedessen könne auch da-
von ausgegangen werden, daß in dem Zeitraum, in 
dem mit Abschluß der ins Auge gefaßten Studie 
über die Energieversorgung der westlichen Indu-
strieländer zu rechnen sei, keine neuen Verträge 
über die Lieferung von Erdgas aus der Sowjetunion 
abgeschlossen würden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) (Drucksache 9/ 
2226 Frage 19): 

Wird die Bundesregierung aus Rumänien stammende 
deutsche Volkszugehörige, die in der Bundesrepublik 
Deutschland ihren ordentlichen Wohnsitz genommen haben 
oder auch eingebürgert worden sind, vor dem Versuch der 
Sozialistischen Republik Rumänien wirksam schützen, ihre 
in der Bundesrepublik Deutschland oder im sonstigen Aus-
land gelegenen Güter und Guthaben einzuziehen (vergleiche 
Artikel 7 des Dekrets des Staatsrats der Sozialistischen Re-
publik Rumänien über die Behandlung von Personen, die 
sich im Ausland niedergelassen haben), und wird sie nach-
drücklich gegen die Völkerrechtswidrigkeit dieser Drohung 
protestieren? 

Die Bundesregierung wird selbstverständlich 
dem betroffenen Personenkreis jeden ihr mögli-
chen Schutz gewähren, falls sich uns ein konkreter 
Fall stellen sollte. Ich habe die Hoffnung, daß dies 
nicht akut werden wird. Ich darf darauf verweisen, 
daß die Bundesregierung zu dem Dekret, dessen 
Bestandteil dieser Artikel.ist, am 26. November 1982 
Stellung genommen hat. (Plenarprotokoll 9/131). 

Anlage 7 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Volmer (CDU/CSU) (Drucksache 
9/2226 Frage 37): 

Hat die Bundesregierung einen Überblick darüber, inwie-
weit bisher in der Bundesrepublik Deutschland vorüberge-
hende oder dauernde Nutzungsbeschränkungen für landwirt-
schaftlich oder gartenbaulich genutzte Grundstücke notwen-
dig geworden sind, weil Schadstoffbelastungen der betreffen-
den Böden festgestellt wurden, die gesundheitschädliche 
Schadstoffanreicherungen in Lebens- und Futtermitteln zur 
Folge gehabt hätten, und ist ihr bekannt, auf welche Weise 
außer durch die Kontrollen nach der Klärschlammverord-
nung einer nachhaltigen Einbuße der Nutzungsmöglichkei-
ten von Böden vorgebeugt wird? 

Die Anordnung von Nutzungsbeschränkungen 
für landwirtschaftlich oder gartenbaulich genutzte 
Grundstücke fällt in die Zuständigkeit der Länder. 
Deshalb sind der Bundesregierung möglicherweise 
nicht alle Fälle bekannt, in denen derartige Be-
schränkungen angeordnet worden sind. In den be-
kannt gewordenen rund 10 Fällen waren Ursachen 

— Staubniederschlag im Umkreis von Industriebe-
trieben, 

— Aufbringung kontaminierter Klärschlämme 
bzw. Abwasserverrieselung, 

— Aufbringung kontaminierter Baggerschlämme. 

Im Interesse der Sicherung der nachhaltigen Nut-
zungsfähigkeit des Bodens ist es Ziel der Bundesre-
gierung, die Belastung des Bodens mit Schadstoffen 
so gering wie möglich zu halten. Die Landwirtschaft 
als Hauptbetroffener solcher Nutzungsbeschrän-
kungen hat daran ein vitales Interesse. Sie muß 
deshalb auf fortdauernde Anpassung der einschlä-
gigen Regelungen an die neuesten Erkenntnisse 
und den jeweiligen Stand der Technik dringen — so 
wie es z. B. für die Klärschlammverordnung vorge-
sehen ist, deren Grenzwerte spätestens nach 5 Jah-
ren im Lichte der bis dahin gesammelten Erkennt-
nisse überprüft werden sollen. 

Außer durch die Kontrollen nach der Klär-
schlammverordnung hat die Bundesregierung Vor-
sorgeregelungen getroffen durch das Benzinblei-
Gesetz, das Immissionsschutzgesetz und die darauf 
gestützte Verwaltungsvorschrift — Technische An-
leitung zur Reinhaltung der Luft sowie durch das 
Düngemittelgesetz, das bei der Zulassung von Dün-
gemitteltypen die Begrenzung von Nebenbestand-
teilen ermöglicht. In Vorbereitung befindet sich der 
Entwurf einer auf das Immissionsschutzgesetz ge-
stützten Großfeuerrungsanlagen-Verordnung. Im 
Zusammenwirken mit den Ländern strebt die Bun-
desregierung außerdem Regelungen für die kontrol-
lierte Verwertung von Baggerschlämmen an. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Frage 
des Abgeordneten Berschkeit (SPD) (Drucksache 9/ 
2226 Frage 69): 

Wäre die Bundesregierung im Rahmen der Bund-Länder-
Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur bereit, einem Antrag auf Aufnahme ei-
nes Fördersonderstandorts Aachener Steinkohlenbergbau, 
analog dem Sonderstandort Saarbergbau, zuzustimmen? 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" gibt es 
kein Sonderprogramm für Förderstandorte des 
Saarbergbaus, vielmehr ist das Saarland insgesamt 
auch nach der Neuabgrenzung von 1981 Teil der 
Normalförderung aufgrund der Gemeinschaftsauf-
gabe. Unabhängig von der Gemeinschaftsaufgabe 
wird allerdings im früher erlassenen Investitionszu-
lagengesetz das Steinkohlenbergbaugebiet Saar 
seit 1969 neben dem Zonenrandgebiet und den nach 
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ihrer Wirtschaftskraft gemäß § 1 Abs. 2 Gemein-
schaftsaufgabengesetz abgegrenzten Fördergebie-
ten als förderungsbedürftiges Gebiet benannt. Die 
ausdrückliche Einbeziehung des Steinkohlenberg-
baugebietes Saar in das Investitionszulagengesetz 
erfolgte seinerzeit auf Grund der besonderen wirt-
schaftlichen Probleme, die dieses Gebiet über die 
Bergbaukrise hinaus infolge seiner Randlage und 
der späten Rückgliederung in das Bundesgebiet zu 
lösen hatte, und die bis heute fortwirken. Dies hat 
keine praktische Bedeutung, solange das gesamte 
Saarland Fördergebiet nach der Gemeinschaftsauf-
gabe ist. 

Voraussetzung für ein Sonderprogramm für den 
Aachener-Steinkohlenbergbau in der Gemein-
schaftsaufgabe wäre im übrigen ein Antrag des 
Landes an den Planungsausschuß. Dieser hat in der 
Vergangenheit an die Durchführung von Sonder-
programmen hohe Maßstäbe angelegt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
9/2226 Frage 70): 

In welcher Höhe sind Rumänien staatsverbürgte Kredite 
gewährt worden, und wie hoch ist die jetzt zur Umschuldung 
anstehende Summe? 

Zahlen über das Obligo des Bundes aus verbürg-
ten oder garantierten Ausfuhrgeschäften bzw. Fi-
nanzkrediten gegenüber Einzelländern werden ver-
traulich behandelt, weil vermieden werden muß, 
daß ein Land unter Hinweis auf das gegenüber an-
deren Ländern eingegangene Obligo für sich eine 
bestimmte Deckungspolitik unter dem Gesichts-
punkt der Gleichbehandlung fordert. 

Die Bundesregierung ist jedoch bereit, diese Aus-
künfte mündlich in Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages zu geben. 

Auch Angaben zur Höhe der in ein bilaterales 
Umschuldungsabkommen einzubeziehenden Forde-
rungen unterliegen der Vertraulichkeit. Andernfalls 
ist zu befürchten, daß die Kreditwürdigkeit des Um-
schuldungslandes zusätzlich beeinträchtigt wird, 
woran auch das Gläubigerland kein Interesse ha-
ben kann. 

Die Bundesregierung ist aber auch hier bereit, 
die gewünschten Angaben in den zuständigen Aus-
schüssen oder, wenn Sie dies wünschen, in einem 
vertraulichen, nicht zu veröffentlichenden Schrei-
ben zu machen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) (Drucksache 9/2226 
Fragen 71 und 72): 

Welche Hinweise ergeben sich aus der inzwischen beim 
Bundeswirtschaftsministerium eingegangen Stellungnahme 
der Firma Flick und den zugehörigen Unterlagen zur Frage 
der technologischen Kooperation im Zusammenhang mit der 
Kapitalanlage der Flick-Gruppe bei Grace & Co.? 

Welche Konsequenzen hat die dem Bundeswirtschaftsmi-
nisterium inzwischen vorliegende Stellungnahme der Flick-
Gruppe zur Frage der technologischen Kooperation im Anla-
gefall Grace für die vom Bundeswirtschaftsminister zur 
Steuerbegünstigung nach § 4 Auslandsinvestitionsgesetz er-
teilte Bescheinigung? 

Die am 30. November 1982 beim Bundeswirt-
schaftsministerium eingegangene Stellungnahme 
der Firma Flick und die dazugehörigen Unterlagen 
werden gegenwärtig geprüft. Inzwischen wurde die 
Firma Flick zur Vorlage weiterer Beweisunterlagen 
aufgefordert. An der Überprüfung, ob die erteilten 
Bescheinigungen nach § 4 AuslInvG Bestand behal-
ten können, ist das Bundesfinanzministerium betei-
ligt. Ich bitte um Verständnis, daß während des lau-
fenden Prüf- und Beweiserhebungsverfahrens über 
den jeweiligen Ermittlungsstand keine Erklärun-
gen abgegeben werden können, da dies die Beweis-
erhebung beeinträchtigen könnte. 

Deshalb kann vor Prüfung der Unterlagen und 
ggfs. einer Erhebung weiterer Beweise keine Aus-
sage dazu gemacht werden, ob die erteilten Beschei-
nigungen zurückzunehmen sind. Ich versichere, daß 
die Prüfung so zügig wie möglich und so gründlich 
wie nötig erfolgt. Sie können damit rechnen, daß 
nach Abschluß des Verfahrens die Entscheidungs-
gründe transparent gemacht werden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Fragen des 
Abgeordneten Haase (Fürth) (SPD) (Drucksache 9/ 
2226 Fragen 73 und 74): 

Hat der Bundeskanzler mit dem französischen Staatsprä-
sidenten über die angestrebte Fusion Grundig/Thomson-
Brandt gesprochen? 

Sind den französischen Wünschen zur Fusion Thomson-
Brandt mit Grundig seitens des Bundeskanzlers unsere Wün-
sche zu einer partnerschaftlichen Kooperation im Bereich 
der Unterhaltungs- und Mikroelektronik und die Arbeits-
platzsorgen der deutschen Arbeitnehmer im Grundigkonzern 
entgegengehalten worden? 

Entgegen den in der Öffentlichkeit angestellten 
Spekulationen ist das Thema Thomson-Brandt bei 
dem Zusammentreffen von Staatspräsident Mitter-
rand und Bundeskanzler Kohl nicht angesprochen 
worden. 

Nach aktuellen Berichten neigt auch die französi-
sche Regierung wohl inzwischen dazu, die Angele-
genheit primär als eine Sache der beteiligten Unter-
nehmen zu betrachten. 
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Anlage 12 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Jens (SPD) (Drucksache 
9/2226 Frage 75): 

Sieht die Bundesregierung in der geplanten Übernahme 
der Firma Grundig durch den französischen Staatskonzern 
Thomson-Brandt in erster Linie ein wettbewerbsrechtliches 
Problem oder steht sie in diesem Fall nach dem Aufkauf der 
Produktionsfirmen für Unterhaltungselektronik SABA, 
Nordmende, Dual und Videocolor auch als Teil einer national 
orientierten Industriestrategie des französischen Staates, 
der die Industriestruktur der Bundesrepublik Deutschland 
auf längere Sicht aushöhlt und schwächt? 

Die französische Seite hat stets bestritten, daß 
die Übernahme deutscher Unternehmen durch 
Thomson-Brandt Teil einer national ausgerichteten 
Industriestrategie ist. Sie geht im Gegenteil davon 
aus, daß derartige grenzüberschreitende Konzen-
trationsvorgänge der Stärkung der europäischen 
Unterhaltungselektronik vor allem auch gegenüber 
der japanischen Konkurrenz diene. 

Die Bundesregierung hat wiederholt deutlich ge-
macht, daß sie Auslandsinvestitionen in der Bun-
desrepublik Deutschland grundsätzlich positiv ge-
genübersteht. Solche Investitionen haben in der 
Vergangenheit vielfach auch zur Verbesserung der 
internationalen Wettbewerbsposition der deutschen 
Wirtschaft beigetragen. Andererseits können grenz-
überschreitende Zusammenschlüsse dann nicht 
mehr hingenommen werden, wenn sie die hiesige 
Wettbewerbsordnung gefährden. 

Die Bundesregierung geht nach wie vor davon 
aus, daß die Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft auch im Bereich der Un-
terhaltungselektronik langfristig nur im Rahmen 
eines funktionsfähigen Wettbewerbs gesichert wer-
den kann. Ob und inwieweit diese Wettbewerbsvor-
aussetzungen bei der geplanten Beteiligung von 
Thomson-Brandt an Grundig erfüllt sind, wird in 
dem anstehenden Verfahren der Fusionskontrolle 
vom Bundeskartellamt zu prüfen und sodann mögli-
cherweise im Ministererlaubnisverfahren Gegen-
stand der gesetzlich vorgeschriebenen gesamtwirt-
schaftlichen Bewertung sein. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) 
(Drucksache 9/2226 Frage 76): 

Glaubt die Bundesregierung, daß die Mikroelektronikindu-
strie in der Bundesrepublik Deutschland im Fall einer Über-
nahme von Grundig durch einen französischen Staatskon-
zern geschwächt wird, oder sieht sie dies nicht als ein Pro-
blem für die weitere Entwicklung der deutschen Mikroelek-
tronikindustrie an? 

Die Mikroelektronikindustrie wickelt fast 50 Y ih-
res Umsatzes mit der Unterhaltungselektronik ab, 
und die Firma Grundig spielt hier angesichts ihrer 
Marktstellung eine wichtige Rolle. Diesen Zusam-
menhang und die damit verbundenen Probleme 

sieht die Bundesregierung. Da bisher aber noch 
nicht einmal ein Antrag für die geplante Fusion 
beim Kartellamt vorliegt und wichtige Einzelheiten 
der Zusammenarbeit weiterhin ungeklärt sind, ist 
es zur Zeit nicht möglich, Ihre Frage zu beantwor-
ten. 

Anlage 14 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Wieczorek (SPD) (Drucksache 
9/2226 Frage 77): 

Wie glaubt die Bundesregierung, den Wettbewerbsnachteil 
deutscher Firmen angesichts der massiven finanziellen, aber 
auch konzeptionellen Intervention des französischen Staates 
ausgleichen zu können? 

Die Bundesregierung vermag in der bloßen Exi-
stenz einer sog. „konzeptionellen Intervention des 
französischen Staates" keine Benachteiligung deut-
scher Firmen — sei es im Bereich der Unterhal-
tungselektronik oder anderswo — zu sehen. Eher 
wird umgekehrt ein Schuh daraus: Unser Handels-
bilanzüberschuß gegenüber Frankreich ist in den 
ersten drei Quartalen 1982 gegenüber dem Vorjahr 
von 9 1 / 2   auf 14 1 / 2  Mrd. DM gestiegen. Die Franzo-
sen beklagen die übermächtige Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Wirtschaft. Dieses spricht aller-
dings eher für die Leistungsfähigkeit unserer Kon-
zeption. Nach den Wettbewerbsregeln der Europäi-
schen Gemeinschaften sind staatliche Interventio-
nen zugunsten der heimischen Wirtschaft grund-
sätzlich verboten, soweit sie die Wettbewerbsbedin-
gungen im Gemeinsamen Markt verfälschen. Einer 
etwaigen Diskriminierung oder Behinderung deut-
scher Firmen wird sich die Bundesregierung mit 
den Mitteln des EWG-Vertrages sowie ggf. mit dem 
Instrumentarium des deutschen Wettbewerbsrechts 
nachdrücklich widersetzen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD) 
(Drucksache 9/2226 Frage 78): 

Gibt es Gesichtspunkte, die es nach Auffassung der Bun-
desregierung gerechtfertigt erscheinen lassen könnten, die 
Fusionswünsche der Firma Thomson-Brandt anders zu beur-
teilen als vor drei Jahren einen ähnlichen Wunsch der Firma 
Philips? 

Für die Beurteilung der Fusionswünsche von 
Thomson-Brandt sind ebenso wie für solche 
der Firma Philips ausschließlich die kartellge-
setzlichen Kriterien der Fusionskontrolle maßge-
bend. Ob und inwieweit ein Engagement von 
Thomson-Brandt bei Grundig aus wettbe-
werbsrechtlicher Sicht anders als eine ähnliche Be-
teiligung von Philips zu bewerten wäre, unterliegt 
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allein der Entscheidung des Bundeskartellamtes, 
der ich nicht vorgreifen kann. 

Bevor Entscheidungen des Amtes in dieser Sache 
nicht vorliegen, kann sich auch die Frage einer ver-
gleichenden Beurteilung im Erlaubnisverfahren 
beim Bundesminister für Wirtschaft nicht stellen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Fragen des 
Abgeordneten Roth (SPD) (Drucksache 9/2226 Fra-
gen 79 und 81): 

Hält es die Bundesregierung für angemessen, daß maßgeb-
liche Entscheidungen zur deutschen Industriestruktur von 
der französischen Regierung formuliert und über französi-
sche Staatskonzerne mit unmittelbaren oder mittelbaren 
Zahlungen ars der Staatskasse verwirklicht werden? 

Wie glaubt die Bundesregierung angesichts dieser Um-
stände die Sicherheit der Arbeitsplätze in den angesproche-
nen Industrien heute und in Zukunft absichern zu können? 

Die Bundesregierung steht der internationalen 
Kapitalverflechtung wie auch Investitionen auslän-
discher Unternehmen in der Bundesrepublik grund-
sätzlich positiv gegenüber. Beispiele aus der Ver-
gangenheit zeigen, daß eine derartige Politik auch 
positive Beiträge zur Sicherung der Beschäftigung 
in der Bundesrepublik geleistet hat. Ich sehe in der 
Beteiligung von verstaatlichten Unternehmen nicht 
generell ein Hindernis, sofern sichergestellt ist, daß 
diese ohne politische Vorgaben nach marktwirt-
schaftlichen Kriterien operieren. 

Im vorliegenden Fall müßten zu gegebener Zeit 
die Auswirkungen auf unsere Volkswirtschaft, und 
zwar auch unter dem Blickwinkel der Beschäfti-
gung sowie unter technologischen Aspekten, sorg-
fältig geprüft werden. Ich bitte aber um Verständ-
nis, daß ich aufgrund der rechtlichen Gegebenhei-
ten einer derartigen Prüfung nicht vorgreifen 
kann. 

Sie können versichert sein, daß in die Prüfung 
alle Aspekte einbezogen werden, insbesondere: 

— Schaffung wettbewerbsfähiger europäischer 
Strukturen 

— Erhaltung der Wettbewerbsorientierung unserer 
Wirtschaft 

— Sicherung der Arbeitsplätze in dem Sinne, daß 
Kapazitäts- und Strukturanpassungen sich auf 
wettbewerblicher Grundlage und nicht auf Basis 
etwaiger politischer Vorgaben und finanzieller 
Hilfen vollziehen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Wieczorek (SPD) (Drucksache 
9/2226 Frage 80): 

Könnte sich die Bundesregierung, herausgefordert durch 
das französische Vorgehen und angesichts der Bedrohung 
ihrer Elektronik-, Informationstechnik- und Kommunika-
tionsindustrie durch die USA und Japan, dazu verstehen, in 
Zusammenarbeit mit der deutschen Industrie und den euro-
päischen Partnerländern an einer Industriestrukturpolitik 
mitzuarbeiten, die sicherstellt, daß Westeuropa künftig in der 
Lage sein wird, die Chance für die Sicherung und Schaffung 
neuer Arbeitsplätze in diesen zukunftsträchtigen Industrien 
auf eine mehr partnerschaftliche Basis zu stellen, als dies im 
Zuge von staatlich finanzierten Übernahmestrategien à la 
Thomson-Brandt/Grundig möglich erscheint? 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß die der-
zeitigen technologischen und wirtschaftlichen Ent-
wicklungen besondere Anforderungen an die Elek-
tronik- und Kommunikationstechnik-Industrie stel-
len. Entsprechend unserer Wirtschaftsordnung sind 
hier vor allem die Unternehmen selbst gefordert, 
weltweit wettbewerbsfähige Strukturen zu finden. 
Der Staat muß allerdings durch entsprechende 
Rahmenbedingungen die Anpassungs- und Um-
strukturierungsprozesse erleichtern bzw. beste-
hende Innovationshemmnisse beseitigen. Bei einer 
Reihe von Entscheidungen — ich denke z. B. an den 
Bereich der neuen Kommunikationstechnik — las-
sen sich die Folgewirkungen schwer abschätzen, 
mögliche falsche Weichenstellungen könnten er-
hebliche Nachteile für unsere Volkswirtschaft mit 
sich bringen. Es ist dabei selbstverständlich, daß 
der Staat bei seiner Rahmensetzung den Bedürfnis-
sen der Wirtschaft hinreichend Rechnung trägt. Sie 
weisen zu Recht aber auch auf die europäische Di-
mension der Probleme hin. Die Bundesregierung 
wirkt daher aktiv an der Klärung der Probleme in 
der EG mit; dies gilt z. B. auch hinsichtlich der Han-
delsbeziehungen mit Japan. 

Ich will hierbei gar nicht leugnen, daß einige un-
serer Partner marktwirtschaftlichen Ansätzen, die 
wir nach unseren Erfahrungen erfolgversprechen-
der einschätzen, eher skeptisch gegenüberstehen. 
Es sollte jedoch nach meiner Auffassung bei gutem 
Willen aller Beteiligten möglich sein, auch auf viel-
leicht unterschiedlichen Wegen die Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit der Elektronik- und Kommu-
nikationsindustrie in Europa weiter auszubauen. 
Wir werden hierbei allerdings sehr sorgfältig zu be-
obachten haben, ob staatliche Interventionen in an-
deren Ländern zu für unsere Industrie nicht ver-
tretbaren Wettbewerbsverzerrungen in Schlüssel-
sektoren führen. Hierauf werden wir entsprechend 
zu reagieren haben, wie dies auch bereits in der 
Vergangenheit (z. B. durch angepaßte FuE-Politik) 
geschehen ist. 

Anlage 18 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Rose (CDU/CSU) (Drucksache 
9/2226 Fragen 82 und 83): 
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Wie sehen die Pläne der Bundesregierung zur Neuorientie-
rung bei der „Frachthilfe" aus? 

Geht die Bundesregierung dabei mit der von ihr beabsich-
tigten „deutlichen Reduzierung des räumlichen Geltungsbe-
reichs" der erweiterten Kohlenfrachthilfe auf Gebiete mit 
den höchsten Strompreisen von ihrer bisherigen Linie ab, 
das Zonenrandgebiet als eine Einheit zu sehen? 

Zu Frage 82: 

Die seit Anfang dieses Jahres aufgrund der Be-
merkungen des Bundesrechnungshofes laufenden 
Verhandlungen zwischen Bund und Zonenrandlän-
dern sind noch nicht abgeschlossen. Sie konzentrie-
ren sich im Augenblick auf die Frage der finanziel-
len Beteiligung der Zonenrandländer an der 
„Frachthilfekapitalisierung", der Beteiligung des 
Bundes an der „Ostbayern-Frachthilfe" in jenen Re-
gionen, die außerhalb des Zonenrandgebietes liegen 
sowie auf die „Erweiterte Kohlefrachthilfe". Die 
Bundesregierung strebt hierzu Regelungen an, die 
unter Berücksichtigung der Bemerkungen des Bun-
desrechnungshofes einen insgesamt effizienten 
Einsatz der knapper gewordenen Mittel ermögli-
chen. 

Zu Frage 83: 

Die vom Bundesrechnungshof geforderte Über-
prüfung der „Erweiterten Kohlefrachthilfe" hat er-
geben, daß die Strompreise im nordbayerischen 
Grenzgebiet deutlich höher sind als in den Gebieten 
Niederbayerns und der südlichen Oberpfalz. Die jet-
zigen Fördersätze der „Erweiterten Kohlefrachthil-
fe" entsprechen nicht den Preisrelationen; die Sub-
vention ist dort am höchsten, wo die Strompreise 
am niedrigsten sind. Aus sachlichen Gründen ist es 
mithin geboten, die Fördersätze an die tatsächli-
chen Strompreise anzupassen. 

Die „Erweiterte Kohlefrachthilfe" wird nur in den 
ostbayerischen Grenzgebieten gewährt, zum Teil 
sogar in Regionen, die außerhalb des Zonenrandge-
bietes liegen. In den übrigen Zonenrandgebieten 
Hessens, Niedersachsens und Schleswig-Holsteins 
gibt es diese Frachthilfe nicht. Unter dem Gesichts-
punkt der Einheitlichkeit der Förderung des Zonen-
randgebietes insgesamt würde sich somit eher die 
Frage der Abschaffung der erweiterten Kohle-
frachthilfe in Bayern oder der Ausdehnung dieser 
Hilfe auf das gesamte Zonenrandgebiet stellen. Bei-
des ist jedoch nicht beabsichtigt. 

Anlage 19 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Frage 
des Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 
9/2226 Frage 85): 

Ist die Bundesregierung bereit, den Vertretern des Flick-
Konzerns bis zur Aufklärung der sogenannten Flick-Affäre 
Hausverbote zu erteilen? 

Ein Hausverbot ist nur gegenüber dem Besucher 
einer Behörde zulässig, bei dem der begründete 
Verdacht besteht, daß seine Anwesenheit in der Be

-

hörde zu einer Störung des Dienstbetriebes führen 
kann. Diese Voraussetzung liegt bei Vertretern des 
Flick-Konzerns nicht vor. Die Bundesregierung ist 
deshalb nicht bereit, diesen bis zur Aufklärung der 
sogenannten Flick-Affäre Hausverbote zu erteilen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schlecht auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Schöfberger (SPD) (Drucksache 
9/2226 Fragen 86 und 87): 

Welche Gespräche haben Mitglieder oder Beauftragte der 
Bundesregierung mit den Vorstandsvorsitzenden der Bayer 
AG Leverkusen und der Agfa-Gevaert AG oder mit anderen 
namhaften Repräsentanten dieser Konzerne geführt, um die 
von der Agfa-Gevaert AG beschlossene Stillegung des Agfa-
Camerawerks München ganz oder teilweise abzuwenden, 
und was haben diese Gespräche ergeben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die sich aus 
der beschlossenen Stillegung des Agfa-Camerawerks Mün-
chen für die betroffenen Arbeitnehmer und für den Arbeits-
markt der Region München ergebenden Folgen abzuwenden 
oder zu lindern? 

Zu Frage 86: 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat die von 
der Afga-Gevaert AG beschlossene Stillegung des 
Agfa-Camerawerkes München im Anschluß an sein 
Gespräch mit dem Bayerischen Staatsminister für 
Wirtschaft und Verkehr, Herrn Jaumann, mit dem 
Vorstandsvorsitzenden der Bayer AG erörtert. Er 
hat darum gebeten, noch einmal zu überlegen, ob 
eine Stillegung der Kapazitäten im Camerawerk 
München im angekündigten Umfang wirklich un-
vermeidlich ist und ob es bessere Alternativen gibt. 
Der Aufsichtsrat der Agfa-Gevaert AG hat gleich-
wohl seinen am 28. Oktober 1982 gefaßten Stille-
gungsbeschluß am 18. November 1982 bestätigt. Of-
fenbar lassen aus seiner Sicht die bisher entstande-
nen und die ggf. zu erwartenden Verluste eine Wei-
terführung des Camerawerks nicht zu. 

Wie der Parlamentarische Staatssekretär Grüner 
bereits in der Fragestunde des Deutschen Bundes-
tages am 12. November 1982 ausführte, hat die Bun-
desregierung weder rechtlich noch tatsächlich die 
Möglichkeit, auf diese Entscheidung der Unterneh-
mensgremien weitergehenden Einfluß zu nehmen. 

Zu Frage 87: 

Die Bundesanstalt für Arbeit ist bereits auf die 
Stillegung des Agfa-Camerawerkes München hin-
gewiesen worden. Sie wird ihr arbeitsmarktpoliti-
sches Instrumentarium dafür einsetzen, negative 
Folgen für die betroffenen Arbeitnehmer soweit wie 
möglich zu verhindern, zumindest aber zu mildern. 

Weitere Möglichkeiten hat die Bundesregierung 
leider nicht. Im Rahmen der regionalen Wirt-
schaftsförderung liegt die Kompetenz für Förder-
maßnahmen zur Überwindung regionaler und loka-
ler Wirtschaftsprobleme aufgrund der bundesstaat-
lichen Verfassungsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland bei den Bundesländern. 
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Das Instrument der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
kann dafür aber nicht in Frage kommen. 

München ist nicht Fördergebiet im Sinne der Ge-
meinschaftsaufgabe; nach den bundeseinheitlichen 
Kriterien im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
gehört die Stadt zu den wirtschaftsstärksten Regio-
nen des Bundesgebiets. So betrug z. B. die Arbeits-
losenquote im November 1982 nach den neuesten 
Erhebungen der Bundesanstalt für Arbeit in Mün-
chen 5,2 % gegenüber 8,4% im Bundesdurchschnitt. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Fragen des 
Abgeordneten Herberholz (SPD) (Drucksache 
9/2226 Fragen 88 und 89): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß für den Einsatz 
des Flugkörpers „Maverick" die jeweiligen Wetterverhält-
nisse ausschlaggebend sind, und hat sie eine diesbezügliche 
kontinuierliche Beratung der Truppe durch den zuständigen 
Wetterdienst sichergestellt? 

Ist die Bundesregierung bereit mitzuteilen, auf Grund wel-
cher mehrseitiger Abkommen das MLRS-Raketensystem in 
der Bundeswehr eingeführt wurde? 

Zu Frage 88: 

Der Lenkflugkörper „MAVERICK" wird über ei-
nen Fernsehsensor durch Kontrast-Zielverfolgung 
gesteuert. Die hierfür erforderlichen meteorologi-
schen Bedingungen — insbesondere Sichtverhält-
nisse und Zielbeleuchtung — sind bei der Einsatz-
planung zu berücksichtigen. Eine Beratung der Ein-
satzverbände durch den Geophysikalischen Bera-
tungsdienst der Bundeswehr wird sichergestellt. 

Zu Frage 89: 

Das von Ihnen genannte Raketensystem wird ge-
meinsam von USA, Großbritannien, Frankreich, Ita-
lien und der Bundesrepublik Deutschland entwik-
kelt. Grundlage hierfür ist ein Regierungsabkom-
men, das im Jahre 1979 unterzeichnet worden ist. 
Diesem Abkommen ist Italien im Juli 1982 beigetre-
ten. 

Das Abkommen bezieht sich nur auf die Entwick-
lung. Das Raketensystem ist nicht eingeführt. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Frage des 
Abgeordneten Jungmann (SPD) (Drucksache 
9/2226 Frage 90): 

Bei welchen Projekten sind konkrete Schritte zur deutsch-
französischen Rüstungskooperation eingeleitet worden? 

Die Regierungen der Bundesrepublik Deutsch-
land, Frankreichs und Großbritanniens haben be-
schlossen, die bisher bilaterale deutsch/französi

-

sche Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Panzer-
abwehr-Flugkörper-Systeme der 2. Generation 
(MILAN, HOT) bei der 3. Generation trilateral fort-
zusetzen. 

Seit Mitte 1982 läuft eine trilaterale Entwick-
lungsphase über die Verbesserung des Gefechts-
kopfes des Panzerabwehr-Flugkörpers MILAN. 

Für Anfang 1983 ist der Abschluß einer trilatera

-

len Vereinbarung über eine Definitionsphase für 
Panzerabwehr-Flugkörper der 3. Generation vorge-
sehen. 

Das derzeit einzige bilateral geplante Vorhaben 
ist ein Schiff-Schiff-Flugkörper ANTI NAVIRE SU-
PERSONIQUE (ANS). Der Entwurf einer Regie-
rungsvereinbarung über die Definitionsphase des 
ANS soll 1983 verhandelt werden. 

Weitere konkrete Schritte zur deutsch-französi-
schen Rüstungskooperation sind bisher noch nicht 
eingeleitet worden. 

Die beiden Regierungen prüfen jedoch zur Zeit 
gemeinsam alle Möglichkeiten, die bisher erfolgrei-
che deutsch-französische Rüstungszusammenarbeit 
fortzusetzen. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage der Abgeordneten Frau Blunck (SPD) 
(Drucksache 9/2226 Frage 91): 

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, um der 
aus der Umwelt herrührenden Belastung von Lebensmitteln 
mit gesundheitlich bedenklichen Stoffen entgegenzuwirken, 
und welche Ergänzungen der bestehenden lebensmittelrecht-
lichen Vorschriften hält sie für erforderlich? 

Bei der Belastung von Lebensmitteln spielen vor 
allem Rückstände von Pflanzenschutzmitteln und 
bestimmte Schwermetalle eine Rolle. In der Bun-
desrepublik bestehen bereits umfangreiche ein-
schlägige Vorschriften, die im Bedarfsfall überar-
beitet werden. Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten bereitet zur Zeit eine 
Novellierung des Pflanzenschutzgesetzes vor, um 
die Zulassung und Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln weiter zu verbessern. Die Bundesregierung 
hat eine Novelle zur technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft beschlossen. Die Neufassung 
legt u. a. für die beiden Schwermetalle Blei und 
Cadmium erstmals auch Immissionswerte fest, um 
die Kontaminierung des Bodens und damit auch die 
Kontaminierung von Futtermitteln und Lebensmit-
teln mit diesen Schwermetallen zu verringern. Der 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit ist mit der Prüfung befaßt, ob es möglich ist, 
daneben auch noch Höchstwerte für Blei, Quecksil-
ber und Cadmium in Lebensmitteln festzulegen. 
Entsprechende Vorarbeiten für Arsen und polychlo-
rierte Biphenyle (PCB) sind in die Wege geleitet. 

Die Vorschriften über die Höchstmengen an 
Pflanzenschutzmittelrückständen in Lebensmitteln 
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wurden erst vor wenigen Monaten neu erlas-
sen (Pflanzenschutzmittel-Höchstmengen-Verord-
nung vom 24. Juni 1982). Auch sie werden, wie bei 
Erlaß der Verordnung angekündigt, fortlaufend da-
hin überprüft, ob Änderungen erforderlich sind. 

Anlage 24 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) (Drucksache 
9/2226 Frage 93): 

Welche Schritte wird die Bundesregierung gegen die im 
Widerspruch zu den vertraglichen Grundlagen der EG, zur 
Vertragstreue der EG-Staaten und den Aussagen ihrer Re-
gierungen stehenden öffentlichen Verdächtigungen des Bon-
ner EG-Pressereferenten, Dr. Sieger, beim Deutschen 
Frauenring Fulda unternehmen, wonach die europäische Ei-
nigung mit der deutschen Wiedervereinigung unvereinbar 
und die Bundesrepublik Deutschland durch den Wiederverei-
nigungsanspruch ein Sicherheitsrisiko für die EG sei, die 
Bundesrepublik Deutschland sich von der Präambel des 
Grundgesetzes freimachen müsse und der 17. Juni eine Spiel-
wiese für Sonntagsredner sei („Fuldaer Zeitung" 15. und 
20. November 1982)? 

Der von der Fuldaer Zeitung am 15. November 
zitierte Referent ist weder Beamter der EG noch 
Angehöriger des Bonner Büros der EG. Das Bonner 
Büro der EG hat in einem Fernschreiben an die Zei-
tung klargestellt, daß Dr. Sieger, ein freier Publizist, 
nicht im Namen des Büros gesprochen hat. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Wallow (SPD) (Drucksa-
che 9/2226 Fragen 94 und 95): 

Mit welchen Mitteln will die Bundesregierung die in der 
Regierungserklärung genannten Tugenden wie: „Liebe, Ver-
trauen, Toleranz, Rücksichtnahme, Opferbereitschaft und 
Mitverantwortung" in der Familie vermitteln, angesichts von 
insgesamt 92 Folgen der Familienserie Dallas, die Egoismus 
und Käuflichkeit für ein Millionenpublikum zur zentralen 
Aussage macht? 

Wie will die Bundesregierung der in der Regierungserklä-
rung bei jungen Mitbürgern festgestellten Sinnkrise begeg-
nen, angesichts von 92 Folgen einer Fernsehserie Dallas, in 
der auch nach Auffassung des Senders Freies Berlin und des 
Bayerischen Rundfunks totaler Egoismus und zwischen-
menschliche Niedertracht für Jugendliche eine Vorbildwir-
kung haben müssen'? 

Zu Frage 94: 

Die Bundesregierung wird in Ihrer Politik die Be-
deutung der Familie als beständigste Form mensch-
lichen Zusammenlebens und als Fundament unse-
rer Gesellschaft und unseres Staates wieder ver-
deutlichen, den Zusammenhalt der Familien stär-
ken und sie bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
unterstützen. Im übrigen glaubt die Bundesregie-
rung nicht, daß eine nennenswerte Zahl deutscher 
Familien sich die Fernsehserie Dallas zum Vorbild 
für das eigene Familienleben nimmt. 

Zu Frage 95: 

Ausgehend von der Würde des Menschen wird die 
Bundesregierung die Grundwerte Freiheit, Solidari-
tät und Gerechtigkeit zur Grundlage und zum Maß-
stab ihres politischen Handelns machen. Sie wird 
sich Diskussionen über die Sinnfrage stellen und 
damit auch einer neuen Wertorientierung der Poli-
tik in der Bundesrepublik Deutschland zum Durch-
bruch verhelfen. 

Die Bundesregierung glaubt nicht daran, daß die 
„Darstellung von totalem Egoismus und zwischen-
menschlicher Niedertracht", wie sie der Fragestel-
ler für die Fernsehserie Dallas für charakteristisch 
hält, eine Chance hat, gerade bei den kritischen, die 
Sinnfragen stellenden jungen Menschen als Vorbild 
angenommen zu werden. Vielmehr sind Fernsehse-
rien wie Dallas vermutlich mitverantwortlich für 
den gerade bei jungen Menschen deutlich geringe-
ren Konsum von Fernsehsendungen. 

Die Bundesregierung würde es jedoch begrüßen, 
wenn beim Ankauf von Fernsehserien nicht nur 
mögliche Einschaltquoten, sondern auch jugend- 
und familienpolitische Belange von den Rundfunk-
anstalten stärker berücksichtigt würden. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/2226 Frage 96): 

In welchem Umfang kommt nach der Neufassung des Aus-
bildungsförderungsgesetzes die Inanspruchnahme von So-
zialhilfe neben und anstelle von BAföG in Frage? 

Schüler, die allgemeinbildende Schulen besuchen, 
bei ihren Eltern wohnen und noch nicht die 
11. Klasse erreicht haben, erhalten, wenn sie selbst 
und ihre Eltern hilfebedürftig sind, Hilfe zum Le-
bensunterhalt nach dem BSHG. Daran ändert sich 
auch nichts nach den vorgesehenen Änderungen im 
BAföG für Schüler. 

Ferner können Schüler, die weiterführende allge-
meinbildende Schulen besuchen, wie Berufsfach-
schulen ab Klasse 10 oder Fachoberschulen ab 
Klasse 11, die derzeit in den Förderungsbereich BA-
föG einbezogen sind und denen eine monatliche 
Ausbildungsförderung von 275,— DM gewährt wird, 
zusätzlich Hilfe zum Lebensunterhalt nach den 
BSHG erhalten, wenn sie selbst und ihre Eltern, bei 
denen sie leben, hilfebedürftig sind. Diese zusätzli-
che Sozialhilfeleistung kann im Rahmen der Härte-
bestimmung des § 26 Satz 2 BSHG gewährt werden, 
weil die Ausbildungsförderung nach dem BAföG ge-
ringer als der für diese Schüler maßgebende Regel-
satz (z. Zt. 304,— DM) ist. Für diese Schüler ist 
lediglich der vorgesehene Kürzungsbetrag (Ausbil-
dungsförderung beträgt jetzt 275,— DM und soll in 
Zukunft 200,— DM betragen) ab 1. August 1983 von 
der Sozialhilfe zusätzlich zu übernehmen. 

Von den Schülern, die künftig keine BAföG-Lei-
stungen mehr bekommen, wird ab 1. August 1983 
ebenfalls ein Teil zusätzlich der Hilfe zum Lebens- 
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unterhalt bedürfen. Die im Einzelfall notwendige 
Sozialhilfeleistungen werden unter Berücksichti-
gung des Familieneinkommens sehr unterschied-
lich sein. 

Bei Studenten kann in besonderen Härtefällen 
Hilfe zum Lebensunterhalt auf Grund § 26 Satz 2 
BSHG ebenfalls in Betracht kommen, wenn ein 
durch das BAföG nicht abgegoltener entsprechen-
der Bedarf besteht. Dies kann z. B. der Fall sein bei 
Schwangerschaft, Krankheit oder Wegfall der BA-
föG-Förderung kurz vor dem Examen. Es muß der 
Beurteilung im Einzelfall überlassen bleiben, ob in 
diesen Fällen Hilfe zum Lebensunterhalt notwen-
dig ist. Die vorgesehene BAföG-Änderung bringt 
hier keine Änderung und somit auch keine zusätzli-
che Belastung der Sozialhilfe. 

Anlage 27 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
9/2226 Frage 99): 

Welche Begründung liegt dafür vor, daß auch bezüglich der 
deutsch-polnischen Schulbuchempfehlungen „der Bund ein 
Interesse hat", daß diese „von allen Bundesländern übernom-
men werden", obwohl die darin enthaltene falsche oder unzu-
längliche Darstellung inzwischen wissenschaftlich erhärtet 
worden ist? 

Ihre Frage stützt sich offenbar auf die Erläute-
rungen zum Haushalt des Auswärtigen Amts für 
1983, wo es heißt: 

Der Bund hat ein Interesse daran, daß das 
Georg-Eckert-Institut internationale Experten-
gespräche über Schulbuchrevisionen führen 
kann und die vom Institut auf Grund dieser 
Gespräche erarbeiteten Empfehlungen und 
Hinweise für geschichtliche und geografische 
Darstellungen in Schulbüchern von allen Bun-
desländern übernommen werden. 

Im vorhergehenden Abschnitt heißt es erläu-
ternd: 

Das Institut wird bisher von sieben Bundeslän-
dern mitgetragen. Niedersachen (Sitzland) ist 
um den Beitritt aller Bundesländer bemüht, um 
damit eine Mitwirkung und -verantwortung an 
der Arbeit des Instituts zu übernehmen. 

Dieses Zitat läßt nicht den Schluß zu, daß die 
Bundesregierung einzelne Schulbuchempfehlun-
gen, die das Georg-Eckert-Institut in Zusammenar-
beit mit ausländischen Partnern erstellt, den Bun-
desländern zur Übernahme empfiehlt oder nicht 
empfiehlt. Im Falle der deutsch-polnischen Schul-
buchempfehlungen hat die Bundesregierung, wie 
Sie wissen, stets den Standpunkt vertreten, daß es 
sich um eine Ausarbeitung unabhängiger Wissen-
schaftler handelt, über deren Berücksichtigung bei 
der Zulassung von Schulbüchern jedes Bundesland 

in eigener Zuständigkeit entscheidet. Daran hat 
sich nichts geändert. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Blunck (SPD): (Drucksache 
9/2226 Frage 100): 

Wird die Bundesregierung das von der alten Bundesregie-
rung mit Beschluß vom 1. September 1982 angekündigte Bio-
topschutzprogramm vorlegen, und welche Maßnahmen sind 
vorgesehen? 

Die Erstellung eines Biotopschutzprogramms ist 
eine längerfristige Aufgabe. Die im Bundesministe-
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
begonnenen Arbeiten werden mit Nachdruck vor-
angetrieben. 

Durch das Biotopschutzprogramm wird eine bes-
sere Koordination und verstärkte Wirksamkeit al-
ler Maßnahmen zum Schutz der Lebensräume (Bio-
tope) von Pflanzen- und Tierarten angestrebt. Das 
Programm soll unter anderem Aussagen über Typi-
sierung, Mindestflächengrößen und räumliche Ver-
netzung schützenswerter Biotoptypen im Bundes-
gebiet enthalten. Zu den einzelnen Biotoptypen 
werden jeweils Angaben über die Gefährdung so-
wie über notwendige Schutz-, Pflege- und Entwick-
lungsmaßnahmen erfolgen. 

Das Biotopschutzprogramm soll eine Grundlage 
bilden für andere Maßnahmen der Bundesregie-
rung im Bereich oder mit Bezug zum Bereich Na-
turschutz und Landschaftspflege. Zu nennen sind 
hier der Einsatz von Bundesmitteln zur Einrichtung 
und Sicherung schutzwürdiger Gebiete von gesamt-
staatlich repräsentativer Bedeutung, die Gestaltung 
der Förderungsgrundsätze der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü-
stenschutzes" sowie die nationalen Maßnahmen zur 
Durchsetzung internationaler Naturschutzüberein-
kommen bzw. entsprechender EG-Richtlinien, etwa 
des Übereinkommens über den Schutz von Feucht-
gebieten von internationaler Bedeutung oder der 
EG-Vogelschutzrichtlinien. 

Das Biotopschutzprogramm, für das auch eine 
Beteiligung der Länder vorgesehen ist, soll zugleich 
eine Empfehlung an die Länder sein, bei deren 
Maßnahmen und Planungen im Bereich des Biotop-
schutzes die Aussagen des Biotopschutzprogramms 
zu beachten. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Müller (Schweinfurt) (SPD) (Druck-
sache 9/2226 Fragen 101 und 102): 
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Wird die Bundesregierung Vorstellungen nach Einführung 
einer Verbandsklage und nach einer Änderung der soge-
nannten Landwirtschaftsklausel im Naturschutzgesetz wei-
terverfolgen und einen entsprechenden Gesetzentwurf zur 
Änderung des Naturschutzgesetzes vorlegen? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, das Pflanzenschutz

-

recht neuen ökologischen Erkenntnissen, insbesondere hin-
sichtlich der Zulassungsverfahren anzupassen, und wird sie 
einen entsprechenden Entwurf zur Neufassung des Pflanzen-
schutzgesetzes vorlegen? 

Zu Frage 101: 

Der in meinem Hause erarbeitete Entwurf eines 
„Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundesnatur-
schutzgesetzes" sieht die Einführung der Verbands-
klage im Bereich des Naturschutzes sowie eine Re-
vision der Landwirtschaftsklauseln vor. Da über 
wesentliche Punkte des Gesetzentwurfs keine ein-
heitliche Meinung bestand, konnte ein Beschluß der 
alten Bundesregierung nicht mehr herbeigeführt 
werden. 

Auch die neue Bundesregierung wird wegen der 
angestrebten, vorzeitigen Auflösung des Bundesta-
ges dem Parlament einen entsprechenden Gesetz-
entwurf nicht mehr vorlegen können. Im übrigen 
gibt es gegen die Einführung der Verbandsklage 
nach wie vor den entschiedenen Widerstand einer 
Mehrheit von Ländern. 

Zu Frage 102: 

Die Bundesregierung beabsichtigt, das Pflanzen-
schutzgesetz zu novellieren. Ein Referentenent-
wurf, der jedoch noch der endgültigen Abstimmung 
mit den Ressorts, den Ländern und den betroffenen 
Wirtschaftskreisen bedarf, liegt bereits vor. Darin 
ist vorgesehen, die Zulassung von Pflanzenschutz-
mitteln entsprechend den ökologischen Erkenntnis-
sen stärker zu konkretisieren, um mögliche Risiken 
für den Naturhaushalt weiter zu vermindern. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Drucksache 
9/2226 Fragen 105 und 106): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Rektors der 
Kairoer Al-Azhar-Universität, Professor Dr. M. El-Naggar, 
daß einer Betäubung der zu schächtenden Tiere mit Elektro-
schock keinerlei religiöse Hindernisse entgegenstehen, und 
wenn ja, wie kann sichergestellt werden, daß in der Bundes-
republik Deutschland künftig nicht mehr ohne Betäubung 
geschächtet wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß z. B. in Schleswig-
Holstein Schächtungen ohne Betäubung nicht zugelassen 
sind, während in anderen Bundesländern weiterhin ohne Be-
täubung geschächtet wird, und wenn ja, wie kann sicherge-
stellt werden, daß künftig in allen Bundesländern unter Be-
achtung der tierschutzrechtlichen Vorschriften einheitlich 
verfahren wird? 

Auf Ersuchen der Bundesregierung hat der Rek-
tor der Al-Azhar-Universität in Kairo am 25. Fe-
bruar 1982 eine Stellungnahme zur Frage der Be-
täubung von Tieren vor dem rituellen Schlachten 
abgegeben, die den zuständigen obersten Landesbe

-

hörden sowie den Tierschutzorganisationen zu-
gänglich gemacht worden ist. Die in dieser Stellung-
nahme geäußerte Auffassung, nach religiösen Vor-
schriften sei das Verzehren des Fleisches der vor 
dem Schlachten durch Elektroschock betäubten 
Tiere gestattet, dürfte für alle Muslims verbindlich 
sein, die sich zu der Lehrmeinung dieses geistigen 
Zentrums des Islam in Kairo bekennen. Dieser Aus-
legung religiöser Gebote wird jedoch nicht von allen 
Rechtsschulen des Islam gefolgt. 

Die Bundesregierung sieht sich aus verfassungs-
rechtlichen Gründen nicht in der Lage, auf Grund 
der Aussage der Al-Azhar-Universität sicherzustel-
len, daß in der Bundesrepublik Deutschland künftig 
nicht mehr ohne Betäubung geschächtet wird. Es 
ist außerdem zu berücksichtigen, daß der Beauf-
tragte der Rabbinerkonferenz in der Bundesrepu-
blik Deutschland erst kürzlich auf Anfrage bestä-
tigt hat, daß das rituelle Schlachten nicht im Zu-
stand einer durch Elektroschock hervorgerufenen 
Betäubung der Tiere vorgenommen werden darf. 

Nach der Rechtsauffassung des Bundesverfas-
sungsgerichts gewährt die in Artikel 4 Abs. 1 und 2 
GG garantierte Glaubensfreiheit dem einzelnen ei-
nen von staatlichen Eingriffen freien Rechtsraum, 
in dem er sich die Lebensform zu geben vermag, die 
seiner Überzeugung entspricht. Der Begriff der 
Glaubensfreiheit umfaßt dabei auch den Bereich 
der in Artikel 4 Abs. 2 GG besonders gewährleiste-
ten ungestörten Religionsausübung, der eine zen-
trale Bedeutung für jeden Glauben und jedes Be-
kenntnis zukommt. Der Staat ist auf Grund seines 
religiös-neutralen Charakters gehindert, von sich 
aus Festsetzungen über den Inhalt der Glaubens-
und Bekenntnisfreiheit zu treffen oder zu bestim-
men, was im Einzelfall als Ausübung von Religion 
und Weltanschauung anzusehen ist. Er verfügt auch 
nicht über religiöse Grundlagen und ist daher auf 
das Selbstverständnis der Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften verwiesen. 

Geht man davon aus, daß nach islamischem 
Recht in islamischen Ländern rituelle Schlachtun-
gen ohne die z. B. in der Bundesrepublik Deutsch-
land grundsätzlich geforderte Betäubung zwingend 
vorgeschrieben sind, so wird sich ein Muslim, der in 
der Bundesrepublik Deutschland nach diesem Ri-
tus schlachtet, darauf berufen können, selbst wenn 
nach islamischem Recht Muslims in christlichen 
Ländern auch Fleisch von Tieren genießen dürfen, 
die in dort üblicher Weise geschlachtet worden 
sind. 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß in 
Schleswig-Holstein, wie auch in Baden-Württem-
berg, Bayern, Bremen, Niedersachsen und im Saar-
land, den Angehörigen des islamischen Glaubens 
das Schächten ohne Betäubung nicht mehr gestat-
tet ist. Sie prüft zur Zeit gemeinsam mit den Bun-
desländern, ob im Zuge der anstehenden Novellie-
rung des Tierschutzgesetzes eine bundeseinheitli-
che klare Regelung herbeigeführt werden kann. Sie 
wird dabei auch zu berücksichtigen haben, daß das 
ausnahmslose Betäubungsgebot des Gesetzes über 
das Schlachten von Tieren aus dem Jahre 1933 vom 
Bundesgerichtshof in einem Urteil vom 27.4. 1960 
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als nationalsozialistische Gewaltmaßnahme ange-
sehen wird. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Dr. Hartenstein (SPD) (Druck-
sache 9/2226 Frage 107): 

Ist die Bundesregierung bereit, in die Neufassung des 
Pflanzenschutzgesetzes ein Exportverbot für die Pestizide 
aufzunehmen, die in der Bundesrepublik Deutschland verbo-
ten oder nicht zugelassen sind, und Ausnahmen nur zuzulas-
sen, wenn dies die Importländer ausdrücklich wünschen? 

Die Bundesregierung hält ein generelles Ausfuhr-
verbot für Pflanzenschutzmittel, die hier nicht be-
nötigt werden und deshalb nicht zugelassen sind 
oder deren Anwendung unter den Gegebenheiten 
der Bundesrepublik verboten ist, auch aus entwick-
lungspolitischen Gründen sowie unter Berücksich-
tigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
nicht für angemessen, um den notwendigen Schutz 
der Entwicklungsländer unter Berücksichtigung ih-
rer besonderen Gegebenheiten zu erreichen. Sie be-
hält sich jedoch im vorliegenden Referentenent-
wurf des neuen Pflanzenschutzgesetzes die Mög-
lichkeit vor, durch Rechtsverordnung die Ausfuhr 
bestimmter Pflanzenschutzmittel zu verbieten. Un-
abhängig hiervon sollen zukünftig die Einfuhrlän-
der besser über die Risiken dieser Mittel informiert 
werden. 

Darüber hinaus setzt sich die Bundesregierung 
im internationalen Bereich (FAO, UNEP, OECD) für 
die Erarbeitung eines CODE OF CONDUCT ein, der 
den berechtigten Schutzinteressen der Entwick-
lungsländer Rechnung tragen und nicht nur Pflan-
zenschutzmittel, sondern Chemikalien allgemein 
umfassen soll. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Drucksache 
9/2226 Fragen 108 und 109): 

Ist die Bundesregierung — Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — bereit, den Mitgliedern des 
Sachverständigenrates der Bundesregierung zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung detailliert aus-
einanderzusetzen, daß die EG-Agrarpolitik nicht 66 v. H. des 
Brüsseler Haushalts der Europäischen Gemeinschaft ver-
schlingt, sondern wesentlich weniger, da man berücksichti-
gen muß, daß große Summen für Entwicklungshilfe-Projekte 
und Hilfsprogramme — Lome, Polen usw. — ausgegeben 
werden, die nicht der EG-Agrarpolitik angelastet werden 
können? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen die gefährliche 
These des Dr. Eckart Guth, Mitglied des Kabinetts von Vize-
präsident Wilhelm Haferkamp in der EG-Kommission, zu 
unternehmen, der ausführte, daß kein Weg daran vorbeigehe, 
die Getreidepreise der Europäischen Gemeinschaft an das 
niedrigere Weltmarktniveau heranzuführen? 

Zu Frage 108: 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten sieht keine Veranlassung, an 
den Sachverständigenrat für die Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung wegen der von 
Ihnen aufgeworfenen Frage heranzutreten. Der 
Grund dafür liegt in der schwierigen Zuordnung 
von EG-Ausgaben zu einzelnen Wirtschaftsberei-
chen. Hier gibt es zwischen den Mitgliedstaaten 
und auch den Gemeinschaftsorganen unterschiedli-
che Auffassungen, so daß eine andere als die im 
EG-Haushaltsplan vorgenommene Abgrenzung 
keine allgemein gültige Aussage bieten kann. 

Zu Frage 109: 

Die EG-Kommission selbst hat in den „Leitlinien 
für die Europäische Landwirtschaft" vom 26. Okto-
ber 1981 Maßnahmen im Getreidesektor gefordert, 
um den Abstand zwischen den Getreidepreisen der 
Gemeinschaft und den von ihren Hauptkonkurren-
ten auf dem Weltmarkt praktizierten Preisen zu 
verringern. Sie erhoffte sich davon eine Senkung 
der Exporterstattungen und eine Verbesserung der 
Wettbewerbskraft des EG-Getreides gegenüber den 
Getreidesubstituten, was sich in einer Entlastung 
des Gemeinschaftshaushalts niedergeschlagen wür-
de. 

Die EG-Kommission führt im „Leitlinienpapier" 
ebenfalls aus, daß bei allen Änderungen die Grund-
prinzipien der Gemeinsamen Agrarpolitik zu wah-
ren sind und es der Gemeinschaft ermöglicht wer-
den muß, ihren Verpflichtungen nach Artikel 39 des 
EWG-Vertrages nachzukommen, d. h. der landwirt-
schaftlichen Bevölkerung einen angemessenen Le-
bensstandard zu gewährleisten. 

Der Europäische Rat hat sich in London ebenfalls 
mit dieser Frage befaßt und als Ziel formuliert, nur 
eine schrittweise Annäherung des Getreidepreises 
der Gemeinschaft an die anderer wichtiger Erzeu-
gerländer vorzusehen. Damit ist die Möglichkeit ge-
geben, pragmatisch vorzugehen und bei der Preis-
festsetzung außer der Kostenersparnis für den 
EAGFL auch der Einkommenssicherung für die ge-
treideerzeugenden Landwirte Rechnung zu tragen. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des 
Abgeordneten Schmitt (Wiesbaden) (SPD) (Druck-
sache 9/2226 Frage 110): 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zum Einfuhr-
stopp von Robbenjungtier-Fellen ein, und ist die Bundesre-
gierung bereit, weiteren Importverboten für Tierfelle zur 
Rettung bedrohter Tierarten zuzustimmen? 

Die Bundesregierung verurteilt grundsätzlich alle 
Methoden, die einem Tier bei der Tötung unnötiges 
Leiden zufügen. 

Sie mißt den Fragen des Umwelt-, Arten- und Na-
turschutzes hohe Bedeutung bei, so auch einem ver-
stärkten Schutz der Robbenbestände im Nordatlan-
tik. Sie hat deshalb als einzige Regierung eines EG- 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 137. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. Dezember 1982 	8565* 

Mitgliedstaates beim Sekretariat des Washingtoner 
Artenschutzübereinkommens den Antrag gestellt, 
alle Hundsrobben, zu denen auch Mützen- und Sat-
telrobben gehören, einer Ausfuhrgenehmigung zu 
unterstellen. Damit hat die Bundesregierung das 
Notwendige getan, um unter dem Gesichtspunkt 
des Artenschutzes zu einem verbesserten Schutz 
für die Robben zu kommen. Dies entsprach im übri-
gen auch einer der Forderungen des Europäischen 
Parlaments. 

Der Verordnungsvorschlag der EG-KOM für ein 
Einfuhrverbot von Robbenjungtierfellen ist jedoch 
noch nicht entscheidungsreif, da die rechtlichen 
Aspekte des Verordnungsvorschlages noch näher 
zu prüfen und die sachlichen Fragen und Handels-
gesichtspunkte mit den betroffenen Drittstaaten 
noch nicht ausreichend abgeklärt sind. 

Auf dem Gebiet des Artenschutzes wird die Bun-
desregierung ihre bisherige Politik fortsetzen und 
in jedem Einzelfall prüfen, ob und gegebenenfalls 
welche Maßnahmen zum Schutz bedrohter Arten 
notwendig sind. Die Bundesregierung wird wie bis-
her die Möglichkeiten des Washingtoner Arten-
schutzübereinkommens nutzen, das im Falle einer 
akuten Bedrohung einer Art auch ein Verbot des 
internationalen Handels mit Exemplaren der Art 
und Waren daraus zuläßt. Ein Verbot des internatio-
nalen Handels kann nur im Rahmen dieses Über-
einkommens vereinbart werden. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksache 9/2226 
Frage 111): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 12. ordentli-
chen Gewerkschaftstag der Industriegewerkschaft Bau-Stei-
ne-Erden erhobene Forderung nach einem „generellen Ver-
bot der Leiharbeit", und welche konkreten Schritte wird sie 
in diesem Sinn eventuell unternehmen? 

Die Bundesregierung wird keine Schritte unter-
nehmen, um die gewerbsmäßige Arbeitnehmer-
überlassung allgemein zu verbieten. Mit Urteil vom 
4. April 1967 hat das Bundesverfassungsgericht das 
bis dahin bestehende allgemeine gesetzliche Verbot 
der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung we-
gen Verletzung des Grundrechts der Berufsfreiheit 
aufgehoben. Die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts bindet alle Verfassungsorgane des 
Bundes derart, daß grundsätzlich ein Gesetz dessel-
ben Inhaltes nicht noch einmal erlassen werden 
kann. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Schreiner (SPD) (Drucksache 9/2226 
Frage 112): 

Welches sind im wesentlichen die Ursachen für die Krank-
heiten, die dazu führten, daß im Jahr 1981 ca. 60 v. H. der 
Neurentner ihre Rente aus gesundheitlichen Gründen erhal-
ten'? 

Die Rentenzugangsstatistik informiert darüber, 
welche Krankheiten zur Feststellung von Berufs- 
und Erwerbsunfähigkeit und damit zur Rentenge-
währung aus gesundheitlichen Gründen geführt ha-
ben. Sie enthält jedoch keine Angaben darüber, wel-
che Ursachen für die Entstehung dieser Krankhei-
ten maßgeblich waren. Auch die Geschäftsstatistik 
der Versicherungsträger — vom Unfallversiche-
rungsbereich abgesehen — ist kein taugliches In-
strument, um die hier angesprochenen ursächlichen 
Zusammenhänge zu erhellen. Antworten hierzu 
sind nur auf Grund von Sonderuntersuchungen 
möglich. Ich möchte in diesem Zusammenhang auf 
eine Untersuchung über Ursachen der Frühinvalidi-
tät hinweisen, die in diesem Jahr in Baden-Würt-
temberg vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Sozialordnung, den Landesversicherungsan-
stalten Baden und Württemberg sowie dem Landes-
verband Südwestdeutschland der gewerblichen Be-
rufsgenossenschaften durchgeführt wird. Die Er-
gebnisse der Untersuchung sollen im Herbst 1983 
vorliegen. 

Weiter weise ich auf die vor kurzem vom Bundes-
verband der Betriebskrankenkassen vorgelegte 
Studie zum Thema Krankheit und arbeitsbedingte 
Belastung hin, in der insbesondere ursächliche Zu-
sammenhänge zwischen Arbeitsunfähigkeit und 
Arbeitsbelastung untersucht werden. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Peter (Kassel) (SPD) (Drucksache 
9/2226 Fragen 113 und 114): 

Wie viele Lehrkräfte sind bei Trägern von Weiterbildungs-
maßnahmen nach dem Arbeitsförderungsgesetz und Sonder-
programmen des Bundesministeriums für Bildung und Wis-
senschaft beschäftigt? 

Nach welchen tariflichen Bedingungen sind diese Lehr-
kräfte beschäftigt? 

Eine Statistik über die Zahl der bei den Trägern 
von Weiterbildungsmaßnahmen beschäftigten 
Lehrkräfte wird von der Bundesanstalt für Arbeit 
nicht erstellt. 

Im Rahmen der individuellen Förderung der be-
ruflichen Fortbildung und Umschulung prüft die 
Bundesanstalt auch, ob die Lehrkräfte ausreichend 
qualifiziert sind und die Zahl der Teilnehmer mit 
der Zahl der Lehrkräfte in einem angemessenen 
Verhältnis steht. Die Zahl der eingesetzten Lehr-
kräfte richtet sich nach Inhalt, Ziel und Ausgestal-
tung der Maßnahme. 

Im Rahmen des Programms des Bundesministe-
riums für Bildung und Wissenschaft für die Förde-
rung der Berufsausbildung von benachteiligten Ju-
gendlichen wird bei Ausbildung in überbetriebli-
chen Einrichtungen der Einsatz von einer Lehr- 
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kraft für 24 Auszubildende und in den eine betrieb-
liche Ausbildung begleitenden Maßnahmen der 
Einsatz von einer Lehrkraft für 48 Auszubildende 
gefördert. 

Die Lehrkräfte der Bildungsträger werden nach 
den verschiedensten Arbeitsentgeltregelungen be-
zahlt, die ihre rechtliche Grundlage nur zum Teil in 
Tarifverträgen haben. Erhebungen über die tarifli-
chen Arbeitsentgelte werden von der Bundesanstalt 
für Arbeit nicht durchgeführt. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Renger (SPD) (Drucksache 
9/2226 Frage 115): 

Stimmt der Pressebericht der Süddeutschen Zeitung vom 
22. November 1982, nach dem die Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte in Einzelfällen bis zu fünf Monate 
braucht, um Rentenanträge zu bescheiden und weitere Wo-
chen, um die Renten erstmals auszuzahlen, und welche kon-
kreten Schritte plant die Bundesregierung, um den Bemü-
hungen zur Senkung der Bearbeitungsdauer entscheidende 
Impulse zu geben? 

In der Fragestunde am 2. Dezember 1982 habe ich 
dem Kollegen Klein (Dieburg) auf Frage mitgeteilt, 
daß bei der Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte eine gewisse Verzögerung in der Bescheider-
teilung eingetreten ist, die jedoch noch in diesem 
Monat ausgeglichen werden wird. Dies lag im we-
sentlichen daran, daß bei der Bundesversicherungs-
anstalt für Angestellte durch die von der früheren 
Koalition beschlossenen erheblichen Änderungen 
im Bereich der Rentenversicherung umfangreiche 
Programmierungsarbeiten notwendig waren. Hinzu 
kam, daß die Arbeit zeitlich zusammentraf mit der 
Umstellung auf ein neues, modernes Betriebssy-
stem. 

Außerdem ist zu berücksichtigen, daß rund 
37 v.H. der Rentenzugänge (in 1981) Erwerbsunfä-
higkeitsrenten waren, bei denen die ärztliche Be-
gutachtungsdauer die ausschlaggebende Rolle 
spielt. Wie auch Ihnen sicherlich bekannt ist, gibt es 
bei einzelnen ärztlichen Fachrichtungen Engpässe 
oder es sind stationäre Untersuchungen oder Zu-
satzgutachten notwendig. Ein nicht unerheblicher 
Teil der Anträge auf Erwerbsunfähigkeitsrente re-
sultiert zudem aus Rehabilitationsanträgen. Da-
durch ist notwendigerweise bei Betrachtung der 
Gesamtverfahrensdauer eine längere Laufzeit ge-
geben. Im übrigen spielt u. a. in der Praxis eine bis-
weilen unzureichende Mitwirkung des Versicherten 
eine erhebliche Rolle. 

Zu Ihrem weiteren Anliegen, das die Rentenaus-
zahlung betrifft, ist zu sagen, daß nach Feststellun-
gen der Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte in der Regel zwischen erstmaliger Zustellung 
des Rentenbescheides und Verfügungsmöglichkeit 
über die Rente lediglich 10 Tage vergehen. In Ein-
zelfällen kann allerdings durch die Nachprüfung 
der Rentenberechnung vor Absendung des Renten-
bescheids eine zusätzliche Verzögerung entstehen. 

Die Bundesregierung ist auch weiterhin um eine 
Beschleunigung des Rentenverfahrens bemüht. Ich 
darf im übrigen darauf hinweisen, daß in bestimm-
ten Fällen Vorschußzahlungen erbracht werden 
können, bei Altersruhegeldern schon 3 Monate vor 
Eintritt des Versicherungsfalles mit einer entspre-
chenden Verdienstbescheinigung das Rentenver-
fahren in Gang gesetzt werden kann. 

Ferner darf ich hinweisen auf die Vorschriften 
über Vermeidung von Doppelgutachten im zuletzt 
verkündeten Teil des Zehnten Buches des Sozialge-
setzbuchs, die Übersendung von Versicherungsver-
läufen an ältere Versicherte von Amts wegen, an-
sonsten auf Antrag, den Ausbau der Auskunfts- und 
Beratungsstellen u. a. mit Datensichtgeräten, die 
Verbesserung der ärztlichen Situation auf Grund 
der vielzitierten Ärzteschwemme. 

All dies wird zu einer weiteren Verbesserung der 
Rentenbearbeitungsdauer führen. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksache 
9/2226 Fragen 116 und 117): 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob der 
Rückgang der Heilverfahrensanträge bei den Rentenversi-
cherungsträgern unter anderem auch darauf zurückzuführen 
ist, daß behandelnde Ärzte den Versicherten empfehlen, kei-
nen Antrag auf Gewährung eines Heilverfahrens zu stellen, 
sondern verstärkt ersatzweise eine ambulante Behandlung 
anraten, und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
solchen etwaigen Tendenzen aus gesundheitspolitischen 
Gründen entgegenzutreten? 

Kann die Bundesregierung eine Erklärung für die erheb-
lich unterschiedlichen Verwaltungskostenanteile am Haus-
haltsvolumen und der Zahl der auf den einzelnen Beschäftig-
ten entfallenden laufenden Renten bei den einzelnen Ren-
tenversicherungsträgern, trotz vergleichbarer Strukturen, 
geben? 

Zu Frage 116: 

Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse 
darüber, ob der Rückgang der Kuranträge bei den 
Rentenversicherungsträgern u. a. darauf zurückzu-
führen ist, daß die behandelnden Ärzte den Versi-
cherten empfehlen, keinen Kurantrag zu stellen 
und statt dessen verstärkt zur ambulanten Behand-
lung raten. Sie hält es allerdings nicht für ausge-
schlossen, daß der Umfang der Einschränkungen 
der Leistungsvoraussetzungen im Bereich der me-
dizinischen Rehabilitation (insbesondere Abschaf-
fung der sog. Erhaltungskuren, 3 statt 2 Jahre Ab-
stand zur nächsten Kur, keine Kuren nach dem 59. 
Lebensjahr), die von der früheren Koalition mit 
dem 2. Haushaltsstrukturgesetz beschlossen wor-
den sind, von den Ärzten überbewertet wurde, zu-
mindest aber eine gewisse Verunsicherung hier-
über ausgelöst haben. Inzwischen haben die Ren-
tenversicherungsträger in verschiedener Art und 
Weise nicht nur Ärzte, sondern auch Versicherte 
auf die nach geltendem Recht weiter vorhandenen 
Rehabilitationsmöglichkeiten hingewiesen. Auch 
die Bundesregierung hat in den letzten Monaten 
mehrfach erklärt, daß der Grundsatz „Rehabilita- 
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tion geht vor Rente" weiterhin gültig und es erfor-
derlich ist, daß der wirklich rehabilitationsbedürf-
tige Versicherte auch bei ungünstiger Arbeits-
marktlage die Kur durchführt. 

Bereits im Frühjahr 1982 haben die Spitzenver-
bände der Kranken- und Rentenversicherungsträ-
ger sowie die Kassenärztliche Bundesvereinigung 
im Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung Möglichkeiten erörtert, diesem Ziele näher zu 
kommen. 

Zu Frage 117: 

Der Anteil der Verwaltungskosten am Haushalts-
volumen der einzelnen Rentenversicherungsträger 
pendelte 1981 zwischen einem unteren Wert von ca. 
1,4 % und einem oberen Wert von etwa 2,9 %, wenn 
man die Versicherungsträger Seekasse und Bun-
desbahn-Versicherungsanstalt wegen der dort be-
stehenden Besonderheiten unberücksichtigt läßt. 
Weil in erheblichem Umfang verwaltungskosten-
neutrale Ausgaben in das Haushaltsvolumen ein-
fließen, erscheint jedoch eine Meßzahl, in der die 
Verwaltungskosten zum Haushaltsvolumen ins Ver-
hältnis gesetzt werden, nur bedingt geeignet, einen 
Überblick über die Effizienz der Verwaltung der 
einzelnen Rentenversicherungsträger zu erhalten. 
Hierzu gehören die Zahlungen im Liquiditätsaus-
gleich und im Gemeinlastverfahren ebenso wie die 
unterschiedliche Höhe der Durchschnittsrenten; sie 
beeinflussen die beschriebenen Meßziffern nach-
haltig, ohne daß eine Be- oder Entlastung der Ver-
waltungskosten mit ihnen verbunden wäre. 

Geeigneter zur Beurteilung der Verwaltungseffi-
zienz erscheinen Meßzahlen, in denen die Zahl der 
laufenden Renten oder die Zahl der jährlich bear-
beiteten Rentenanträge zum Verwaltungspersonal 
des Versicherungsträgers ins Verhältnis gesetzt 
wird. Allerdings ermöglichen auch diese Leistungs-
maßstäbe nur eine bedingte Vergleichbarkeit. Die 
Zahlung der laufenden Renten sowie die jährlichen 
Rentenanpassungen werden durchweg von der 
Bundespost wahrgenommen und belasten insofern 
die Versicherungsträger zwar kostenmäßig, nicht 
aber personell. 

Wählt man die Antragserledigungen als Lei-
stungsmaßstab, bleiben Besonderheiten der Versi-
cherungsträger unberücksichtigt wie z. B. die Wahr-
nehmung der verwaltungsmäßig aufwendigen Auf-
gaben einer Verbindungsstelle für Auslandsrenten-
zahlungen oder der Stand der Vervollständigung 
der Versicherungskonten. 

Für ein abgewogenes Urteil darüber, ob ein Ren-
tenversicherungsträger kostengünstig arbeitet oder 
nicht, sind derartige pauschale Indikatoren nicht 
geeignet. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Wieczorek (Duisburg) (SPD) (Druck-
sache 9/2226 Fragen 118 und 119): 

Ist die Antwort der Bundesregierung vom 26. November 
1982 über die von Bundeskanzler Kohl angekündigte „Haus-
frauenrente" auf dem Hintergrund der derzeit absehbaren 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung so zu verstehen, daß das 
Versprechen des Kanzlers in der kommenden Legislatur-
periode nicht eingelöst werden kann? 

Ist aus den Antworten der Bundesregierung vom 26. No-
vember 1982, daß sich noch nicht sagen ließe, wann eine 
„Hausfrauenrente" zu finanzieren sei, zu schließen, daß man 
solche gewichtigen finanzwirtschaftlichen Maßnahmen 
heute nicht mit Anspruch auf Seriosität für einen absehba-
ren Zeitraum ankündigen kann? 

1. Die Bundesregierung hat in der Antwort vom 
26. November 1982 auf Ihre Fragen sowie auf die 
Fragen des Kollegen Walther ausgeführt, daß sich 
vor Abschluß erforderlicher umfangreicher Prüfun-
gen nicht sagen läßt, wann es möglich sein wird, die 
eigenständige soziale Sicherung der Frau zu ver-
bessern und Kindererziehungsjahre in der Renten-
versicherung einzuführen. Die Prüfung des Ge-
samtkomplexes steht in engem Zusammenhang mit 
der Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung, 
die auf Grund des Urteils des Bundesverfassungs-
gerichts vom 12. März 1975 erforderlich geworden 
ist. Sie erfolgen unter sozial- und familienpoliti-
schen, aber auch unter finanziellen und ökonomi-
schen Gesichtspunkten. 

Niemand kann erwarten, daß die jetzige Bundes-
regierung in der kurzen Zeit nach der Übernahme 
der Regierungsverantwortung bereits ein ausgereif-
tes Konzept und einen konkreten Zeitplan vorlegt. 
Die frühere Bundesregierung hat in 7 1 /2 Jahren 
nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
keine konkreten Lösungsvorschläge hierzu ge-
macht. 

2. Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungser-
klärung vom 13. Oktober 1982 Perspektiven zur Ver-
besserung der Situation der Familien aufgezeigt 
und hierbei auch die Verbesserung der eigenständi-
gen sozialen Sicherung der Frau und der Einfüh-
rung von Erziehungsjahren in der Rentenversiche-
rung genannt. Derartige Perspektiven aufzuzeigen, 
gehört zu den legitimen und notwendigen Aufgaben 
der Bundesregierung. Der Bundeskanzler hat aber 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die Maßnah-
men zur Verbesserung der sozialen Sicherung der 
Frau erst verwirklicht werden können, sobald dies 
finanziell möglich ist. Dieser Vorbehalt macht deut-
lich, daß die Bundesregierung sich ihrer Verantwor-
tung um die Aufrechterhaltung der Finanzkraft un-
seres Systems der sozialen Sicherung bewußt ist. 

Im übrigen darf in diesem Zusammenhang ein-
mal darauf hingewiesen werden, daß der frühere 
Bundeskanzler Helmut Schmidt in seiner Regie-
rungserklärung vom 24. November 1980 zwar die 
Einführung eines Kindererziehungsjahres in der 
Rentenversicherung angekündigt hat, hierzu in sei-
ner Amtszeit aber keinen Gesetzentwurf vorgelegt 
hat. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Egert (SPD) (Drucksache 9/2226 Fra-
gen 120 und 121): 
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Welche einschlägigen Verdienste im sozialen Bereich hat 
der Behindertenbeauftragte der Bundesregierung vor Antritt 
seiner Tätigkeit aufzuweisen, die die Bundesregierung bewo-
gen haben, ihn trotz seiner kritischen Haltung zum Beauf-
tragtenunwesen vorheriger Regierungen zu berufen? 

Teilt die Bundesregierung die nach einem Zitat der 
„Frankfurter Rundschau" vom 30. November 1982 vom Be-
hindertenbeauftragten geäußerte Auffassung zu den Wirkun-
gen der Schwerbehindertengesetzgebung, wonach die ehe-
malige Bundesregierung eine „Inflation" der Anerkennung 
von Behinderten bewirkt habe? 

Zu Frage 120: 

Für die Berufung des Kollegen Otto Regenspur-
ger zum Beauftragten der Bundesregierung für die 
Belange der Behinderten waren vor allem folgende 
Gründe maßgebend: Otto Regenspurger hat durch 
langjährige Arbeit unter Beweis gestellt, daß er 
— sich in Bedarfssituationen anderer Menschen 

hineinversetzen kann, ohne den Blick für das 
Realisierbare zu verlieren, 

— über ausgezeichnete Fähigkeiten auf dem Ge-
biet der Verbands- und Organisationswesen ver-
fügt, 

— diese seine Fähigkeiten in der Personalvertre-
tung auf betrieblicher, in der Kommunalvertre-
tung auf örtlicher und als Obmann der CDU/ 
CSU-Fraktion _im Petitionsausschuß des Deut-
schen Bundestages auf Bundesebene unter Be-
weis gestellt hat. 

Zu Frage 121: 

Die Äußerungen des Behindertenbeauftragten 
sind in dem zitierten Artikel nur verkürzt und da-
her mißverständlich wiedergegeben worden. 

Der Bundesregierung ist die in der Öffentlichkeit 
teilweise geäußerte Kritik am Schwerbehinderten-
begriff, an den Kriterien für die Beurteilung der 
Schutzbedürftigkeit und am Anerkennungsverfah-
ren durch die Versorgungsämter bekannt. Sie setzt 
sich mit dieser Kritik sorgfältig auseinander und 
wird sie in ihre Überlegungen bei der beabsichtig-
ten Novellierung des Schwerbehindertengesetzes 
mit einbeziehen. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 9/2226 
Fragen 122 und 123): 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, an 
welchen Tagen der Beauftragte der Bundesregierung für die 
Belange der Behinderten, Abgeordneter Regenspurger, seit 
seiner Ernennung am 9. November bis zum 3. Dezember 1982 
in seinen Diensträumen anwesend war, und entspricht dies 
dem „sparsamen, wirtschaftlichen Verwaltungshandeln", das 
der Parlamentarische Staatssekretär Vogt in seiner Antwort 
vom 19. November 1982 auf die Anfrage des Kollegen Egert 
von ihm erwartet hat? 

Kann die Bundesregierung erklären, warum die Behinder-
ten mit keinem Wort in der Regierungserklärung des Bun-
deskanzlers am 13. Oktober 1982 vorkamen? 

Zu Frage 122: 

Die Ihnen zugetragenen Beobachtungen über die 
Anwesenheitszeiten des Behindertenbeauftragten 
in den Büroräumen beim Bundesminister für Ar-
beit und Sozialordnung können zutreffen, soweit sie 
auf die üblichen Arbeitsstunden zu beziehen sind. 

Es ist jedoch völlig bedeutungslos, von welchem 
Raum aus die Belange der Behinderten wahrge-
nommen werden. Dies wird Ihnen der Vorgänger in 
diesem Amt, der Kollege Buschfort, auf Wunsch si-
cherlich gerne bestätigen. Tatsache ist, daß der Kol-
lege Regenspurger neben der engagierten Bearbei-
tung der an ihn gerichteten Eingaben trotz der 
reichlich kurzen Zeitspanne seit Amtsübernahme 
z. B. inzwischen unmittelbare Kontakte zu zahlrei-
chen Organisationen und gesellschaftlichen Grup-
pen aufgenommen hat. 

Zu Frage 123: 

Der Bundeskanzler hat in der Regierungserklä-
rung vom 13. Oktober 1982 zwar nicht das Wort „Be-
hindertenpolitik" verwendet, aber an mehreren 
Stellen seiner Ausführungen auch die Politik der 
Bundesregierung für die Behinderten ausdrücklich 
angesprochen. So hat er ausgeführt, daß durch die 
Politik der Erneuerung dieser Bundesregierung 
auch die finanziellen Fundamente unseres sozialen 
Netzes — und damit selbstverständlich auch die 
wichtigste Grundlage für die Eingliederung der Be-
hinderten — gefestigt werden sollen. An anderer 
Stelle seiner Ausführungen hat der Bundeskanzler 
darauf hingewiesen, daß es Ziel unserer Sozialpoli-
tik ist, die sozialen Leistungen von Staat und Ge-
sellschaft auf die wirklich Hilfsbedürftigen zu kon-
zentrieren. Hierzu gehören zweifelsfrei diejenigen, 
die die Hilfe der Gemeinschaft auf Grund körperli-
cher, geistiger oder seelischer Behinderung brau-
chen. Ferner hat der Bundeskanzler in der Regie-
rungserklärung festgestellt, daß die Bundesregie-
rung dafür eintritt, daß der Schwache und Notlei-
dende einen Anspruch auf solidarische Hilfe aller 
hat. Sie können deshalb davon ausgehen, daß diese 
Bundesregierung der Behindertenpolitik eine große 
Bedeutung beimessen wird, insbesondere der Ein-
gliederung behinderter Menschen ins Arbeitsleben 
und in die Gesellschaft insgesamt. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/2226 Fragen 124 und 125): 

Stimmt die Bundesregierung zu, daß die Deutsche Bundes-
bahn bei Rationalisierungsmaßnahmen soweit als möglich 
auch die besonderen Verhältnisse einer betroffenen Region 
berücksichtigen sollte? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei einer 
notwendigen Stillegung von Ausbesserungswerken oder von 
Bundesbahnschulen der ostbayerische Raum im Hinblick 
auf die dort bestehenden großen wirtschaftlichen Probleme 
und die hohe Arbeitslosigkeit verschont werden muß, und 
daß deshalb das Ausbesserungswerk in Weiden und die Bun-
desbahnschule in Regensburg bestehen bleiben sollten? 
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Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn 
zwingen die Auswirkungen der gesamtwirtschaftli-
chen Situation und das dadurch bedingte stark 
rückläufige Ausbildungs- und Arbeitsaufkommen 
dazu, die Bundesbahnschulen und die Ausbesse-
rungswerke dem Bedarf anzupassen. Es laufen des-
halb bei der Deutschen Bundesbahn z. Z. Untersu-
chungen darüber, in welchem Umfang die Anpas-
sung erfolgen muß. Dabei ist für die künftige Ge-
staltung des Werkstättenwesens auch ein externer 
Gutachter eingeschaltet. 

Die schwierigen und umfangreichen Untersu-
chungen dürften für die Bundesbahnschulen An-
fang 1983 und für die Ausbesserungswerke im 
Frühjahr 1983 abgeschlossen sein. Der Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn wird bei seinen Entschei-
dungen auch die wirtschaftlichen Probleme und die 
Arbeitslosigkeit in den betroffenen Regionen einbe-
ziehen. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Tietjen (SPD) (Drucksache 
9/2226 Frage 126): 

Ist es zutreffend, daß der Bundesverkehrsminister am 
:30. November 1982 entschieden hat, daß in den Bundeshaus-
halt 1984 Mittel für die Vertiefung und Begradigung von Ems 
und Leda bereitgestellt werden sollen, um mit der Baumaß-
nahme beginnen zu können, und welcher Mittelansatz ist für 
1984 vorgesehen'? 

Der Bundesminister für Verkehr hat den Auftrag 
für die Durchführung der Planfeststellung erteilt. 
Das Verfahren wird voraussichtlich 1983 abge-
schlossen werden können. 

Der Bundesminister für Verkehr wird im Haus-
haltsjahr 1984 die ersten Mittel für den Bau der 
Vertiefung bereitstellen. Insoweit bestätige ich, was 
ich bereits in Anwesenheit von Ihnen und Ihrem 
Kollegen Seiters bei meinem Besuch am 1. Dezem-
ber 1982 in Papenburg erklärt habe. 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Reschke (SPD) (Drucksache 
9/2226 Frage 127): 

Will die Bundesregierung ab 1983 den Bundesanteil am 
Ausbau der U-Bahn/Stadtbahnsysteme in den Ballungsge-
bieten vom bisherigen prozentualen Anteil des Bundes und 
in der Gesamtsumme senken'? 

Grundlage für die Förderung von U-Bahn- und 
Stadtbahn-Systemen sowie sonstiger Anlagen des 
öffentlichen Personennahverkehrs ist das Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz. Die Bundesregie

-

rung beabsichtigt nicht, das Gesetz in dieser Legis-
laturperiode zu ändern. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/2226 Frage 128): 

Beabsichtigt die Bundesregierung unter Berücksichtigung 
der Tatsache, daß in vielen Gemeinden während der Winter-
periode auf Einsatz von Streusalz verzichtet wird, die neuar-
tigen Spikes für öffentliche Fahrzeuge (Polizei, Feuerwehr) 
wieder zuzulassen? 

Die Spikes, die der Bundesregierung bekannt 
sind, lassen keine andere Beurteilung der bisheri-
gen Sachlage zu. Es ist daher auch nicht beabsich-
tigt, Spikes-Reifen für öffentliche Fahrzeuge (Poli-
zei und Feuerwehr) zuzulassen. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen der 
Abgeordneten Kretkowski (SPD), Bernrath (SPD) 
und Becker (Nienberge) (SPD) (Drucksache 9/2226 
Fragen 129, 130, 133, 134, 135 und 136): 

129. 

In welcher Weise beabsichtigt die Bundesregierung, bei 
der Verlegung von Kupferbreitbandverteilnetzen von den 
bisher geltenden, klar definierten Bedarfskriterien (schlech-
ter Empfang, Antennenverbot, Kabelverlegung auf Antrag 
von Gemeinden unter deren finanzieller Beteiligung) abzuge-
hen, nach denen die alte Bundesregierung seit acht Jahren 
vorgegangen ist'? 

130. 

Nach welchen Kriterien wird die Bundesregierung auf der 
Grundlage ihres vorgesehenen Kooperationsmodells ent-
scheiden, welche Kabelverteilnetze von der Deutschen Bun-
despost selbst und welche von privaten Firmen gebaut und 
betrieben werden? 

133. 

Soll auch nach Auffassung der neuen Bundesregierung in 
dem Kooperationsmodell sichergestellt werden, daß die 
Deutsche Bundespost bei der Einführung breitbandig inte-
grierter Glasfasernetze, auch während der Laufzeit der Ver-
träge nach dem Kooperationsabkommen, Zugang zu solchen 
Gebieten hat, die privaten Unternehmern zur Errichtung von 
Breitbandverteilnetzen überlassen worden waren? 

134. 

Wie schätzt die Bundesregierung den Zeitwert der von pri-
vaten Unternehmern betriebenen reinen Verteilnetze in 
Kupferkoaxialtechnik ein, wenn nach Ablauf der für die pri-
vaten Unternehmen vertraglich festgesetzten Nutzungs-
dauer in diesem Gebiet von der Deutschen Bundespost ein 
dienstintegriertes Vermittlungsnetz, in dem auch Rundfunk 
verteilt wird, eingerichtet wird? 

135. 

Wird die Bundesregierung in privaten Kabelnetzen Dienst-
leistungen zulassen, die auch in bestehenden öffentlichen 
Netzen zu erbringen sind, und welche Folgen hätte dies gege-
benenfalls für die Netzhoheit und die Entwicklung der Ein-
nahmen bei der Deutschen Bundespost? 

136. 

Wird durch die Zulassung von privaten Netzbetreibern die 
aus gesellschaftlichen und volkswirtschaftlichen Gründen er-
forderliche Netzhoheit der Deutschen Bundespost (DBP) un- 
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terlaufen, so daß der Infrastrukturauftrag der DBP, bundes-
weit für alle Bürger gleiche Dienstleistungen zu gleichen 
Bedingungen zur Verfügung zu stellen, gefährdet wird? 

Aufgrund der bestehenden Rechtslage ist die 
Deutsche Bundespost (DBP) verpflichtet, Fernmel-
deanlagen zu errichten und zu betreiben, wenn ein 
begründeter Bedarf vorliegt. Dies gilt auch für Ka-
belfernsehnetze. Wenn — wie geschehen — seitens 
einiger Länder die rechtlichen Grundlagen für eine 
neue Medienordnung geschaffen werden, die einen 
zusätzlichen Bedarf an neuen Formen der Rund-
funkverteilung erzeugen, und wenn Städte und Ge-
meinden Anträge auf Versorgung ihrer Bürger da-
mit an die DBP richten, so hat sie diesen Wünschen 
nachzukommen. Dabei sind eine Reihe von Randbe-
dingungen zu beachten, zu denen inbesondere die 
Wirtschaftlichkeit der erforderlichen Maßnahmen 
aber auch die einer zügigen und gleichmäßigen Ver-
sorgung gehören. Dort, wo sie nicht tätig werden 
kann oder will, sieht der § 2 des FAG vor, daß die 
Deutsche Bundespost das Recht Fernmeldeanlagen 
zu errichten und zu betreiben auch auf andere über-
tragen kann. Nachdem sich abzeichnet, daß die Res-
sourcen der DBP nicht ausreichen, überall zügig die 
sich abzeichnende Nachfrage nach Kabelfernseh-
versorgung im Rahmen einer flächendeckenden 
Verkabelung mit Einspeisung nicht nur der ortsüb-
lich sondern der ortsmöglich empfangbaren Pro-
gramme zu befriedigen, plant die DBP mit Privaten 
und Städten und Gemeinden auf der Grundlage des 
FAG Kooperationsvereinbarungen zu schließen. 
Dem Postverwaltungsrat ist am 22. Oktober 1982 er-
läutert worden, daß die Grundlage solcher Verein-
barung folgende fünf Grundsätze sein sollen. 

1. Die Netzträgerschaft soll bei der Deutschen 
Bundespost bleiben. 

2. Die auch von der KtK geforderte Zusammen-
schaltung des öffentlichen Netzes mit den priva-
ten Netzteilen muß sichergestellt bleiben. 

3. Deutsches BK-Material soll eingesetzt werden, 
soweit nicht in seinen technischen Parametern 
gleichwertiges ausländisches Material kosten-
günstiger ist. 

4. Die Technologie muß stets auf dem neuesten 
Stand gehalten werden. Dafür wird die DBP die 
Weiterentwicklung des BK-Materials fördern 
und den Transfer von ausländischem Know-how 
und Technologien in die Bundesrepublik 
Deutschland ausdrücklich unterstützen. 

5. Eine Übernahme der privaten Netzteile durch 
die DBP nach Ablauf der vertraglich vorgesehe-
nen Nutzungszeit muß ermöglicht werden. 

Der Postverwaltungsrat will sich in seiner näch-
sten Sitzung im März 1983 mit den Einzelheiten des 
Kooperationsmodells befassen. Bis dahin wird die 
DBP mit einer Reihe möglicher Kooperationspart-
ner über die Ausgestaltung des Modells verhandeln. 
Daraus folgt, daß die in den Fragen verschiedener 

Abgeordneter gewünschten Detailauskünfte heute 
nicht gegeben werden können. 

Für die in Kupferkoaxialtechnik gebauten Insel-
netze der DBP, in die bisher nur die ortsüblich emp-
fangbaren Programme eingespeist werden, waren 
von dem seinerzeitigen Bundespostminister Matt-
höfer für 1983 410 Millionen DM vorgesehen wor-
den. Insgesamt sind inzwischen etwa 21 Millionen 
Teilnehmer an Gemeinschaftsantennenanlagen, da-
von 3,2 Millionen Teilnehmer an Großgemein-
schaftsantennenanlagen mit über 100 Teilnehmern 
angeschlossen. Der Anteil der an Anlagen der Deut-
schen Bundespost angeschlossenen Teilnehmer be-
trägt nur rund 1,3%. Diese Zahlen kennzeichnen die 
Entwicklung und den Stand der bisherigen Rund-
funkverkabelung, in der die Deutsche Bundespost 
bisher eine relativ unbedeutende Rolle spielte. 

Unter der neuen Bundesregierung wurde der 
Haushaltsansatz für Kabelfernsehnetze der DBP 
um 590 Millionen DM auf 1 Milliarde DM für 1983 
angehoben. Dabei wird davon ausgegangen, daß es 
Überschneidungen zwischen der Kupferkoaxial

-

technik und der Glasfasertechnik nicht geben wird. 
Denn in den Restversorgungslücken unter 800 Ein-
wohnern und den mittleren und kleinen Städten 
wird es, selbst wenn die Glasfasertechnik im Orts-
netz Mitte der 80er Jahre einsatzbereit zur Verfü-
gung stehen sollte, aus wirtschaftlichen Gründen 
auf lange Sicht keinen Einsatz von Glasfasern ge-
ben. In den Großstädten wird das zukünftige Glas-
fasernetz, das ein vermitteltes Telekommunika-
tionsnetz ist, und in dem die Rundfunkversorgung 
nur zusätzlich ermöglicht wird, auf lange Sicht kei-
nesfalls etwa alle privaten Haushalte versorgen 
können. Es werden vielmehr zunächst nur diejeni-
gen angeschlossen, die tatsächlich einen Bedarf für 
die in den Glasfasernetzen ermöglichten zusätzli-
chen neuen Telekommunikationsdienste, wie Bild-
fernsprechen, schnelle Datenübertragung, Schnell-
fax und dergleichen haben. 

Hinsichtlich des Fernnetzes hat der Bundespost-
minister für die Industrie erstmalig die Vorausset-
zung dafür geschaffen, Glasfasern jetzt gesichert zu 
planen, indem er die Abnahme von jährlich rund 
100 000 Faserkilometern für die nächsten 10 Jahre 
ab 1985 angekündigt hat. Mithin erweist sich die 
ganze Aufregung um die Frage Kupferkoaxialtech-
nik oder Glasfasertechnik als eine durchsichtige 
rhetorische Scheindiskussion, die keiner sachlichen 
Überprüfung standhält. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Kreutzmann (SPD) (Drucksache 
9/2226 Fragen 131 und 132): 

Wie ist der Stand der Planungen für die 1983 vom Bundes-
postminister angekündigten zusätzlichen Kabelinvestitionen 
in Höhe von 590 Millionen DM, und welche Kriterien für die 
Wirtschaftlichkeit legt die Bundesregierung bei von der 
Deutschen Bundespost zu errichtenden Kabelnetzen an? 
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Welche konkreten Berechnungen liegen der Aussage des 
Bundespostministers Dr. Schwarz-Schilling zugrunde, daß 
durch Investitionen in Höhe von einer Milliarde DM in die 
Kupferverkabelung 20 000 bis 25 000 Arbeitsplätze geschaf-
fen werden, und in welchen Branchen wird mit diesen Ar-
beitsplätzen gerechnet? 

1. Die Planungen für die Errichtung und Erweite-
rung von Breitbandnetzen im Rahmen der ur-
sprünglich vorgesehenen 410 Millionen DM liegen 
vor. Durch den vorhandenen Planungsüberhang 
und durch die Summe kleinerer örtlicher Ausbau-
ten ist ein weiterer Betrag planungsmäßig abge-
deckt. Für die zusätzlichen Investitionen sind die 
nachgeordneten Dienststellen aufgefordert, Zug um 
Zug Detailplanungen aufzustellen. 

Die Beachtung der Wirtschaftlichkeit beim Aus-
bau der Netze ist nach wie vor unverzichtbare Ziel-
setzung der Deutschen Bundespost. Als wichtigstes 
Indiz für die Wirtschaftlichkeit wird eine hohe An-
schlußdichte angesehen. 

2. Die Aussagen des Bundespostministers fußen 
auf den im Sommer 1982 veröffentlichten Untersu-
chungen, Berechnungen und Ausarbeitungen des 
Heinrich-Hertz-Institutes für Nachrichtentechnik, 
Berlin, und des Deutschen Institutes für Wirt-
schaftsforschung, ebenfalls Berlin. Diese Arbeiten 
standen im übrigen allen Fraktionen im Rahmen 
der Arbeit der Enquete-Kommission „Neue Infor-
mations- und Kommunikationstechniken" zur Ver-
fügung. 

Die bedeutendsten Wirkungen der Investitionen 
der Deutschen Bundespost sind naturgemäß und 
primär im Bereich der Elektrotechnik, der Nach-
richtenübermittlung und des Bauhauptgewerbes 
festzustellen. Die sekundären und tertiären Impuls-
folgen und Betätigungsmöglichkeiten sind erkenn-
bar, aber hinsichtlich des Umfanges noch nicht ge-
nügend ermittelt. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Wuttke (SPD) (Drucksache 9/2226 
Fragen 137 und 138): 

Von welcher Kostenkalkulation geht die Bundesregierung 
aus, wenn die Feststellung des Bundespostministers richtig 
sein soll, daß sich Kupferverteilnetze in mittleren und kleine-
ren Städten in etwa 15 Jahren amortisieren? 

Welche vertraglichen Regelungen für die Kostenerstattung 
durch die Rundfunkanstalten sind von der Bundesregierung 
vorgesehen, wenn, wie Bundespostminister Dr. Schwarz-
Schilling angekündigt hat, in über 1000 Gemeinden unter 800 
Einwohnern der Fernsehempfang durch Verkabelung ermög-
licht bzw. verbessert werden soll? 

1. Die im Bereich der Deutschen Bundespost an-
gewandten Abschreibungszeiten für mit vergleich-
baren Geräten und Anlagen ausgerüsteten Breit-
bandverteilnetzen ergeben in ihrer Kombination 
eine Amortisationszeit von 15 Jahren. Dabei wird 
unterstellt, daß die Nutzungserwartung für koaxiale 

Breitbandverteilnetze durch entsprechende Akqui-
sition mittelfristig erreicht werden kann. 

2. Über eine vertragliche Regelung für die Ko-
stenerstattung beim Ausbau der sogenannten Fern-
sehrestversorgung durch die Rundfunkanstalten 
wird z. Z. verhandelt. Grundgedanke ist, daß die 
Bundespost bestimmte Beträge, die von den Rund-
funkanstalten für die Versorgung auch der Restlük-
ken unter 800 unversorgten Einwohnern aufzubrin-
gen wären, vorfinanziert, die ihr später jedoch von 
den Rundfunkanstalten erstattet werden. 

Anlage 49 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Schätz (SPD) (Drucksache 9/2226 
Fragen 139 und 140): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach übereinstim-
mender Meinung von Wissenschaft, Informations- und Kom-
munikationsindustrie die Innovations- und Wettbewerbsfä-
higkeit auf diesem Sektor entscheidend davon abhängt, ob in 
den zukunftsbezogenen Technologien wie Mikroelektronik 
und Lichtwellenleitertechnik Spitzenleistungen erbracht 
werden, und daß dies nur möglich ist, wenn die Deutsche 
Bundespost den Ausbau dienstintegrierter breitbandiger 
Vermittlungsnetze in der Bundesrepublik Deutschland nach-
haltig vorantreiben wird? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die von 
Bundesminister Dr. Schwarz-Schilling geplante Einrichtung 
von Kupferbreitbandverteilnetzen zu einer völligen Fehllei-
tung von Investitions- und Produktionsentscheidungen der 
Kabelindustrie führen wird, und daß statt dessen die Nach-
fragepolitik der Deutschen Bundespost gezielt auf die Glas-
fasertechnologie und den damit verbundenen raschen Auf-
bau eines integrierten breitbandigen Glasfasernetzes ausge-
richtet werden soll? 

1. Die Meinung von Wissenschaft, Informations-
und Kommunikationsindustrie zur Frage der Inno-
vations- und Wettbewerbsfähigkeit im Zusammen-
hang mit der Leistungsfähigkeit im Bereich von 
Spitzentechnologien ist der Bundesregierung be-
kannt. Ein dienstintegriertes, breitbandiges, vermit-
telndes Fernmeldenetz wird von ihr langfristig als 
optimales Konzept für die Fortentwicklung der be-
stehenden Netze angesehen. Deshalb wird die Bun-
desregierung entsprechend der Zielsetzung des ge-
meinsam von dem Bundesminister für Forschung 
und Technologie und dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen getragenen Programms 
Technische Kommunikation die Forschung und 
Entwicklung auf dem Gebiet der optischen Nach-
richtenübertragung auch weiterhin nachhaltig för-
dern. 

2.-  Die Bundesregierung teilt die in der Frage aus-
geführte Auffassung nicht. Die geplante Einrich-
tung von Kupferverteilnetzen gründet auf einer 
ausgereiften Technologie in Form der Koax-Tech-
nik und greift überwiegend auf bestehende Res-
sourcen in Industrie und Handwerk zurück. Sie 
trägt damit nicht nur zur Deckung der bestehenden 
Nachfrage bei, sondern hilft, die aufgebaute und 
existierende Kapazität auszulasten und bis zur Ein-
führung einer betriebssicheren und wirtschaftli- 
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chen Glasfasertechnik sinnvoll zu überbrücken und 
Arbeitsplätze kurz- und mittelfristig zu sichern. 

Darüber hinaus hat auch die Deutsche Bundes-
post ihre Absicht immer wieder zum Ausdruck ge-
bracht, so bald wie möglich mit dem Aufbau eines 
integrierten breitbandigen Glasfasernetzes zu be-
ginnen. Die in hohem Maße zukunftsorientierten 
Projekte, die unter dem Namen BIGFON und BIG-
FERN bekannt sind, bieten der deutschen Fernmel-
deindustrie ein weitgestecktes Feld, die zugehöri-
gen Technologien zu entwickeln. 

Wie bekannt, wird die Deutsche Bundespost be-
reits ab 1985 optische Nachrichtenübertragungssy-
sterne im Fernnetz allgemein einsetzen, sofern die 
Wirtschaft eine betriebssichere wirtschaftlichere 
Technik anbieten kann. Mit der Bekanntgabe der 
beabsichtigten Einbaumenge hat die Deutsche Bun-
despost unter Inkaufnahme erheblicher Risiken ei-
nen wichtigen Beitrag zur Planungssicherheit bei 
der Entwicklung der Glasfasertechnik geleistet. 

Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Börnsen (SPD) (Drucksache 9/2226 
Fragen 141 und 142): 

Welchen konkreten Beitrag kann ein Breitbandverteilnetz 
in Kupferkoaxialtechnik im Vergleich zu einem Vermitt-
lungsnetz in Glasfasertechnik nach Auffassung der Bundes-
regierung zur Steigerung der Innovations- und Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Wirtschaft leisten? 

Wie soll die Deutsche Bundespost nach Auffassung der 
Bundesregierung bei einem forcierten Ausbau der Verteil-
netze in der Kupferkoaxialtechnik zusätzlich die notwendi-
gen Mittel für den volkswirtschaftlich vordringlichen Ausbau 
von Vermittlungsnetzen in der Lichtwellenleitertechnik auf-
b ringen?  

1. Durch die Investitionen in 1983 mit einer ausge-
reiften und modernen Technik koaxialer Breitband-
verteilnetze und den Erhalt der Arbeitsplätze der 
einschlägigen Wirtschaft werden die Voraussetzun-
gen für die Weiterentwicklung der Endgeräte, der 
Digitalisierung des Telefonnetzes, der schmalbandi-
gen Rückkanäle geschaffen, d. h.: Steigerung der In-
novations- und Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft. Dies ist eine Voraussetzung für 
den späteren sinnvollen Einsatz der Glasfasertech-
nik. 

2. Die Überlegungen und Konzepte der Deutschen 
Bundespost zum Aufbau eines Integrierten Breit-
bandigen Fernmeldenetzes (IBFN) mit dem wesent-
lichen Bestandteil eines Breitbandigen Integrierten 
Glasfaser-Fernmeldeortsnetzes (BIGFON) beruh-
ten von Anfang an auf der Annahme, daß ein sol-
ches Netz bereits in den 80er Jahren für jeden ein-
zelnen Dienst der Individualkommunikation zu 
einer wirtschaftlichen Alternative gegenüber den 
Netzen in herkömmlicher Technik entwickelt wer-
den kann. Die Möglichkeit zur integrierten Übertra-
gung von Verteildiensten in einem solchen Netz er-
öffnet eine zusätzliche Nutzung, die ein solches 
Netz noch attraktiver macht, die aber nicht notwen

-

dige Voraussetzung für dessen wirtschaftlich sinn-
volle Einführung ist. 

Anlage 51 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Matthöfer (SPD) (Drucksache 9/2226 
Fragen 143 und 144): 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß die 
Deutsche Bundespost und die fernmeldetechnische Industrie 
in der Bundesrepublik Deutschland international eine füh-
rende Rolle bei der Entwicklung von Glasfasersystemen und 
der Digitalisierung von Fernmeldenetzen einnehmen? 

Welche konkreten Maßnahmen sind über die von der alten 
Bundesregierung bereits eingeleiteten hinaus von der neuen 
Bundesregierung vorgesehen, um die Entwicklungsarbeiten 
für die Glasfasersysteme und die Digitalisierung der Fern-
meldenetze voranzutreiben, damit die Fernmeldeindustrie zu 
erhöhten Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen in 
diesen Bereichen ermuntert wird und einen möglichst gro-
ßen Heimatmarkt als notwendige Grundlage für ihre Export-
bemühungen erhält? 

1. Was die technische Entwicklung angeht, so 
dürfte dies weitgehend zutreffen. Diese Rolle wurde 
der Deutschen Bundespost nur ermöglicht durch 
die Leistungsfähigkeit der deutschen fernmelde-
technischen Industrie. Was die Marktentwicklung 
für die Anwendung entsprechender Dienste angeht, 
trifft dies noch nicht zu. 

2. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die Bekanntgabe der Bereitschaft zur allgemeinen 
Einführung optischer Nachrichtenübertragungssy-
steme im Fernnetz der Deutschen Bundespost ab 
1985 und die Bekanntgabe konkreter Einbaumen-
gen in der Größenordnung von durchschnittlich 
100 000 Faser-km pro Jahr bis 1995 die Entwicklung 
von Glasfasersystemen einschließlich der zugehöri-
gen digitalen Übertragungstechnik in entscheiden-
dem Maße vorantreiben wird. Der deutschen Fern-
meldeindustrie wurde damit nicht nur die notwen-
dige Planungssicherheit vermittelt, sondern gleich-
zeitig ein Einstieg in den Heimatmarkt eröffnet. 

Die Bundesregierung beabsichtigt weiterhin, in-
nerhalb der nächsten 6 Monate eine konkrete Stra-
tegie für die Einführung der Glasfaser in die Orts-
netze der Deutschen Bundespost als Vorleistung für 
die Bereitstellung neuer breitbandiger Dienste der 
Individualkommunikation zu erarbeiten und vorzu-
stellen. 

Anlage 52 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Nöbel (SPD) (Drucksache 9/2226 
Fragen 145 und 146): 

Welche medienpolitischen Entscheidungen sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung gefallen, die den Bundespost-
minister zu der Ankündigung veranlassen, „die Bürger (wür-
den) über Kopfstationen mit einem Schlag alle dritten Pro-
gramme — und noch einiges mehr — wahlweise empfangen 
können"? 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 137. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. Dezember 1982 	8573* 

Welche „veränderte Haltung" im Hinblick auf das von Ra-
dio Luxemburg vorgesehene Satellitenfernsehen mit deut-
scher Verlegerbeteiligung hat Bundeskanzler Dr. Kohl ent-
sprechend der Ankündigung des Bundespostministers Dr. 
Schwarz-Schilling dem luxemburgischen Ministerpräsiden-
ten erläutert (vergleiche „Rheinische Post" vom 20. Oktober 
1982), und welche Kabinettbeschlüsse und Verhandlungser-
gebnisse mit den Bundesländern liegen dieser veränderten 
Haltung zugrunde? 

1. Für die Art und den Umfang der über die am 
Ort empfangbaren Programme hinausgehenden zu-
sätzlich einspeisbaren Programme sind die Bundes-
länder zuständig. 

Die Ministerpräsidenten der Bundesländer sind 
deshalb zu dieser Frage um ihre Stellungnahme ge-
beten worden. Erst wenn die Stellungnahmen vor-
liegen, können die Möglichkeiten der jeweiligen 
technischen Realisierung näher betrachtet werden. 

2. Bestandteil der „veränderten Haltung" ist unter 
anderem die grundsätzliche Bereitschaft, soweit als 
möglich technische Verteilkapazität in Breitband-
verteilnetzen auch für die Satellitenkanäle europäi-
scher Nachbarn bereitzustellen. 

Eine grundsätzliche Erörterung aller hiermit zu-
sammenhängender Fragen dürfte in Gesprächen 
möglich sein, die in Kürze zwischen dem luxembur-
gischen Ministerpräsidenten Werner, dem luxem-
burgischen Postminister und dem Bundespostmini-
ster vereinbart sind. 

Anlage 53 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Klein (Dieburg) (SPD) (Drucksache 
9/2226 Fragen 147 und 148): 

Wie viele künftige Fernmeldehandwerker, die im Bereich 
der Oberpostdirektion Frankfurt am Main im Sommer 1983 
ihre Ausbildung beenden, können anschließend als Fernmel-
dehandwerker übernommen werden, erhalten ein Angebot 
für eine Tätigkeit im Postdienst oder haben keine Chance, 
nach ihrer Ausbildung bei der deutschen Bundespost zu ar-
beiten? 

Wie stellt sich in der Oberpostdirektion Frankfurt am 
Main die Situation zwischen den im Sommer 1983 neu ausge-
bildeten Fernmeldehandwerkern und dem Bedarf im einzel-
nen dar? 

1. Im Bezirk der Oberpostdirektion Frankfurt am 
Main stehen 1983 ca. 450 Auszubildende im Fern-
meldehandwerk (Azb FHandw) zur Prüfung heran, 
und zwar ca. 50 Lehrzeitverkürzer im Februar 1983 
und der Rest im August 1983, von denen voraus-
sichtlich einige wegen Nichtbestehens die Prüfung 
Ende 1983 wiederholen müssen. 

Nach dem derzeitigen Stand der Personalbedarfs-
und -bestandsplanung für den fernmeldetechni-
schen Bereich im Jahr 1983 ist damit zu rechnen, 
daß im Februar 1983 alle 50 Azb FHandw, soweit sie 
ihre Prüfung bestehen, ausbildungsgerecht als 
Fernmeldehandwerker (FHandw) übernommen 
werden können. 

Ob und wie viele weitere ausbildungsgerechte 
Einsatzmöglichkeiten für die im Sommer 1983 zur 

Prüfung heranstehenden Azb FHandw vorhanden 
sein werden, kann erst nach der Ermittlung genaue-
rer Prognosedaten im Februar 1983 entschieden 
werden. 

Bei fehlenden ausbildungsgerechten Beschäfti-
gungsmöglichkeiten wird den Kräften nach Mög-
lichkeit ein ausbildungsfremder Arbeitsplatz im 
Fernmelde- oder Postdienst angeboten; eine Aus-
sage über das Volumen ist ebenfalls erst nach der 
Prognose im Februar 1983 möglich. 

Eine Garantie für die Übernahme aller Azb 
FHandw des Prüfungsjahrgangs 1983 kann zur Zeit 
keinesfalls gegeben werden. Eine Beschäftigungs-
möglichkeit im Bereich der Deutschen Bundespost 
wird jedoch angestrebt. 

2. Nach heutigen Erkenntnissen wird im Sommer 
1983 der Personalbedarf abgedeckt sein. Genauere 
Bedarfsprognosen, die (auch unter besonderer Be-
rücksichtigung der Aktivitäten im Bereich „Breit-
bandkabelanlagen") eventuell Korrekturen bringen 
können, werden im Februar 1983 vorliegen. 

Anlage 54 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Frage des 
Abgeordneten Weirich (CDU/CSU) (Drucksache 
9/2226 Frage 149): 

Wann gedenkt der Bundespostminister die ,,Telebox" — 
also  das elektronische Postfach, das von seinem Inhaber mit-
tels Terminal über ein Leitungsnetz auf Abruf entleert wer-
den kann — in der Bundesrepublik Deutschland anzubie-
ten?  

Unter dem Arbeitstitel „Navis" (Nachrichtenver-
bindungen mit integrierter Speicherung) werden 
Untersuchungen im Vorfeld von zu erwartenden in-
ternationalen Standards durchgeführt mit dem Ziel, 
Dienstleistungen, die man mit dem Begriff „mail-
box" oder „elektronisches Postfach" bezeichnen 
könnte, auch im Bereich der Deutschen Bundespost 
über die öffentlichen Fernmeldenetze anzubieten. 
Ein erster Versuch ist hier für Datenteilnehmer im 
Fernsprech-, Datex-L- und Datex-P-Netz vorgese-
hen, die über entsprechende Datenendgeräte verfü-
gen. Parallel dazu werden Sende- und Empfangs-
hilfen mit ähnlichen Leistungsmerkmalen für die 
Textdienste Telex und Teletex untersucht, für die 
ein möglicher Einführungszeitraum ab 1984 geplant 
ist. 

Teilnehmer an den Bildschirmtextfeldversuchen 
Berlin und Düsseldorf können bereits seit Herbst 
1981 an einem „Mitteilungsdienst" teilnehmen, der 
ebenfalls einem „elektronischen Postfach" ver-
gleichbar ist. Dieser Mitteilungsdienst soll Bestand-
teil des Bildschirmtextdienstes werden, der im 
Herbst 1983 bundesweit eingeführt werden soll. 

Unter der Bezeichnung „Telebox" befindet sich 
bei der Deutschen Bundespost z. Z. keine Dienstlei-
stung in der Planung. 
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Anlage 55 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Frage des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
9/2226 Frage 150): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß in letzter Zeit 
vermehrt in Polen und in der DDR aufgegebene Briefe den 
Empfänger in der Bundesrepublik Deutschland nicht errei-
chen, und was gedenkt sie dagegen zu tun? 

Der Deutschen Bundespost sind Beschwerden, 
Anfragen oder sonstige Hinweise, die auf ver-
mehrte Verluste von Briefen aus Polen oder der 
DDR schließen lassen können, nicht zugegangen. 
Die Bundesregierung kann daher eine derartige 
Entwicklung nicht bestätigen. 

Anlage 56 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Frage des 
Abgeordneten Tietjen (SPD) (Drucksache 9/2226 
Frage 151): 

In welcher Höhe sind in den Jahren 1969 bis 1981 insge-
samt Finanzmittel des Bundes (Städtebauförderungsgesetz, 
Sonderprogramme) für Ostfriesland und das Emsland zur 
Verfügung gestellt worden? 

Für Ostfriesland (Landkreis Leer, Aurich, Witt-
mund, Friesland sowie die kreisfreie Stadt Emden) 
und das Emsland (Landkreis Emsland) wurden zur 
Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen nach dem Städtebauförde-
rungsgesetz im Rahmen der Bundesprogramme 
1971 bis 1981 Finanzhilfen des Bundes in Höhe von 
36,978 Millionen DM bereitgestellt. Hinzu kommen 
28,749 Millionen DM Bundesmittel aus den städte-
baulichen Sonderprogrammen 1974 und 1975 sowie 
dem Programm für Zukunftsinvestitionen 1977 bis 
1980. 

Insgesamt wurden also 65,727 Millionen DM Bun-
desmittel bereitgestellt, davon für Ostfriesland 
46,121 Millionen DM und für das Emsland 
19,606 Millionen DM. 

Anlage 57 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
9/2226 Fragen 152 und 153): 

Wird die Bundesregierung den Raumordnungsbericht 1982 
verspätet vorlegen, weil sie davon ausgeht, daß durch ihre 
Amtsübernahme sich die räumliche Entwicklung in der Bun-
desrepublik Deutschland kurzfristig ändern wird, oder sieht 
die Bundesregierung in der Darstellung der räumlichen Ent-
wicklung des Bundesgebiets soviel parteipolitisches Kon-
fliktpotential, daß sie den vorgefundenen Entwurf der alten 
Bundesregierung nicht übernehmen konnte? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Auswei-
sung von Bauland zu Preisen von mehr als 200 DM pro qm in 
Verdichtungsgebieten einer durchschnittlich verdienenden 

Arbeitnehmerfamilie mit Kindern die Eigentumsbildung 
noch ermöglicht, und wenn nein, welche Folgerungen zieht 
sie daraus? 

Zu Frage 152: 

Die Bundesregierung hat nach § 11 Raumord-
nungsgesetz dem Bundestag alle 4 Jahre einen Be-
richt zu erstatten. Dieser Bericht soll nicht nur eine 
Bestandsaufnahme und Darstellung der räumli-
chen Entwicklungstendenzen des Bundesgebiets 
enthalten. Er soll auch Auskunft geben über die 
Ziele der Raumordnung und geplante Maßnahmen. 
Die Bundesregierung hält gerade das zuletzt ge-
nannte, vom Gesetzgeber mit dem Bericht verbun-
dene Anliegen für richtig. 

Dem Präsidenten des Deutschen Bundestages ist 
daher mit Schreiben vom 24. November 1982 mitge-
teilt worden, daß der Raumordnungsbericht 1982 in 
Folge des Regierungswechsels erst Ende Juni 1983 
vorgelegt werden kann. Die Fristverlängerung gibt 
der Bundesregierung die Möglichkeit, ihre Zielset-
zungen für die Raumordnungspolitik der 80er Jahre 
umfassend darzulegen. 

Zu Frage 153: 

Die in den vergangenen Jahren festzustellende 
deutliche Erhöhung des Anteils der Bodenpreise an 
den Gestehungskosten eines Einfamilienhauses 
wirkt sich für die Eigentumsbildung ungünstig aus. 
In Übereinstimmung mit dem deutschen Städtetag, 
dem Deutschen Landkreistag und dem Deutschen 
Städte- und Gemeindebund ist die Bundesregierung 
daher der Auffassung, daß mehr und preiswerteres 
Bauland auf den Markt gebracht werden muß. Er-
forderlich ist dazu vor allem, daß die Gemeinden 
durch Mobilisierung und Neuausweisung das auf 
dem Markt verfügbare Angebot an Bauland auswei-
ten und durch eine aktive Baulandpolitik sich die 
Möglichkeit verschaffen, Grundstücke zu einem 
tragbaren Preis an solche Personenkreise zu veräu-
ßern, die unter den normalen Marktbedingungen 
nicht zu einem Grunderwerb in der Lage wären. 
Der Bundesregierung sind zahlreiche Beispiele von 
Gemeinden bekannt, die auf diese Weise den 
Grunderwerb für weite Kreise der Bevölkerung er-
möglichen. 

Auch eine flächen- und kostensparende Bauweise 
und die Vergabe von Grundstücken in Erbpacht 
können die Kosten für einen Grunderwerb deutlich 
senken. 

Zur Erprobung der Ersparnismöglichkeiten för-
dert die Bundesregierung Versuchs- und Ver-
gleichsbauvorhaben. So werden z. B. in Essen-Vo-
gelheim auf ca. 200 Quadratmeter großen Grund-
stücken Reiheneigenheime für weniger als 
190 000 DM einschließlich Keller und Grundstück 
errichtet. Außerdem beabsichtigt die Bundesregie-
rung Maßnahmen zur Verbesserung der steuerli-
chen Rahmenbedingungen auf dem Baulandmarkt; 
hierauf habe ich in der Antwort auf Fragen des Kol-
legen Conradi schon am 26. November hingewie-
sen. 
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Anlage 58 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Poß (SPD) (Drucksache 9/2226 
Fragen 154 und 155): 

Wie hoch sind die — in die finanzwirtschaftlichen Jahres-
durchschnittswerte aller Wohnungsbauausgaben 1983 und 
1984 für die Bundesbeteiligungsquoten (vergleiche Plenar-
protokoll der 131. Sitzung, Seite 8175) eingegangenen — Be-
teiligungsquoten des Bundes für die drei Programmteile des 
Sonderprogramms zur Belebung des sozialen Wohnungsbaus 
und der Baunachfrage in diesen Jahren, über das noch mit 
den Ländern eine Verwaltungsvereinbarung abzuschließen 
ist? 

Wie hoch wird die Beteiligungsquote für dieses Sonderpro

-

gramm bei den einzelnen Bundesländern für 1983 sein? 

Außer dem gesetzlich zu regelnden zusätzlichen 
Schuldzinsenabzug zur Verbesserung der steuerli-
chen Förderung des Eigenheimbaues umfaßt das 
Sonderprogramm zur Belebung des sozialen Woh-
nungsbaus und der Baunachfrage 

— das Programm zur Bausparzwischenfinanzie-
rung 

— und die zusätzlichen Förderungsmaßnahmen im 
sozialen Wohnungsbau. 

Für das Programm zur Bausparzwischenfinanzie-
rung wird zwischen Bund und Ländern eine geson-
derte Verwaltungsvereinbarung mit einer Beteili-
gungsquote des Bundes in Höhe von 90 % abge-
schlossen. 

Die zusätzlichen Bundesfinanzhilfen zur Förde-
rung des Mietwohnungs- und Eigenheimbaues im 
sozialen Wohnungsbau stocken die Fördermittel für 
die laufenden Jahresprogramme 1983 und 1984 auf. 

Die für den sozialen Wohnungsbau abzuschlie-
ßende Verwaltungsvereinbarung sieht daher keine 
gesonderte Beteiligungsquote des Bundes für das 
Sonderprogramm vor, sondern nur für den gesam-
ten sozialen Wohnungsbau unter Einschluß des 
Sonderprogramms. Die Beteiligungsquoten des 
Bundes im ersten und im zweiten Förderungsweg 
betragen maximal je 90% und in beiden Förde-
rungswegen zusammen maximal 60 %. Diese nicht 
unerhebliche Spannbreite der Beteiligungsquoten 
des Bundes an den einzelnen Förderwegen 
einerseits und am gesamten sozialen Wohnungsbau 
andererseits soll den Ländern eine den jeweiligen 
Förderbedürfnissen entsprechende Ausgestaltung 
ihrer Programmstrukturen ermöglichen. 

Wie hoch der Anteil der Bundesmittel im ersten 
und zweiten Förderungsweg insgesamt und in den 
einzelnen Ländern sein wird, läßt sich noch nicht 
sagen, da die Länder ihre Förderungsprogramme 
für 1983 und die dafür bereitgestellten Landesmittel 
noch nicht mitgeteilt haben. Die Beteiligungsquote 
des Bundes wird jedoch auf jeden Fall wesentlich 
höher sein als in den vergangenen Jahren. 

Anlage 59 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. von Bülow (SPD) (Drucksa-
che 9/2226 Fragen 156 und 158): 

Kennt die Bundesregierung das Programm der französi-
schen Regierung zur Entwicklung der französischen infor-
mationstechnischen Industrie (filiere electronique)? 

Trifft es zu, daß es das erklärte Ziel der französischen 
Regierung ist, durch massive staatliche Förderung und eine 
national orientierte gezielte Industriestrukturpolitik zur füh-
renden Industrienation in Europa auf dem Gebiet der Elek-
tronik und Informationstechnik zu werden, und wenn ja, wel-
che Folgerungen zieht die Bundesregierung daraus? 

Zu Frage 156: 
Der Bundesregierung ist das genannte Pro-

gramm bekannt. Die französische Regierung hat 
der Elektronik-Industrie im Rahmen ihrer Indu-
strieförderung die höchste Priorität gegeben. Für 
den gesamten Bereich der Informationstechnik und 
Elektronik soll der derzeitige Produktionswert in 
Frankreich von 100 Milliarden FF innerhalb von 
fünf Jahren inflationsbereinigt auf 170 Milliarden 
FF ansteigen. Um dieses Ziel zu erreichen, sollen 
von 1982 bis 1986 55 Milliarden FF öffentliche Mit-
tel aufgewendet werden. Damit sollen nach Anga-
ben der französischen Regierung 80 000 zusätzliche 
Arbeitsplätze geschaffen werden.  

Zu Frage 158: 
Es gibt Äußerungen der französischen Regierung, 

wonach es das Ziel des 5-Jahresprogrammes zur 
Förderung der Elektronik-Industrie ist, die Wirt-
schaft Frankreichs hinter den USA und Japan als 
Elektronikproduzent auf den dritten Platz in der 
Welt zu führen, der gegenwärtig von der Wirtschaft 
der Bundesrepublik Deutschland eingenommen 
wird. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland die-
ser Herausforderung gewachsen ist. Die Bundesre-
gierung selbst leistet im Rahmen der Förderung 
durch das BMFT einen erheblichen Beitrag zur wei-
teren Stärkung der Wettbewerbskraft der deut-
schen Wirtschaft und hat darüber hinaus im Rah-
men des in der Debatte des Deutschen Bundestages 
vom 24. November 1982 durch den Bundesminister 
für Forschung und Technologie vorgetragenen 
6-Punkte-Konzepts ihre Absicht bekräftigt, in Zu-
kunft auf einer marktwirtschaftlichen Basis ihre 
Möglichkeiten zur Förderung der deutschen Elek-
tronik-Industrie voll auszuschöpfen. 

Anlage 60 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Schachtschabel (SPD) 
(Drucksache 9/2226 Frage 157): 

Welche öffentlichen Mittel stellt die französische Regie-
rung privaten und staatlichen Unternehmen im Zeitraum der 
Jahre 1982 bis 1986 zur Verfügung für Förderung im Bereich 
der Mikro- und der Unterhaltungselektronik, und wieviel 
Förderungsmittel hat die Bundesregierung in diesem Zeit-
raum für dieses Gebiet veranschlagt? 

Nach dem Programm der französischen Regie-
rung zur Förderung der Elektronik und Informa- 
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tionstechnik sollen innerhalb von fünf Jahren ca. 
10 Milliarden FF in den Bereich der elektronischen 
Bauelemente einschließlich der Mikroelektronik 
fließen. In der mittelfristigen Finanzplanung sind 
als Fördermittel in der Bundesrepublik Deutsch-
land bei heutigem Wechselkurs ca. 3 Milliarden FF 
vorgesehen. In die Unterhaltungselektronik sollen 
in Frankreich nach Presseberichten ca. 7 Milliarden 
FF fließen. Die Unterhaltungselektronik wird in der 

- Bundesrepublik Deutschland aus öffentlichen Mit-
teln so gut wie nicht gefördert. 
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